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Vorbemerkung 

Der Wissenschaftsrat hat in seinen Empfehlungen zur Ausgestaltung öffentlich-privater 

Partnerschaften in der universitätsmedizinischen Forschung und Krankenversorgung 

aufgezeigt, unter welchen Voraussetzungen in diesen Bereichen die Bündelung der 

Kompetenzen und Ressourcen von Universitätsklinika und Unternehmen einen wech-

selseitigen Nutzen erzeugen kann.1 Aspekte der Kooperation von Wissenschaft und 

Wirtschaft wurden auch in die Querschnittsbegutachtung der Agrarforschung einbezo-

gen.2  

Eine disziplinenübergreifende Betrachtung dieses Themenkomplexes liegt indes mit der 

Stellungnahme zur Zusammenarbeit zwischen Hochschulen und Wirtschaft über zwei 

Jahrzehnte zurück.3 Zwischenzeitlich haben sich diese Interaktionen in vielfältiger Form 

weiterentwickelt und deutlich verstärkt. Die Verbesserung und Intensivierung der Aus-

tauschprozesse zwischen Wissenschaft und Wirtschaft sind ein zentraler Gegenstand 

der aktuellen Innovationspolitiken des Bundes und der Länder. Die Regierungschefs 

von Bund und Ländern haben im Dezember 2006 ihren Beschluss bekräftigt, im Rah-

men der Lissabon-Strategie die Ausgaben für Forschung und Entwicklung von Staat 

und Wirtschaft in Deutschland bis 2010 auf 3% des BIP zu steigern. Vor diesem Hinter-

grund hat der Wissenschaftsrat in den vorliegenden Empfehlungen eine Bestandsauf-

nahme der Verbindungen zwischen wissenschaftlichen Institutionen und Unternehmen 

in Deutschland erarbeitet, Hemmnisse für eine effektivere Zusammenarbeit identifiziert 

und Empfehlungen zu deren Beseitigung formuliert. 

Bei der Fülle und Vielfältigkeit der in der Bestandsaufnahme beschriebenen Interakti-

onsformen und Handlungsfelder musste der Wissenschaftsrat seine Analysen und 

Empfehlungen auf ausgewählte Themenkreise beschränken. Hierzu konzentriert er sich 

in Übereinstimmung mit seinen genuinen Aufgaben auf jene Bereiche und Kooperati-

onsformen, 1.) in denen Defizite und Probleme besonders deutlich hervortreten, 2.) die 

sich in besonderer Weise von der Vorstellung eines linearen Transfers von Wissen aus 

der Wissenschaft in die Wirtschaft lösen oder die 3.) gezielt seitens der Wissenschaft 

bzw. der Politik beeinflusst werden können. Gleichwohl richten sich einige Empfehlun-

gen auch ausdrücklich an die Unternehmen. 

 
1  Wissenschaftsrat (2006a); Wissenschaftsrat (2007a). 
2  Wissenschaftsrat (2006b). 
3  Wissenschaftsrat (1986). 
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Zwei Bereiche, die von großer Bedeutung für dieses Thema sind, werden im Rahmen 

dieser Empfehlungen nicht behandelt. Dies sind zum einen Fragen der Sicherung bzw. 

Optimierung von Qualität und Praxisorientierung der Lehre. Zu diesen Aspekten hat der 

Wissenschaftsrat in anderen aktuellen Empfehlungen Stellung genommen bzw. wird 

diese Themen an anderer Stelle aufnehmen.4 Zum anderen ist dies der Bereich der 

Weiterbildung und des lebenslangen Lernens. Der Wissenschaftsrat behält sich vor, 

sich diesem Thema zu einem anderen Zeitpunkt zu widmen. 

Zeitgleich zur Entstehung der vorliegenden Empfehlungen hat auch der Stifterverband 

für die deutsche Wissenschaft einen Bericht zur Kooperation von wissenschaftlichen 

Institutionen und Unternehmen verfasst. Wissenschaftsrat und Stifterverband haben in 

gegenseitiger Kenntnis der entstehenden Empfehlungen agiert. Eine Arbeitsteilung 

drückt sich in der unterschiedlichen Vorgehensweise bei der Problemanalyse, in der 

thematischen Schwerpunktsetzung sowie in der unterschiedlichen Gewichtung der Ad-

ressatenkreise aus. 

Die vorliegenden Empfehlungen beruhen auf Anhörungen und Konsultationen, Beteili-

gung an aktuellen Diskussionen insbesondere auch durch die Teilnahme an einschlägi-

gen Konferenzen und Workshops sowie auf Analysen des umfangreichen verfügbaren 

empirischen Materials zu Innovationsprozessen.  

Zur Vorbereitung dieser Empfehlungen hat der Forschungsausschuss im April 2006 

seine Arbeit aufgenommen. Im Forschungsausschuss haben auch Sachverständige 

mitgewirkt, die nicht Mitglieder des Wissenschaftsrates sind. Ihnen, und allen, die im 

Rahmen von Anhörungen und Konsultationen an der Entstehung der Empfehlungen 

beteiligt waren, weiß sich der Wissenschaftsrat zu besonderem Dank verpflichtet. 

Der Wissenschaftsrat hat die vorliegenden Empfehlungen am 25. Mai 2007 in Olden-

burg verabschiedet. 

                                            
4 Wissenschaftsrat (2004a); Wissenschaftsrat (2006c); Wissenschaftsrat (2006d); Wissenschaftsrat (2007b). 
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Kurzfassung 

Wechselseitigem Wissensfluss zwischen Akteuren aus Wissenschaft und Wirtschaft 

kommt eine zentrale Bedeutung für die Weiterentwicklung beider gesellschaftlicher Be-

reiche zu. Einerseits resultieren hieraus Erkenntnisgewinne für Forschung und Lehre an 

den Hochschulen und Forschungseinrichtungen. Andererseits sind die zunehmend of-

feneren und komplexeren Formen der Kooperation zwischen Hochschulen/Forschungs-

einrichtungen und Unternehmen der wissenschaftsbasierten Wirtschaftssektoren essen-

tiell für die Entstehung grundlegender Innovationen, die wiederum ein wichtiger Faktor 

für die Prosperität der Volkswirtschaft sind. 

Der Wissenschaftsrat sieht daher im Wissens- und Technologietransfer eine wichtige 

Aufgabe der Hochschulen und Forschungseinrichtungen neben Forschung, Lehre, Aus-

bildung des wissenschaftlichen Nachwuchses und Weiterbildung, die intensiver als bis-

her wahrgenommen werden sollte. Eine Steigerung der Effektivität des Wissens- und 

Technologietransfers muss durch eine konsequentere und systematischere Nutzung 

des vorhandenen Transferpotentials, durch eine Verbesserung und optimierte Förde-

rung von Verwertungsprozessen und vor allem durch nachhaltige Kooperationsformen 

zwischen Wissenschaft und Wirtschaft gelingen. Damit einhergehen muss auch eine 

höhere Sensibilität der Wissenschaftler und der Entscheidungsträger in den Unterneh-

men für die Vorteile eines intensiven gegenseitigen Wissensaustauschs. 

Mit dem Entschluss von Bund und Ländern, den Wissens- und Technologietransfer als 

Aufgabe der Hochschulen und Forschungseinrichtungen wahrzunehmen bzw. als eine 

ihrer Leistungen rechtlich zu kodifizieren, und der Erwartung, das Engagement für In-

teraktionen zwischen Wissenschaft und Wirtschaft zu steigern, ist unmittelbar die Frage 

nach einem realistischen Weg zur Umsetzung verbunden. Da eine Intensivierung des 

Wissens- und Technologietransfers nicht zu Qualitätseinbußen bei der Wahrnehmung 

der anderen Aufgaben im Wissenschaftssystem führen darf, ergibt sich für die wissen-

schaftlichen Institutionen – insbesondere für die Hochschulen – ein gravierendes Span-

nungsverhältnis. Dessen ist sich der Wissenschaftsrat sehr bewusst. Dieses Span-

nungsverhältnis auszubalancieren, kann nur gelingen, wenn die verschiedenen Aufga-

ben der Hochschulen und Forschungseinrichtungen sowohl zwischen den Institutionen 

als auch innerhalb dieser im Sinne einer klaren Profilbildung verteilt wahrgenommen 

werden. Dies bedeutet, dass es Institutionen und auch Hochschullehrerinnen und 
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Hochschullehrer geben wird, die den Wissens- und Technologietransfer verstärkt zu 

Lasten anderer Aufgaben ausüben, aber auch solche, für die er eine mindere Rolle 

spielt. Die Leitungen der Hochschulen und Forschungseinrichtungen müssen einen 

Umgang mit der Aufgabe des Wissens- und Technologietransfers auf der Ebene der 

Gesamtinstitution gewährleisten und individuelle Strategien zur Wahrnehmung dieser 

Aufgabe implementieren. Die allgemeinen Rahmenbedingungen für die Hochschulen 

und Forschungseinrichtungen müssen den gestiegenen Erwartungen angepasst wer-

den. 

Dass eine Intensivierung des Wissens- und Technologietransfers nicht durch eine ge-

zielte Ausrichtung des gesamten Wissenschaftssystems vorwiegend auf die ökonomi-

sche Verwertbarkeit von Forschungsergebnissen oder die Belange der Wirtschaft er-

reicht werden kann und soll, ist selbstverständlich. Eine solche Ausrichtung würde die 

genuinen Bedingungen wissenschaftlicher Produktivität massiv einschränken und stün-

de somit letztlich auch dem Ziel der Steigerung der Innovationsfähigkeit der Wirtschaft 

entgegen. 

Zentrale Empfehlungen im Einzelnen sind:  

• Im Wissenschaftssystem insgesamt muss der Wissens- und Technologietransfer ver-

teilt wahrgenommen und adäquat unterstützt werden. 

Damit der Wissens- und Technologietransfer in einem differenzierten Wissenschafts-

system verstärkt betrieben wird, bedarf es entsprechender klarer Profilentscheidun-

gen auf der institutionellen Ebene zum einen und bei den Wissenschaftlern hinsicht-

lich der Verteilung und Gewichtung ihrer Aufgaben in Forschung, Lehre und dann 

auch Wissens- und Technologietransfer zum anderen; hierbei sollten zusätzliche 

Transferaktivitäten der Wissenschaftler bei der Festsetzung ihres Lehrdeputats be-

rücksichtigt werden.  

• Wissens- und Technologietransfer soll verstärkt als ein strategisches Ziel von Hoch-

schulen und Forschungseinrichtungen begriffen und durch die Leitungsebenen un-

terstützt werden.  

Jede Hochschule und Forschungseinrichtung, die eine intensive Zusammenarbeit mit 

der Wirtschaft anstrebt, muss sich in der Weise über ihre strategischen Ziele ver-

ständigen, dass sie definiert, welche Formen der Kooperation primär angestrebt, 

welche Branchen präferiert und welche Konditionen (hinsichtlich Vollkosten, Verwer-

tung, Umgang mit geistigem Eigentum etc.) gelten sollen. 



 - 9 - 

• Das Engagement im Wissens- und Technologietransfer muss sich institutionell und 

individuell lohnen. 

Leistungen auf diesem Gebiet müssen institutionell bei der Mittelvergabe angemes-

sen berücksichtigt werden, d.h. sowohl bei der Vergabe an die Hochschulen und 

Forschungseinrichtungen als auch innerhalb dieser. Individuell sollen die Leistungen, 

wenn sie im Hauptamt wahrgenommen werden, durch entsprechende Prämienrege-

lungen im Rahmen der W-Besoldung besser vergütet werden können. Wenn Leis-

tungen in Nebentätigkeit erbracht werden, sollen sie durch eine Ausweitung der zu-

lässigen Einnahmen honoriert werden, von der zugleich die Institutionen durch Ab-

führung eines Anteils profitieren.  

• Transferstellen und Patentverwertungsagenturen müssen neu strukturiert, professio-

nalisiert und in ihren Aufgaben aufeinander abgestimmt werden. 

Transferstellen der Hochschulen und Forschungseinrichtungen müssen in ihren 

Handlungsmöglichkeiten und ihrem institutionellen Auftrag gestärkt, und ihr Aufga-

benprofil muss an die spezifischen Anforderungen der institutionellen Strategien an-

gepasst werden. Patentverwertungsagenturen sollten ein deutliches Profil im Sinne 

einer Schwerpunktsetzung auf wenige Technologiefelder entwickeln und hierdurch 

zu einer Verbesserung der Ausnutzung des Innovationspotentials von Patenten ge-

langen. Sie sollten leistungsabhängig von der öffentlichen Hand unterstützt werden. 

Die Förderung sollte perspektivisch das Ziel verfolgen, dass sich die Patentverwer-

tungsagenturen zu profitablen Einrichtungen entwickeln. 

• Die Weiterentwicklung von Forschungsergebnissen bis zu einem wirtschaftlich rele-

vanten Stadium soll verstärkt gefördert werden. 

Der Wissenschaftsrat schlägt die Einrichtung eines von der öffentlichen Hand und 

privaten Mittelgebern finanzierten Fonds vor, aus dem Projekte gefördert werden, die 

die Lücke zwischen einem akademischen Forschungsergebnis und dessen    Etablie-

rung als neuem Produkt oder Verfahren (oder Bestandteil eines solchen) am Markt 

überbrücken.  

• Formen nachhaltiger Kooperationsbeziehungen zwischen Wissenschaft und Wirt-

schaft sollen gezielt von allen Seiten unterstützt werden. 

Der Wissenschaftsrat gibt Empfehlungen zum Aufbau strategischer Partnerschaften 

zwischen Hochschulen/Forschungseinrichtungen und Unternehmen, zur Förderung 

von Clustern und Spin-offs sowie zu Stiftungsprofessuren und gemeinsam von 
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Hochschulen und Unternehmen betreuten Abschlussarbeiten. Die Unterstützung von 

Spin-offs sollte insbesondere auf Maßnahmen, die deren Bonitätseinschätzung und 

Markttauglichkeit verbessern, fokussiert werden. 

• Im deutschen und europäischen Patentrecht soll eine Neuheitsschonfrist eingeführt 

werden. 

Hierdurch lässt sich ein Ausgleich der Erwartungen an die Publikationsleistung der 

Wissenschaftler und die ökonomische Wirkungskraft der akademischen Forschung 

erreichen und die Wahrscheinlichkeit einer Verwertung zahlreicher andernfalls wirt-

schaftlich ungenutzter Forschungsergebnisse erhöhen.  
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A. Ausgangslage 

A.I. Verhältnis von Wissenschaft und Wirtschaft 

In Deutschland sind das Wachstum und die Wettbewerbsfähigkeit der Volkswirtschaft in 

hohem Maße von deren Wissenschaftsbasis und Innovationsfähigkeit abhängig, da 

Deutschland zum einen nicht über nennenswerte Rohstoffvorräte verfügt und zum an-

deren durch hohe Lohn- und Produktionskosten gekennzeichnet ist.  

Diese Formel wird von der Politik, der Wirtschaft und der Wissenschaft gleichermaßen 

verwandt und beschreibt die gestiegene Erwartung der Politik an größere Synergien 

zwischen Wissenschaft und Wirtschaft, nicht zuletzt um die über die letzten Jahre im 

internationalen Vergleich relativ geringe Wachstumsrate des Pro-Kopf-Einkommens in 

Deutschland sowie die weiterhin hohe Arbeitslosenquote5 positiv zu beeinflussen. 

Zugleich ist die Formel Ausdruck eines veränderten gesellschaftlichen Diskurses über 

die Rolle der Wissenschaft und ihres Beitrags zum wirtschaftlichen Wachstum. Die Wis-

senschaft selbst hat ihre ökonomische Relevanz in wachsendem Maße für Legitimati-

onszwecke und zur Begründung vermehrter öffentlicher Investitionen in die Forschung 

in Anschlag gebracht. So entstehen neue wechselseitige Abhängigkeiten zwischen Wis-

senschaft und Wirtschaft. Zum einen steigt die Nachfrage der Wirtschaft nach an Hoch-

schulen und öffentlich geförderten Forschungseinrichtungen generiertem wissenschaft-

lichem Wissen, da dies entscheidend für die Konkurrenzfähigkeit ist, die Kosten und 

Risiken eigener Forschungsaktivitäten aber hoch sind. Zum anderen besteht in Zeiten 

angespannter öffentlicher Haushalte für die wissenschaftlichen Institutionen die Not-

wendigkeit, sich private Finanzquellen zu erschließen. Die Beziehung von Wissenschaft 

und Wirtschaft wird enger und entwickelt sich zu einem wichtigen Politikfeld. 

Es muss konstatiert werden, dass sich Wissenschaft und Wirtschaft im beschriebenen 

Sinne über die vergangenen Jahrzehnte zwar deutlich angenähert haben, zur Deckung 

kommen können und dürfen sie jedoch nicht. Weder wird es der Wissenschaft gerecht, 

vorwiegend unter dem Aspekt ihrer Leistung für die Volkswirtschaft betrachtet zu wer-

den, noch wird es der Wirtschaft gerecht, wenn ihre Leistung allein auf wissenschaftli-

che Erfindungen zurückgeführt wird. Der Nutzen von Interaktionen zwischen Wissen-

schaft und Wirtschaft fußt auf der Unterschiedlichkeit dieser beiden gesellschaftlichen 

Bereiche. Gerade durch die Verschiedenheit werden an den Schnittstellen von Wissen-

schaft und Wirtschaft kreative Potentiale freigesetzt und Innovationskräfte geschaffen 
                                            
5  ARGE (2005); ARGE (2006); DIW (2005a); OECD (2003). 
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bzw. verstärkt. Auf der anderen Seite sind es diese Unterschiede, die mitunter zu Miss-

verständnissen und falschen Erwartungen führen und produktive Interaktionen verhin-

dern können. 

Das Ziel nachhaltiger Innovationspolitik muss es daher sein, die Austauschprozesse 

zwischen Wissenschaft und Wirtschaft zu fördern, ohne dabei die Prinzipien und Hand-

lungslogiken der beiden Bereiche zu vereinheitlichen. 

I.1. Synergien zwischen Wissenschaft und Wirtschaft: Bedeutung für die Ent-
stehung von Innovationen 

Im komplexen Geflecht der das wirtschaftliche Wachstum und die Wettbewerbsfähigkeit 

einer Volkswirtschaft bestimmenden Faktoren ist der technische Fortschritt eine ent-

scheidende Determinante. Technischer Fortschritt erfolgt nicht zufällig, sondern ist das 

Resultat der Implementierung von Innovationen in Unternehmen. Somit wird der techni-

sche Fortschritt maßgeblich durch die Innovationsfähigkeit einer Volkswirtschaft be-

stimmt, die ihrerseits von einer Reihe von Faktoren abhängig ist. Hierzu zählen neben 

dem Niveau von Bildung, Forschung und Entwicklung auch innovationsfördernde Rah-

menbedingungen beispielsweise mit Blick auf Finanzierungsmöglichkeiten und staatli-

che Regulierung sowie nicht zuletzt auch die Aufgeschlossenheit der Gesellschaft ge-

genüber innovativen Entwicklungen. Deutschland steht mit anderen Volkswirtschaften 

im globalen Wettbewerb um innovationsfördernde Ressourcen. Die Internationalisierung 

des Innovationsgeschehenes hat in Deutschland ein hohes Niveau erreicht. So ist auf 

der einen Seite eine Verlagerung von Forschungs- und Entwicklungs- sowie Produkti-

onskapazitäten ins Ausland zu beobachten. Es gibt vielfältige Beispiele dafür, dass Er-

findungen inländischer Hochschulen, Forschungseinrichtungen oder Unternehmen im 

Ausland zur Markteinführung gebracht werden und der durch sie erzeugte wirtschaftli-

che Nutzen hauptsächlich dort entsteht. Die Geschichte der MP3-Technologie demonst-

riert dies eklatant.6 Auf der anderen Seite ist ein zunehmendes Forschungs- und Ent-

wicklungsengagement ausländischer Unternehmen in Deutschland zu beobachten. So 

lag der Anteil der durch ausländische Unternehmen getätigten Forschungs- und Ent-

wicklungsaufwendungen an den Gesamtaufwendungen der Wirtschaft im Jahr 2003 bei 

rund 26%.7 Die Aufwendungen für Forschung und Entwicklung ausländischer multinati-

                                            
6  MP3 ist ein Dateiformat, das die Komprimierung von Audiodaten ohne signifikanten Qualitätsverlust erlaubt. Es wurde am Fraun-

hofer-Institut für Integrierte Schaltungen in Erlangen und an der Universität Erlangen-Nürnberg entwickelt. Heute erhält die 
Fraunhofer-Gesellschaft beachtliche Erträge aus den MP3-Lizenzen (vgl. Kapitel A.III.7.). Der enorme wirtschaftliche Erfolg die-
ses Formats kommt allerdings vornehmlich Unternehmen der Musikbranche außerhalb Deutschlands zugute. 

7 Belitz (2006) S. 9: Zum Vergleich USA – 15%, Finnland – 15% (2002), Frankreich – 19,4% (2002), Großbritannien 45%.  
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onaler Unternehmen in Deutschland (€ 12,1 Mrd.) überstiegen im Jahr 2003 erstmals 

diejenigen deutscher multinationaler Unternehmen im Ausland (€ 10,9 Mrd.).8  

Innovationen sind technische, soziale oder organisatorische Neuerungen, die für das 

sie implementierende Unternehmen einen Wettbewerbsvorteil schaffen. Schon diese 

Definition bildet die bestehenden kulturellen Differenzen zwischen Wissenschaft und 

Wirtschaft ab, da der Begriff Innovation in vielen Wissenschaftsdisziplinen für bedeu-

tende neue Erkenntnisse, Konzepte oder Lösungsstrategien verwendet wird, ohne dass 

von diesen ein nützlicher ökonomischer Effekt ausgehen muss.9  

Innovationen lassen sich auf unterschiedliche Art und Weise kategorisieren. So wird 

zwischen Produkt- und Prozessinnovationen unterschieden.10 Während Produktinnova-

tionen zur Markteinführung neuer oder verbesserter Produkte oder Dienstleistungen 

führen, stellen Maßnahmen, die Produktivitätssteigerungen durch Modifikation beste-

hender Arbeitsabläufe nach sich ziehen, Prozessinnovationen dar. Prozessinnovationen 

führen in der Regel durch Kostenreduktion letztlich zu einem niedrigeren Angebotspreis 

eines Produktes. Eine Innovation kann sich allerdings abhängig vom Standpunkt des 

Beobachters für diesen unterschiedlich darstellen. Beispielsweise kann die Produktin-

novation des einen Unternehmens ein neuer Bestandteil eines Fertigungsprozesses 

und damit eine Prozessinnovation für ein anderes Unternehmen sein.  

In Abgrenzung zu den technischen umfassen nicht-technische Innovationen organisato-

rische oder soziale Neuerungen – wie die Entwicklung neuer Forschungs-, Produktions- 

oder Vertriebskonzepte – sowie den Aufbau von Kompetenzfeldern rund um eine tech-

nische Innovation und Neuerungen in der Organisation eines Unternehmens, wie bei-

spielsweise die Einführung eines strukturierten Wissensmanagements.11  

Bei der Beurteilung der Wirkung einer Innovation kann darüber hinaus nach inkremen-

tellen und radikalen Innovationen differenziert werden. Während inkrementelle Innovati-

onen Verbesserungen eines bestehenden Produktes darstellen, bestehen radikale In-

novationen in neuartigen Produkten, Dienstleistungen oder Prozessen bzw. in Sprün-

gen der Leistungsfähigkeit bestehender Produkte. Eine Prozessinnovation wird dann als 

radikal bezeichnet, wenn es einem Unternehmen hierdurch in einer Wettbewerbssituati-

                                            
8  Belitz (2006) S.11 ff.; vgl. Tabellen A.1 und A.2 im Anhang; aktuellere Zahlen (dann Stand 2005) werden erst im Herbst 2007 

vorliegen, da diese Daten nur in zweijährigem Rhythmus erhoben werden (persönliche Auskunft von H. Belitz, DIW Berlin).  
9  In den vorliegenden Empfehlungen wird der Begriff „Innovation” ausschließlich im ökonomischen Sinne verwendet. Zur Abgren-

zung werden Forschungsergebnisse in den naturwissenschaftlich-technischen Wissenschaftsdisziplinen, deren ökonomische 
Nützlichkeit noch nicht gezeigt ist, als „Erfindungen“ bezeichnet. 

10  Voßkamp (1996); OECD (1997); DIW (2006a) S. 13. 
11  Staudt et al. (2002) S. 127 ff.; Kinkel et al. (2004) S. 5 ff. 
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on gelingt, die gesamte Nachfrage auf sich zu vereinen.12 Radikale Produktinnovatio-

nen besetzen neue Marktnischen und eröffnen dem Unternehmen hierdurch zumindest 

vorübergehend eine monopolistische Stellung auf dem relevanten Markt. 

Innovationen haben vielfältige Konsequenzen für wichtige Parameter einer Volkswirt-

schaft und gelten als bedeutender Wachstumsfaktor für industrialisierte Volkswirtschaf-

ten. Zum einen haben Innovationen Auswirkungen auf die Beschäftigungssituation. Ein 

positiver Zusammenhang zwischen Innovationen und Beschäftigungswachstum besteht 

insbesondere in Unternehmen mit hoher Forschungs- und Entwicklungsaktivität, wie 

z.B. technologiebasierten Unternehmen, die aus Hochschulen und Forschungseinrich-

tungen ausgegründet werden.13  

Zum anderen wirken Innovationen insbesondere auch durch ihren Einfluss auf die Pro-

duktivität einer Volkswirtschaft. Empirische Studien belegen einen positiven Zusam-

menhang zwischen Forschungs- und Entwicklungsintensität, Innovationsaktivität und 

Produktivität sowie den positiven Einfluss des technischen Fortschritts auf das ökono-

mische Wachstum auf der Branchen- und Volkswirtschaftsebene.14  

Klassischerweise wurden Innovationsprozesse als eine lineare Kette aufeinander fol-

gender Phasen dargestellt. In solchen linearen Modellen stellt die grundlagenorientierte 

Forschung den Ausgangspunkt jeder Innovation dar, worauf die angewandte For-

schung, die prototypische Entwicklung und die Produktion folgen, die in der Vermark-

tung und Diffusion der Innovation gipfeln. Unter den linearen Beschreibungen des Inno-

vationsprozesses existieren zwei konkurrierende Erklärungsmodelle, die entweder die 

gesellschaftliche Nachfrage (demand pull) oder das Angebot neuer Technologien (tech-

nology push) als den treibenden Faktor für die Entstehung von Innovationen identifizie-

ren. Das Nachfragesog-Modell geht davon aus, dass die durch Marktsignale vermittelte 

gesellschaftliche Nachfrage nach neuen oder verbesserten Produkten die Entwicklung 

von Innovationen in Unternehmen stimuliert, wodurch wiederum eine Nachfrage nach 

Wissen bzw. Forschung induziert wird. Mit diesem Modell mag zwar die Entstehung von 

inkrementellen Verbesserungsinnovationen zu beschreiben sein, bei denen bestehende 

Produkte an Kundenwünsche angepasst werden, es eignet sich jedoch weniger zur Er-

klärung radikaler Innovationen. Diese werden eher durch das Technologieschub-Modell 

                                            
12  Tirole (1989). 
13  Egeln et al. (2002); RWI (2005); vgl. Kapitel A.III.8. 
14  Guellec und van Pottelsberghe (2001); Crépon, Duguet, Mairesse (1998); Zachariadis (2003); Hülskamp und Koppel (2006); 

Aschhoff et al. (2006). 
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abgebildet, laut dem das Angebot eines neuen Produktes eine neue Nachfrage oder gar 

einen neuen Bedarf in der Gesellschaft erzeugt.15   

Abbildung 1: Der Innovationsprozess in linearen Modellen 

Grundlagen-
forschung

Angewandte
Forschung Entwicklung Innovation

Öffentlich geförderte 
Forschungseinrichtung Wirtschaft/Industrie Markt/Nutzer

Angebot

Nachfrage

Grundlagen-
forschung

Angewandte
Forschung Entwicklung Innovation

Öffentlich geförderte 
Forschungseinrichtung Wirtschaft/Industrie Markt/Nutzer

Angebot

Nachfrage

Modifiziert nach Schmoch et al. (1996) S. 90. 
 

Obwohl es Beispiele für in solch gerichteten Prozessen erfolgreich am Markt platzierte 

Innovationen gibt, bilden alle sequentiellen Modelle die Mehrheit von Innovationspro-

zessen nur ungenügend ab, da sie deren Dynamik nicht gerecht werden. Aufgrund der 

inhärenten Unsicherheiten, die die technische Machbarkeit und die Fähigkeit einer In-

novation zur Durchsetzung am Markt betreffen, besteht Rückkopplungsbedarf während 

des gesamten Innovationsprozesses. So können technische Schwierigkeiten in der 

Testphase dazu führen, dass bereits abgeschlossene Forschungs- oder Entwicklungs-

stadien erneut durchlaufen werden müssen. Erneute Forschungsaktivität kann auch erst 

nach der Produktion oder gar der Vermarktung notwendig werden, da wichtige Produkt-

eigenschaften unter Umständen erst dann offenkundig werden. Lineare Modelle unter-

bewerten also zum einen die Bedeutung der Forschung, da sie dieser nur am Beginn 

des Innovationsprozesses eine Rolle zuschreiben. Zum anderen unterstellen sie den 

unidirektionalen Wissensfluss aus der Grundlagenforschung (mit der in der Regel eine 

Hochschule oder öffentlich geförderte Forschungseinrichtung assoziiert wird) in die an-

gewandte Forschung und Entwicklung. Tatsächlich wirken aber zunehmend Erkenntnis-

se, die in problembestimmten Arbeitszusammenhängen generiert werden, durch die 

geschilderten Rückkopplungen auf die wissenschaftliche Forschung zurück, so dass 

anwendungsorientierte Prozesse neue erkenntnisorientierte Forschungsagenden schaf-

fen können.  

Die in linearen Modellen angenommene kategorische Trennung von Grundlagenfor-

schung, welche vorzugsweise an öffentlichen Institutionen durchgeführt wird, und an-

gewandter Forschung und Entwicklung, welche in Industrielaboratorien stattfindet, ist in 

der Realität kaum aufrechtzuerhalten, da die Motive der Forschung nicht zwangsläufig 

                                            
15  Braun-Thürmann (2005) S. 31 ff. 



 - 16 - 

mit der tatsächlichen Verwendung des generierten Wissens konvergieren. So kann 

nicht nur grundlagenorientierte Forschung wirtschaftlich verwertbar sein, sondern an-

wendungsorientierte Forschung auch zu grundlegenden Erkenntnissen führen.16 Dar-

über hinaus lässt sich der Typus des Forschungsansatzes nicht grundsätzlich einer be-

stimmten Institution zuordnen. In der Wissenschafts- und Technikgeschichte existieren 

zahllose Beispiele dafür, dass akademische Institutionen wirtschaftlich nützliches Wis-

sen produzieren, auf der anderen Seite aber auch Grundlagenwissen in Industrielabors 

entsteht.17  

Aufgrund dieser Erklärungsmängel wurden lineare Innovationsmodelle durch neue Er-

klärungsansätze ergänzt, die den Umstand betonen, dass Innovationsprozesse zum 

einen von vielfältigen Rückkopplungen und Nicht-Linearitäten geprägt sind und sich 

zum anderen durch multiple Eingänge auszeichnen, so dass die einzelnen Phasen re-

kursiv miteinander vernetzt sind.18  

Abbildung 2: Interaktionsmodell von Innovationsprozessen 

Grundlagen-
forschung

Angewandte
Forschung

Entwicklung

Produktion

Hochschulen und 
öffentlich geförderte

Forschungseinrichtungen Wirtschaft

Politik Markt / Nutzer
Das Modell zeigt den fließenden Verlauf des Anwendungsbezugs   
der Forschung. Die „Forschungsarten“ (grundlagenorientiert bzw.  
angewandt) lassen sich nicht kategorisch voneinander trennen 
und verlaufen zu allen Phasen des Innovationsprozesses parallel.  
Forschung an öffentlichen und privaten Einrichtungen erfolgt im  

                                                                                                         gesamten Spektrum des Anwendungsbezugs, wenn auch mit  
unterschiedlicher Gewichtung (graue Balken). Innovationen  
entstehen in einem Netzwerk rekursiver Interaktionen zwischen                             
Wissenschaft, Wirtschaft, Politik und Nutzern.  

 

 

 

 

 

 

 

Unterschiedliche Phasen lassen sich laut dieser Erklärungsmodelle zwar markieren, 

nicht aber strikt voneinander abgrenzen, da sie nicht sequentiell, sondern vielmehr pa-

                                            
16  Stokes (1997). 
17  Rosenberg (1990) S. 169 f.; Rosenberg und Nelson (1994) S. 332 f.; Weingart (2001) S. 192 f. 
18  Kline und Rosenberg (1986); Schmoch (2000a). 
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rallel verlaufen und sich gegenseitig beeinflussen. Im Unterschied zu den linearen Mo-

dellen wird hier die Bedeutung von Wissenschaft und Forschung als permanente Wis-

sensquelle im gesamten Innovationsprozess betont. Die neuen Modelle räumen somit 

mit der in den linearen Modellen postulierten Gerichtetheit von Innovationsprozessen 

auf und zeigen, dass Abbrüche und Rückkopplungen auf dem Weg zu einer Innovation 

die Regel sind.19  

In solchen aktuellen Theorien der Innovationsforschung werden Innovationsprozesse 

als evolutionäre Vorgänge begriffen, die durch unterschiedliche Impulse ausgelöst wer-

den können. Hier wird der Ursprung von Innovationen dem Wechselspiel von Bedarfen 

und Lösungspotentialen, den Interaktionen zwischen Akteuren und dem Kontext, in dem 

sie handeln, zugeschrieben. So führen rekursive Beziehungen zwischen Umfeldverän-

derungen – wie der durch Marktinformation, politische Regulierung oder gesellschaftli-

chen Diskurs erzeugte Problemdruck – und kreativen Akten der Handelnden zu Innova-

tionsprozessen.20 Aufgrund der wachsenden Unsicherheiten, die u.a. durch die komple-

xer und kostenintensiver werdende Forschung und Entwicklung, kürzere Produktle-

benszyklen sowie die Globalisierung des Innovationsgeschehens hervorgerufen wer-

den, entstehen Innovationen zunehmend eher in Netzwerk-Konfigurationen denn in iso-

lierten Strukturen. Nicht nur zwischen Akteuren und Kontext, sondern auch zwischen 

den Akteuren untereinander bestehen rekursive Interaktionen in Innovationsnetzwer-

ken, durch die permanente Veränderungs-, Such- und Lernprozesse angestoßen wer-

den, die zu Wettbewerbsvorteilen gegenüber der Konkurrenz führen.21 Die Akteure ste-

hen in einem gegenseitigen Abhängigkeitsverhältnis und erfüllen verschiedene Funktio-

nen innerhalb des Netzwerks. So kommen den Unternehmen die Rollen des Produzen-

ten, Zulieferers, Kunden, aber auch des Nachfragers von Arbeit und des Financiers und 

Durchführenden von Forschung und Entwicklung zu. Der Staat fungiert als Zuwen-

dungsgeber für Forschung und Entwicklung in Hochschulen und anderen Forschungs-

einrichtungen, als Nachfrager von Innovationen sowie als Gesetzgeber, der auch durch 

die Gestaltung des Bildungssystems und Marktregulierung maßgeblich die Rahmenbe-

dingungen für Innovationstätigkeiten bestimmt. Weitere wichtige Rollen spielen Finanz-

organisationen als Kredit- und Risikokapitalgeber und nicht zuletzt die privaten Haushal-

te als Anbieter von Arbeit und Nachfrager innovativer Produkte.  

                                            
19  Schmoch (2000a); Braun-Thürmann (2005). 
20  Beckert (1998); Fichter und Antes (2006). 
21  Hellmer (2002). 
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Die geschilderte Komplexität von Innovationsprozessen impliziert, dass diese nur be-

grenzt plan- und steuerbar sind. Die einer Innovation immanenten Merkmale wie ein 

hohes Maß an Neuigkeit und Komplexität und der damit verbundenen Unsicherheiten 

setzen der Manipulierbarkeit von Innovationsprozessen Grenzen. Dies bedeutet nicht, 

dass Innovationen vorwiegend zufällig geschehen oder ausschließlich exogen determi-

niert sind, sondern dass sie teilweise der Selbst- und teilweise einer Fremdkoordination 

unterliegen.22 Sie folgen einer Logik, die sich weder als eindeutig vorhersehbar und be-

rechenbar noch als vollkommen zufällig erweist, was es erschwert, generelle und ver-

bindliche Ursache-Wirkungs-Modelle für Innovationen zu formulieren, ihren Verlauf zu 

prognostizieren oder sie politisch zu steuern.23

I.2. Zusammenhang von Wissenschaft und ökonomischem Wachstum 

Die Akquisition von Wissen aus externen Quellen ist heute von zentraler Bedeutung für 

die Innovationsfähigkeit von Unternehmen und trägt zu einem höheren Innovationser-

folg bei.24 Die Gründe hierfür liegen in verschiedenen Entwicklungen wie beispielsweise 

der zu beobachtenden Konzentration der Unternehmen auf ihre Kernkompetenzen, der 

sich durch Kostenintensivierung und Spezialisierung in der Forschung verringernden 

Wirtschaftlichkeit des eigenen Forschungs- und Entwicklungspotentials sowie der Not-

wendigkeit der Beschleunigung von Forschungs- und Entwicklungsprozessen aufgrund 

der sich verkürzenden Produktlebenszyklen.25 Dieser Bedarf äußert sich in der stetigen 

Steigerung der externen Forschungs- und Entwicklungsausgaben der Wirtschaft.26 Be-

trug das Gesamtvolumen der externen Forschungs- und Entwicklungsaufwendungen 

der deutschen Wirtschaft 1997 noch € 4,5 Mrd. (13,4% der gesamten Aufwendungen 

der Wirtschaft für Forschung und Entwicklung), waren es im Jahr 2005 € 8,5 Mrd. 

(18,2% der Gesamtaufwendungen).27 Der Großteil der externen Ausgaben verbleibt im 

privatwirtschaftlichen Bereich (über 60%), 15,5% entfallen auf öffentlich geförderte Insti-

tutionen, wobei der größte Teil hiervon (10,5% der gesamten externen Aufwendungen) 

an die Hochschulen geht.28 Der prozentuale Anteil der Aufwendungen, der an Hoch-

schulen und Forschungseinrichtungen fließt, ist dabei über die vergangenen Jahre rela-

tiv konstant. Das Gesamtvolumen dieses Anteils hat aber deutlich zugenommen. Die 
                                            
22  Thom (1980); Duschek (2002); Borchert et al. (2004). 
23  Braun-Thürmann (2005). 
24  Cohen und Levinthal (1989); Cohen und Levinthal (1990); Freeman (1991); Dodgson (1994); Czarnitzki und Rammer (2000); 

Janz (2000). 
25 Pleschak (2002). 
26  Externe Forschungs- und Entwicklungsausgaben bezeichnen hier Aufwendungen für Forschungs- und Entwicklungsaufträge 

eines Unternehmens an Dritte. 
27 Quelle: Wissenschaftsstatistik. 
28 Koschatzky (2003); Wissenschaftsstatistik (2006) S. 33 ff. 
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wissenschaftliche Forschung und der Wissens- und Technologietransfer29 von Hoch-

schulen und Forschungseinrichtungen werden für die Innovationsfähigkeit der Unter-

nehmen weiter an Bedeutung gewinnen.  

Viele Studien zum wirtschaftlichen Nutzen akademischer Institutionen – insbesondere 

der Hochschulen – belegen, dass diese maßgeblich durch die Ausbildung hoch qualifi-

zierter Fachkräfte zur Innovationsfähigkeit von Unternehmen beitragen.30 Darüber hin-

aus steigert tertiäre Bildung die Nachfrage nach Innovationen und begünstigt auch auf 

diesem Weg das wirtschaftliche Wachstum.31 Daneben spielt auch die wissenschaftli-

che Forschung eine unmittelbare Schlüsselrolle für die Generierung von Innovationen. 

Die große Bedeutung erkenntnisorientierter Forschung für Innovationen sowie techno-

logischen und ökonomischen Fortschritt wurde schon in den 1960er Jahren diagnosti-

ziert und ist seither stetig gewachsen.32 So entspringen technische Innovationen, die 

nachhaltige Auswirkungen auf unseren Lebensstandard haben, immer häufiger direkt 

der Laborpraxis. Die Entwicklung des Lasers sei hier als markantes und gut dokumen-

tiertes Beispiel genannt.33

Die ökonomische Bedeutung der grundlagenorientierten Forschung der öffentlich geför-

derten Einrichtungen ist substantiell.34 Versuche, ihren Beitrag direkt messbar zu ma-

chen sind schwierig, da es sich bei der Generierung und Verbreitung von Wissen um 

nicht bezifferbare Aktivitäten handelt.35 Darüber hinaus erschweren die komplexen Be-

ziehungen in Innovationsprozessen derlei Ansätze. Die große Bandbreite potentiell 

nützlicher direkter und indirekter Effekte der öffentlich geförderten wissenschaftlichen 

Forschung wie auch die vielfältigen formellen und informellen Kanäle, durch die diese 

Effekte zum Tragen kommen, entzieht ihren wirtschaftlichen Nutzen einer direkten 

Messbarkeit. 

Die Nutzung wissenschaftlichen Wissens als Innovationsquelle setzt auf Seiten der Un-

ternehmen spezifische Kompetenzen im Innovationsmanagement sowie eine ausrei-

chende Absorptionsfähigkeit für wissenschaftliche Erkenntnisse voraus. Diese hängen 
                                            
29  Der Terminus „Wissens- und Technologietransfer“ wird als eingeführter Begriff des allgemeinen Sprachgebrauchs vom Wissen-

schaftsrat verwandt. Kategorial ist der Begriff allerdings unzutreffend, da aus wissenschaftlichen Institutionen grundsätzlich Wis-
sen (z.B. Wissen über Technologie) transferiert wird. Darüber hinaus versteht der Wissenschaftsrat den Begriff Wissens- und 
Technologietransfer nicht als unidirektionalen Wissensfluss von der Wissenschaft in die Wirtschaft. Vgl. dazu ausführlicher Kapi-
tel A.I.  

30  Gibbons und Johnston (1974); Martin und Irvine (1981); Nelson (1987); Senker (1995); Salter und Martin (2001); Zellner (2003); 
Schmoch (2004). 

31  Dohmen, Fuchs, Himpele (2006). 
32  Arrow (1962); Henderson, Jaffe, Trajtenberg (1998); Mansfield und Lee (1996); Nelson (1959); Stephan und Audretsch (2000). 
33  Townes (1999). 
34  Vgl. hierzu auch Salter und Martin (2001). 
35  Salter und Martin (2001) sowie Schartinger et al. (2002) diskutieren einige Versuche der Quantifizierung des ökonomischen 

Nutzens der wissenschaftlichen Forschung und deren Probleme und Limitierungen. 
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wiederum von der Qualifizierung der Mitarbeiter, der Verfügbarkeit eigener Forschungs- 

und Entwicklungskompetenz sowie der Spezialisierung des Unternehmens auf be-

stimmte Produkte ab.36 Hierin liegt die Tatsache begründet, dass andere Innovations-

quellen – wie Nachfrager, Zulieferer oder Wettbewerber – von Unternehmen häufiger 

genutzt werden als die Wissenschaft.37 Darüber hinaus bieten die einzelnen Innovati-

onsquellen sehr unterschiedliches Wissen an, wobei davon ausgegangen werden kann, 

dass die wissenschaftliche Forschung tendenziell v.a. für risikoreiche, längerfristig ori-

entierte und radikale Innovationen herangezogen wird. Da radikale Innovationen, die 

Unternehmen ein großes Wachstumspotential bieten können, insgesamt seltener als 

inkrementelle Innovationen sind, ist die Nutzung der zugehörigen Innovationsquelle im 

Vergleich zu denen für inkrementelle Innovationen dementsprechend geringer. Die Be-

deutung der Wissenschaft bei der Hervorbringung radikaler Innovationen wird durch die 

Tatsache unterstrichen, dass ihre Nutzung als Innovationsquelle die Wahrscheinlichkeit 

der Einführung einer Marktneuheit durch ein Unternehmen deutlich erhöht.38  

Die Anzahl und Intensität der Verbindungen mit verschiedenen Wirtschaftszweigen vari-

iert je nach wissenschaftlicher Disziplin. So gehören beispielsweise die Chemie, die 

Physik, die Mathematik, die Informatik und die Elektrotechnik zu den Disziplinen, die 

intensiv mit Unternehmen eines breiten Spektrums von Wirtschaftszweigen interagie-

ren. Gleiches gilt für die Wirtschaftswissenschaften. Andere Fächer zeigen starke Inter-

aktionen mit nur wenigen Industriebranchen (z.B. Geologie, Forstwissenschaften und 

klinische Medizin). Wieder andere Fächer interagieren in nur sehr begrenztem Maße mit 

der Wirtschaft (z.B. Philosophie, Theologie, Pathologie).39  

Ausmaß und Intensität von Wissenschaftskooperationen unterscheiden sich auch zwi-

schen verschiedenen Branchen auf Seiten der Wirtschaft. Einen sehr hohen Anteil in-

novativer Unternehmen, die mit wissenschaftlichen Institutionen kooperieren, gibt es im 

wissenschaftsbasierten Dienstleistungssektor, beispielsweise bei Unternehmensbera-

tungen, die neue an Hochschulen und Forschungseinrichtungen entwickelte Manage-

mentkonzepte in ihr Angebot integrieren.40 Hier übersteigt dieser Anteil 20%, während 

er sich in vielen anderen – bemerkenswerterweise technologieintensiveren – Branchen 

                                            
36  Reinhard (2001). 
37  Crowley (2004); Rammer et al. (2005) S. 136 ff., vgl. Abbildung A.1 im Anhang. 
38  Czarnitzki und Rammer (2000). 
39  Schartinger et al. (2002): Diese Aussagen basieren auf einer Analyse des Interaktionsvolumens von 46 wissenschaftlichen  

Fächern mit 49 Wirtschaftszweigen in Österreich in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre. Die Autoren trugen dabei die Angaben 
akademischer Einheiten aller österreichischen Universitäten zur Anzahl ihrer Interaktionen (es wurden neun Interaktionsformen 
abgefragt, die persönlichen Kontakt voraussetzen) mit den 49 Wirtschaftsbereichen zusammen und entwickelten hierauf aufbau-
end eine Matrix, die komplexe Interaktionsmuster zutage förderte. 

40  Rammer et al. (2005). 
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um die 5% bewegt.41 Dies zeigt nachdrücklich, dass Wissens- und Technologietransfer 

und Wirtschaftskooperationen – entgegen einer weit verbreiteten Wahrnehmung – kei-

nesfalls ein nur für die Ingenieur- und Naturwissenschaften relevantes Thema ist. Auch 

die Geistes-, Kultur- und Sozialwissenschaften besitzen diesbezüglich ein nicht zu un-

terschätzendes Potential. 

Vergleichbar mit der Situation in der Wissenschaft, gibt es auch in der Wirtschaft Bran-

chen, deren Abhängigkeit von akademischem Wissen sich auf sehr spezifische Diszipli-

nen konzentriert und solche, bei denen sie sich auf ein breites Spektrum verschiedener 

Fächer erstreckt. Zu den letztgenannten Branchen gehören beispielsweise die chemi-

sche Industrie und die Energiewirtschaft.42  

Insgesamt lässt sich konstatieren, dass die Innovationsfähigkeit der Wirtschaft in den 

wissenschaftsbasierten Feldern43 maßgeblich auf dem an Hochschulen und öffentlich 

geförderten Forschungseinrichtungen generierten Wissen fußt.44 Es sind insbesondere 

diese Felder, die von enormer Bedeutung für die Leistungs- und Zukunftsfähigkeit der 

deutschen Volkswirtschaft sind. So ist der Handel mit forschungsintensiven Waren eine 

wichtige treibende Kraft der Welthandelsdynamik, und Wertschöpfungsgewinne und 

Beschäftigungszuwachs in der gewerblichen Wirtschaft sind in Deutschland maßgeblich 

auf die wissenschaftsbasierten Branchen zurückzuführen. Prognosen gehen mittelfristig 

von einer weiter steigenden Nachfrage nach forschungsintensiven Gütern aus,45 was 

die Notwendigkeit zur Stärkung der Wissenschaftsbasis der Wirtschaft unterstreicht.  

Wissenschaft erzeugt aber nicht nur durch tertiäre Bildung und Forschungsergebnisse 

signifikante Effekte für die Volkswirtschaft. Eine große Bedeutung kommt in diesem Zu-

sammenhang auch der Nachfrage nach neuen Technologien und Geräten zur Durch-

führung grundlagenorientierter Forschung zu. An dieser Stelle sei beispielhaft nur auf 

Beschleunigeranlagen für die Teilchenphysik und Automatisierungstechniken für Hoch-

durchsatz-Verfahren in der Genomforschung hingewiesen.  

                                            
41  Vgl. Tabelle A.3 im Anhang. 
42  Schartinger et al. (2002). 
43  Als wissenschaftsbasierte Wirtschaftsfelder werden hier die „forschungsintensive Industrie“ und die „wissensintensiven Dienst-

leistungen“ im Sinne der Abgrenzung nach Krawczyk et al. (2003) bezeichnet. Danach bilden die Spitzentechnologie und die 
Hochtechnologie den forschungsintensiven Industriesektor. Die Spitzentechnologie enthält Gütergruppen mit einem FuE-Anteil 
von über 8,5% am Umsatz, während die Hochtechnologie Güter mit einem FuE-Anteil zwischen 3,5 und 8,5% umfasst. Als wis-
senschaftsbasiert gelten diejenigen Dienstleistungsbereiche, in denen der Anteil der Hochschulabsolventen, der Beschäftigten 
mit natur- und ingenieurwissenschaftlicher Ausbildung und/oder der Beschäftigten mit Forschungs-, Entwicklungs- und Konstruk-
tionstätigkeiten überdurchschnittlich hoch ist. Eine Übersicht über die wissenschaftsbasierten Wirtschaftszweige findet sich in 
Übersicht 2a in Krawczyk et al. (2003) S. 90. 

44  Klevorick et al. (1995); Schmoch (2004). 
45  Legler, Krawczyk, Leidmann (2005). 
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Die in diesem und im vorigen Abschnitt dargestellten Erkenntnisse der Innovationsfor-

schung zeigen, dass ein klarer positiver Zusammenhang zwischen Synergien von Wis-

senschaft und Wirtschaft, der Entstehung von Innovationen und technologischem und 

wirtschaftlichem Fortschritt existiert. Darüber hinaus verdeutlichen sie die Komplexität 

von Innovationsprozessen und deren damit einhergehende eingeschränkte Beeinfluss-

barkeit.  

I.3. Wachsende Bedeutung von Wirtschaftskooperationen für die Wissenschaft 

Die öffentlich geförderte Wissenschaftslandschaft Deutschlands wird von sechs Einrich-

tungsformen geprägt. In ihrem Zentrum stehen die Universitäten und Fachhochschulen, 

um die sich die außeruniversitären Organisationen der Fraunhofer-Gesellschaft (FhG), 

der Hermann von Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren (HGF), der 

Max-Planck-Gesellschaft (MPG) und der Wissenschaftsgemeinschaft Gottfried Wilhelm 

Leibniz (WGL) gruppieren. Das Bild wird durch Ressortforschungseinrichtungen des 

Bundes und der Länder und unabhängige Institute – wie z.B. die gemeinnützigen wirt-

schaftsnahen Forschungseinrichtungen – vervollständigt.46 Die Betrachtungen in den  

vorliegenden Empfehlungen beschränken sich weitestgehend auf die Hochschulen und 

außeruniversitären Forschungseinrichtungen, wobei in der Regel nicht zwischen Uni-

versitäten und Fachhochschulen differenziert wird. Die im B-Teil analysierten Hand-

lungsfelder betreffen grundsätzlich beide Hochschultypen, weil sich eine systematische 

Unterscheidung von Empfehlungen, die sich an Universitäten richten, von solchen, die 

auf Fachhochschulen gerichtet sind, weder auf unterschiedliche Kooperationsformen, 

noch auf unterschiedliche Kooperationspartner stützen kann.47  

Unterschiede in der Form und Quantität der Interaktionen mit der Wirtschaft ergeben 

sich aus dem jeweiligen Auftrag und Selbstverständnis der verschiedenen wissen-

schaftlichen Institutionen und Organisationen. Die Unterscheidung ihrer Aufgabenprofile 

orientiert sich auch an den Polen, anwendungsnahes Wissen zu generieren und die 

gewonnenen Erkenntnisse direkt in die Wirtschaft zu transferieren bzw. primär die 

grundlagenorientierte Forschung in den Vordergrund zu stellen. Diese unterschiedliche 

Orientierung wird durch einen Vergleich der Publikations- und Patentintensitäten veran-

                                            
46 Zu den Ressortforschungseinrichtungen des Bundes mit FuE-Aufgaben s. Wissenschaftsrat (2007c); gemeinnützige wirtschafts-

nahe Forschungseinrichtungen führen spezialisierte FuE-Dienstleistungen im Kundenauftrag und eigene Vorlaufforschung durch. 
Sie erhalten keine institutionelle Förderung. Gemeinnützige wirtschaftsnahe Forschungseinrichtungen sind insbesondere in den 
neuen Bundesländern ein wichtiger Standortfaktor für das Innovationsgeschehen. Hier sind etwa ein Sechstel der insgesamt in 
Forschung und Entwicklung Beschäftigten in wirtschaftsnahen Forschungseinrichtungen tätig. Vgl. Arndt, Koch, Klose (2003); 
Bürger et al. (2003); Lo et al (2006). 

47 Vgl. hierzu Stifterverband (2007) S. 74. f.  
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schaulicht (Abbildung 3). Ein deutliches Profil haben demnach die Fraunhofer-

Gesellschaft mit ihrer Ausrichtung auf Patente und die Max-Planck-Gesellschaft, bei der 

Publikationen im Vordergrund stehen. Bei den Universitäten, der Helmholtz- und der 

Leibnizgemeinschaft gibt es in dieser Hinsicht eine große Variationsbreite zwischen den 

einzelnen Institutionen. Auch bei den nicht primär auf den Anwendungsbezug der For-

schung orientierten Einrichtungsformen sind in der jüngsten Vergangenheit deutliche 

Entwicklungen zu erkennen, die auf eine gesteigerte ökonomische Nutzung des an ih-

ren Institutionen generierten Wissens zielen.  

Abbildung 3: Publikations- und Patentintensitäten der Universitäten und 
Forschungseinrichtungen 
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FuE-Personal ohne Geistes- und Sozialwissenschaften; Publikationen im Science Citation Index (SCI).  
Patente im World Patent Index und der Datenbank des Deutschen Patent- und Markenamtes. 
°Bei der niedrigen Publikationsintensität der FhG ist zu beachten, dass die Publikationen aus den Ingenieurwissenschaften in 
Deutschland im SCI nicht gut repräsentiert sind, da hier keine deutschsprachigen Publikationen berücksichtigt werden.  
*Bei der Positionierung der HGF in dieser Abbildung ist zu bedenken, dass Betreuung und Service im Zusammenhang mit Großge-
räten einen erheblichen Teil der Kapazitäten des wissenschaftlichen Personals beansprucht.  
Quelle: Heinze und Kuhlmann (2006); die Daten für den Zeitraum 2003-2006 liegen noch nicht vor. 
 

Für die Hochschulen verdeutlicht dies eine Reihe von Indikatoren. Zu nennen ist hier 

zum einen der deutliche Anstieg der Drittmittel aus der Wirtschaft (vgl. Abbildung 4).48 

Mit einem Anteil der Drittmittel aus der Wirtschaft an den gesamten Forschungsaufwen-

dungen der Hochschulen von rund 13% im Jahr 2004 liegt Deutschland international in 

der Spitzengruppe.49 Zum anderen kommt dies in der erheblichen Steigerung der Pa-

                                            
48  Quelle: U. Schmoch: Den Daten liegen Vollerhebungen des Statistischen Bundesamtes zugrunde. Die Daten vor 1985 unterlie-

gen jedoch einigen Unsicherheiten (vgl. BMFT (1993) S. 548; Schmoch (2003) S. 202). Nicht nur der Anteil der Drittmittel aus 
der Wirtschaft an den Forschungsaufwendungen der Hochschulen, sondern auch deren absoluter Wert ist deutlich angestiegen, 
auf rund € 1,2 Mrd. im Jahr 2004. 

49  OECD (2006) S. 26 und 232. 
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tentierungsaktivität, die insbesondere seit den 1990er Jahren zu verzeichnen ist, zum 

Ausdruck.50 Diese Steigerung ist Teil einer Output-Steigerung des deutschen Wissen-

schaftssystems, da sie nicht zu Lasten der Publikationsaktivität ging, welche im Gegen-

teil sogar ebenfalls deutlich zunahm (vgl. Abbildung 3).  

Die gestiegenen Erwartungen seitens der Politik an die Hochschulen, Wirtschaftskoope-

rationen zu einer wirkungsvollen Finanzierungsquelle weiterzuentwickeln, kommen in 

zwei gesetzlichen Neuerungen zum Ausdruck.  

Dies ist zunächst die Änderung des Arbeitnehmererfindungsgesetzes, mit der eine Mel-

depflicht für alle zur Offenbarung vorgesehenen Erfindungen von Hochschulangehöri-

gen an den Dienstherrn eingeführt wurde.51

Abbildung 4: Anteil der Mittel aus der Wirtschaft an den gesamten 
Forschungsaufwendungen der Hochschulen in Deutschland 
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Quelle: U. Schmoch, FhG-ISI. 
 

Waren vor dieser Änderung Erfindungen von Hochschullehrern52 per Gesetz freie Erfin-

dungen, die den Erfindern gehörten, wurde dieses Hochschullehrerprivileg mit der Än-

derung des § 42 ArbNErfG abgeschafft. Seither liegt das Erstverwertungsrecht für 

Diensterfindungen von Hochschullehrern und wissenschaftlichen Mitarbeitern bei der 

                                            
50  Eine Erhöhung der Patentierungsaktivität ist nicht nur durch den Anstieg der absoluten Patentzahlen evident, sondern ebenso, 

wenn die Patentzahlen in Relation zu den Forschungsaufwendungen der Hochschulen gesetzt werden, vgl. Schmoch (2003) S. 
229 f. 

51  § 42 ArbNErfG, http://www.arbeitnehmererfindungsgesetz.de/ (Stand 02/07). 
52  Aus Gründen der Lesbarkeit sind in den vorliegenden Empfehlungen die männliche und weibliche Sprachform nicht nebeneinan-

der aufgeführt. Personenbezogene Aussagen, Amts-, Status-, Funktions- und Berufsbezeichnungen gelten aber stets für Frauen 
und für Männer. 

http://www.arbeitnehmererfindungsgesetz.de/
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Hochschule. Diese Änderung wird seitens der Hochschullehrer ambivalent beurteilt. 

Während ein Teil der Professorenschaft diese Änderung als unproblematisch und richtig 

bewertet, beklagt ein anderer Teil eine Komplizierung bereits bestehender Wirtschafts-

kooperationen. Entscheidet sich eine Hochschule für die Verwertung einer Erfindung, 

soll die Erfindungsmeldung an eine Patentverwertungsagentur geleitet werden, die den 

Verwertungsprozess organisieren soll. Dem Hochschulerfinder kommen in diesem Fall 

30% der durch die Verwertung erzielten (Brutto-)Einnahmen zu, die Hochschule trägt – 

gegebenenfalls unter Beteiligung des Erfinders – die Kosten für Patentanmeldung und 

Aufrechterhaltung der Schutzrechte und damit das finanzielle Risiko. Im internationalen 

Vergleich bewegt sich die Höhe der Erfindervergütung damit in einer attraktiven Grö-

ßenordnung.53  

Die zweite gesetzliche Veränderung ist die Verankerung des Wissens- und Technolo-

gietransfers als Aufgabe der Hochschulen neben Forschung, Lehre und Ausbildung des 

wissenschaftlichen Nachwuchses im letzten Hochschulrahmengesetz. Diese Regelung 

wurde in den meisten Landeshochschulgesetzen übernommen. In einigen Bundeslän-

dern ist der Wissens- und Technologietransfer nicht die institutionelle Aufgabe der 

Hochschule, sondern eine Dienstaufgabe jedes einzelnen Hochschullehrers.54

Auch die außeruniversitären Wissenschaftsorganisationen schenken Interaktionen mit 

der Wirtschaft vermehrte Aufmerksamkeit. So hat die Fraunhofer-Gesellschaft im Jahr 

1999 die Fraunhofer Venture-Gruppe etabliert, um Spin-off-Gründungen und deren Ko-

operation mit Fraunhofer-Instituten nachhaltig zu unterstützen. Seither hat die Venture-

Gruppe 109 Unternehmensausgründungen betreut, fünf davon im Jahr 2005. Die FhG 

ist damit die gründungsintensivste außeruniversitäre Wissenschaftsorganisation in 

Deutschland.55 Im Jahr 2005 hat die FhG in Zusammenarbeit mit einem Risikokapital-

Unternehmen die Einrichtung eines Fonds zur Unterstützung der Frühphasenfinanzie-

rung innovativer technologiebasierter Firmen initiiert. Darüber hinaus hat die FhG jüngst 

mit der Fraunhofer Technology Academy eine Institution gegründet, die auf den Bedarf 

                                            
53 In den meisten Nationen werden die Lizenzeinnahmen zwischen dem Erfinder und der Institution nach vorgegebenen Schlüs- 
     seln geteilt. Der Erfinderanteil beträgt dabei zwischen 25% (Frankreich) und 60% (Korea), häufig beträgt er 33%. Allerdings  
     handelt es sich hierbei in der Regel um prozentuale Anteile an den Netto-Einnahmen. Vgl. OECD (2002) S. 52 f. 
54  Beispielhaft heißt es hierzu im Landeshochschulgesetz von  
 - Mecklenburg-Vorpommern (§57(3)): „Den Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern obliegt […] die Mitwirkung an […] Auf-

gaben im Rahmen des Wissens- und Technologietransfers.“ 
 - Brandenburg (§37(1)): „[…] Zu ihren [Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern] hauptberuflichen Aufgaben gehört es auch, 

[…] den Wissens- und Technologietransfer zu fördern.“ 
 - Nordrhein-Westfalen (§3(1)): „Die Universitäten dienen […] der Pflege und Entwicklung der Wissenschaften durch […] Wis-

senstransfer (insbesondere wissenschaftliche Weiterbildung, Technologietransfer).“; §3(2): „Die Fachhochschulen […] nehmen 
[…] Aufgaben des Wissenstransfers (insbesondere wissenschaftlichen Weiterbildung, Technologietransfer) wahr.“ (Stand 02/07). 

55 Hemer et al. (2006); vgl. Abbildung A.3 im Anhang. 
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der Wirtschaft ausgerichtete Weiterbildungsstudiengänge anbietet und auch auf diesem 

Wege die Kontakte zu Fach- und Führungskräften aus der Wirtschaft verstetigt. 

Bei der Helmholtz-Gemeinschaft sind in diesem Zusammenhang die Gründung der Ver-

marktungsagentur Ascenion im Jahr 2001 sowie die Helmholtz-Allianzen zu nennen. 

Ascenion unterstützt die lebenswissenschaftlich ausgerichteten Zentren der HGF (und 

einige Leibniz-Institute der Sektion Lebenswissenschaften) bei der Verwertung ihrer 

Forschungsergebnisse. In den Helmholtz-Allianzen sollen Verbünde aus Helmholtz-

Zentren, anderen außeruniversitären Forschungseinrichtungen und Hochschulen sowie 

Unternehmen gefördert werden. Diese durch den Impuls- und Vernetzungsfonds des 

Präsidenten der HGF finanzierten nationalen oder internationalen Allianzen sollen For-

schungsthemen in Zukunftsfeldern aufgreifen, die für die Helmholtz-Gemeinschaft von 

strategischer Bedeutung sind. Dabei sollen der grundlagen- und der anwendungsorien-

tierten Forschung gleiche Bedeutung beigemessen und der Transfer ökonomisch rele-

vanter Ergebnisse durch die Einbindung geeigneter Partner aus der Wirtschaft sicher-

gestellt werden.  

Bei der Max-Planck-Gesellschaft äußert sich die gesteigerte Betonung des Wissens- 

und Technologietransfers insbesondere in einem deutlichen Anstieg der Unterneh-

mensgründungen durch MPG-Wissenschaftler, der in erster Linie auf den Bereich Bio-

technologie zurückzuführen ist. Seit dem Jahr 2000 sind jährlich im Durchschnitt mehr 

als sechs Unternehmensgründungen zu verzeichnen.56 Diese Aktivitäten werden von 

der zentralen Technologietransferstelle der MPG, der Max-Planck-Innovation (vormals 

Garching Innovation GmbH), unterstützt.  

Bei einigen Instituten der Leibniz-Gemeinschaft beinhaltet der Satzungsauftrag eine 

Zusammenarbeit mit der Wirtschaft. Die Hauptträger der Wirtschaftskooperationen sind 

dabei die Institute der Ingenieur- und Technikwissenschaften, die vornehmlich in Ost-

deutschland angesiedelt sind. Auch in der Leibniz-Gemeinschaft wird dem Technologie-

transfer durch Ausgründungen vermehrte Aufmerksamkeit gewidmet. Derzeit werden 

aus Leibniz-Instituten etwa sechs Unternehmen pro Jahr ausgegründet.57  

                                            
56 Quelle: Max-Planck-Innovation. 
57  Quelle: WGL-Geschäftsstelle. 
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Konsequenterweise wird der Wissens- und Technologietransfer in jüngerer Zeit ver-

stärkt als Kriterium bei der Bewertung der wissenschaftlichen Leistungsfähigkeit und 

Qualität der öffentlich geförderten Einrichtungen berücksichtigt.58

Auch in anderen Nationen sind vergleichbare Entwicklungen zu beobachten, welche 

hier z.T. – wie in den Vereinigten Staaten – schon früher durch politische Maßnahmen 

forciert wurden. So war in den USA beginnend mit den 1980er Jahren ein markanter 

Anstieg der Universitätspatente zu verzeichnen, der durch ein Zusammenspiel mehrerer 

Faktoren ausgelöst wurde. Neben einer erheblichen Änderung der Industriestrukturen, 

die zu einer verstärkten Nachfrage der Unternehmen nach wissenschaftlichen Koopera-

tionen führte, wurden mehrere Gesetze erlassen, welche die Patentierneigung an den 

US-Universitäten steigerten und hierdurch einen entscheidenden Impuls für einen ge-

steigerten Wissens- und Technologietransfer der Universitäten gaben. Unter diesen 

Gesetzen war der Bayh-Dole-Act,59 der den Universitäten erlaubte, Erfindungen, die 

aus mit Bundesmitteln finanzierter Forschung hervorgehen, als ihr Eigentum in An-

spruch zu nehmen.60 Der Bayh-Dole-Act stieß international auf große Resonanz und 

führte dazu, dass viele Nationen ihre Gesetzgebung hinsichtlich der Patentierung wis-

senschaftlicher Ergebnisse der Hochschulen in ähnlicher Weise veränderten.61

A.II. Der Innovationsstandort Deutschland – zentrale Aspekte 

In diesem Abschnitt wird in aller Kürze eine Auswahl der Herausforderungen an den 

Innovationsstandort Deutschland dargestellt. Dieser Überblick dient der Veranschauli-

chung der Komplexität der Zusammenhänge und sich gegenseitig beeinflussenden Fak-

toren, die die Leistungsfähigkeit des Innovationsstandorts bestimmen, und erhebt kei-

nen Anspruch auf Vollständigkeit. Nur ein Teil der Gestaltungsmöglichkeiten liegt im 

Bereich der Interaktionsprozesse zwischen Wissenschaft und Wirtschaft. Aber auch 

andere Faktoren wirken sich mittelbar auf die Bedingungen für einen effizienten Er-

kenntnisaustausch zwischen Hochschulen/Forschungseinrichtungen und Unternehmen 

aus. Im B-Teil dieses Papiers fokussiert der Wissenschaftsrat seine Analysen und Emp-

fehlungen auf solche Elemente des Innovationsgeschehens, die die unmittelbaren In-

teraktionen von Wissenschaft und Wirtschaft betreffen.  

                                            
58  Vgl. Wissenschaftsrat (2004b). 
59  U.S. Code Collection §200-212, http://www4.law.cornell.edu/uscode/html/uscode35/usc_sup_01_35_10_II_20_18.html (Stand 

02/07). 
60  Abramson (1997) S. 61-176; Schmoch (1999) S. 55 f.; Mowery (2001); Schmoch (2003) S. 230 f.; AUTM (2004) S.18. 
61 OECD (2002) S.50. 

http://www4.law.cornell.edu/uscode/html/uscode35/usc_sup_01_35_10_II_20_18.html
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Der Innovationsstandort Deutschland verfügt seit längerer Zeit über eine Reihe von 

Stärken, zu denen die ausgezeichnete Infrastruktur sowohl mit Blick auf die physische 

als auch die Informations- und Kommunikations-Infrastruktur, eine ausgeprägte Vernet-

zungskultur der Unternehmen untereinander sowie eine hohe Wettbewerbsintensität 

zählen.62 Diese Merkmale sind es, die Deutschland aus der Sicht global agierender Un-

ternehmen zum attraktivsten Standort in Europa machen, der im weltweiten Vergleich 

nur von den USA und China übertroffen wird.63 Die stetig steigenden Aufwendungen für 

Forschung und Entwicklung ausländischer Unternehmen in Deutschland bestätigen die-

se Einschätzung.64 Darüber hinaus belegt dieser Umstand die zunehmende Internatio-

nalisierung von Forschung und Entwicklung in der Wirtschaft.65

Dennoch existieren Umstände, die ein stärkeres wirtschaftliches Wachstum in Deutsch-

land hemmen. Für mindestens zwei dieser Hemmnisse sind die Interaktionen von Wis-

senschaft und Wirtschaft von hoher Relevanz. Ein Manko des Standorts ist der sich 

vergleichsweise langsam vollziehende Sektorstrukturwandel der deutschen Wirtschaft 

hin zur Spitzentechnologie. So gelingt es den Unternehmen in Deutschland zwar nach 

wie vor, außerordentliche Markterfolge mit innovativen Produkten zu erzielen und hier-

durch die positive Exportbilanz zu erhalten. Dies trifft aber hauptsächlich für die traditio-

nellen Stärken Deutschlands in der Hochtechnologie zu. Insbesondere der Automobil-

bau, auf den insgesamt mehr als ein Viertel der Innovationsaufwendungen der deut-

schen Wirtschaft entfallen, ist weiterhin eine entscheidende treibende Kraft des hiesigen 

Innovationsstandorts.66 Auch in der Automobilindustrie ist aber zu beobachten, dass die 

Einfuhr forschungsintensiver Güter schneller steigt als deren Ausfuhr. Während sich die 

Forschungs- und Entwicklungsschwerpunkte der deutschen Wirtschaft im Hochtechno-

logiesektor konzentrieren, verschieben sich diese international schneller zu den Spit-

zentechnologien und wissenschaftsbasierten Dienstleistungen. Dies spiegelt sich auch 

in der Sektorenzusammensetzung der Unternehmensgründungen in Deutschland: Nur 

13% der Gründungen fanden 2004 im Bereich der wissenschaftsbasierten Dienstleis-

tungen und 1% in der forschungsintensiven Industrie statt.67 Im Jahr 2005 sank die An-

zahl der Gründungen im wissenschaftsbasierten Wirtschaftssektor um 16% im Ver-

gleich zum Vorjahr.68

                                            
62  DIW (2005b); DIW (2006b). 
63 Ernst & Young (2006). 
64  Vgl. Tabelle A.1 im Anhang. 
65  Vgl. Belitz, Edler, Grenzmann (2006); Wissenschaftsstatistik (2006) S. 54. 
66  Aschhoff et al. (2006). 
67  Rammer (2006) S. 9. 
68 Niefert (2006). 
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Ein weiteres Merkmal des Innovationsstandorts ist der Umstand, dass die zahlreichen 

und qualitativ hochrangigen wissenschaftlichen Ergebnisse aus der grundlagenorientier-

ten Forschung in zu geringem Maße in neue Produkte und Verfahren mit hoher Markt-

fähigkeit und damit in Wettbewerbsvorteile umgesetzt werden. Deutschland teilt dieses 

Manko mit den meisten europäischen Staaten, weswegen dieser Sachverhalt auch als 

„europäisches Paradoxon“ bezeichnet wird.69 Diese Lücke zwischen der international 

kompetitiven Forschungsleistung Deutschlands und der Umsetzung in Innovationen 

zeigt sich daran, dass Zitatrate und internationale Ausrichtung der wissenschaftlichen 

Publikationen in Deutschland steigen70 und Deutschland weiterhin das patentstärkste 

Land Europas ist,71 der Anteil der Unternehmen mit erfolgreichen originären Marktneu-

heiten in den vergangenen Jahren aber nicht zunahm.72  

Neben der daher notwendigen Optimierung des Wissens- und Technologietransfers 

wird in aktuellen Studien des deutschen Innovationsstandorts Handlungsbedarf in wei-

teren Feldern identifiziert. Wesentliche Bereiche werden im Folgenden kurz skizziert. 

II.1. Bildung und Qualifikation 

Innovative Unternehmen in Deutschland nehmen einen zunehmenden Fachkräfteman-

gel wahr, der in besonderem Maße Natur- und Ingenieurwissenschaftler betrifft.73 Das 

Fehlen dieser Fachkräfte könnte den notwendigen Strukturwandel der deutschen Wirt-

schaft nachhaltig bremsen. Die Output-Schwäche des deutschen Bildungssystems äu-

ßert sich auch in der Tatsache, dass nur 24% der 25- bis 64-Jährigen hierzulande über 

einen tertiären Abschluss verfügen, was ein im internationalen Vergleich niedriger Wert 

ist.74 Der Wissenschaftsrat sieht den absehbaren Anstieg der Studierendenzahl als 

große Chance, den Anteil der Hochschulabsolventen, der derzeit bei 20,5% eines Al-

tersjahrgangs liegt, deutlich zu steigern. Hierbei sieht der Wissenschaftsrat eine Quote 

von 35% als sinnvolle Zielsetzung an. Um dieses Ziel zu erreichen, muss es gelingen, 

den Anteil der Schulabgänger mit Hochschulzugangsberechtigung sowie den Anteil der 

Studienanfänger, der derzeit unterhalb des OECD-Durchschnitts liegt, entsprechend zu 

erhöhen.75 Damit hierdurch ein maßgeblicher Beitrag zur Stärkung der Innovationskraft 

der deutschen Volkswirtschaft geleistet werden kann, ist es erforderlich, insbesondere 

                                            
69  Grünbuch (1996) S. 14. 
70  Rammer (2006). 
71  OECD (2005a). 
72  Aschhoff et al. (2006) S. 5 f.; Aschhoff et al. (2007) S. 5. 
73  BMBF (2006a) S. IX. 
74 DIW (2005b). 
75  DIW (2005b); Wissenschaftsrat (2006c). 
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die Anzahl der Absolventen in den naturwissenschaftlichen und technischen Disziplinen 

deutlich zu steigern. Diese liegt derzeit deutlich unterhalb des OECD-Durchschnitts.76

Verbesserungswürdig ist außerdem die Einbindung qualifizierter Frauen in Innovations-

prozesse. Deutschland bekleidet durch einen sehr geringen Anteil von Frauen mit na-

turwissenschaftlich-technischem Hochschulabschluss und einer markanten Unterreprä-

sentation von Frauen in Führungspositionen sowie in der Forschung einen Platz in der 

Schlussgruppe im Vergleich dieser Indikatoren zwischen den führenden Industrienatio-

nen.77

Ein wichtiges Instrument für Interaktionen zwischen Wissenschaft und Wirtschaft im 

Bereich Aus- und Weiterbildung sind gemeinsam von Hochschulen und Unternehmen 

konzipierte und durchgeführte Studiengänge. Vorreiter sind in diesem Bereich die 

Fachhochschulen, die in dualen Studiengängen mit Unternehmen inhaltlich eng ver-

knüpft kooperieren. Der Wissenschaftsrat hat wiederholt auf die Attraktivität solcher 

Lehrangebote hingewiesen und deren deutlichen Ausbau empfohlen.78 Aber auch durch 

die Zusammenarbeit von Universitäten und Unternehmen entwickeln sich neue Lehran-

gebote, sowohl auf der Ebene der Bachelor- und Masterstudiengänge als auch insbe-

sondere im Bereich Weiterbildung und lebenslanges Lernen. In Deutschland wurden in 

den vergangenen Jahren eine Reihe berufsbegleitender Studiengänge an den Hoch-

schulen und sogar ganze Weiterbildungsuniversitäten eingerichtet bzw. gegründet.79 

Auch die Fraunhofer-Gesellschaft hat mit der Gründung der Fraunhofer Technology 

Academy ihre Aktivitäten auf diesem Gebiet verstärkt.  

Der Weiterbildungsmarkt stellt für Hochschulen und Forschungseinrichtungen eine gro-

ße Herausforderung der nahen Zukunft dar. Eine fundierte Analyse hätte die bestehen-

den Weiterbildungsaktivitäten sowie (finanziellen) Voraussetzungen, Erfolgsfaktoren 

und notwendigen Organisationsstrukturen für den Aufbau eines strategischen Portfolios 

von Weiterbildungsangeboten von Hochschulen und Forschungseinrichtungen aufzuar-

beiten. Dies kann im Rahmen der vorliegenden Empfehlungen nicht geleistet werden. 

Der Wissenschaftsrat behält sich vor, sich diesem Thema zu einem anderen Zeitpunkt 

zu widmen.    

                                            
76  OECD (2005b) S. 56; vgl. Abbildung A.5 im Anhang. 
77  DIW (2005b); DIW (2006b). 
78  Wissenschaftsrat (1996a); Wissenschaftsrat (2002); Wissenschaftsrat (2006c). 
79 Z.B. der Bachelor-Studiengang „Shipping and Chartering“ an der Hochschule Bremen, der Master-Studiengang „Medizinische 

Systeme“ an der Universität Magdeburg, der an der Universität Duisburg-Essen angebotene berufsbegleitende Masterstudien-
gang „Public Transport Management“ und die gemeinsam von der FU Berlin und der Klett-Gruppe gegründete „Deutsche Uni-
versität für Weiterbildung (DUW)“. 



 - 31 - 

II.2. Finanzierungsmöglichkeiten für innovative Unternehmen 

Der Prozess von einer Idee zur Markteinführung einer wissenschaftsbasierten Innovati-

on bedarf in der Regel erheblicher finanzieller Ressourcen. Neben der Förderung von 

Forschung und Entwicklung mit öffentlichen und privaten Mitteln (vgl. Kapitel A.V.) 

bestimmen v.a. die Zugangsmöglichkeiten zu Krediten und Beteiligungskapital die fi-

nanziellen Kapazitäten für die Entwicklung von Innovationen. Großunternehmen steht 

zur Finanzierung von Innovationsvorhaben regelmäßig der Weg der Eigenfinanzierung 

und auch der Fremdfinanzierung offen. Für kleine und mittlere Unternehmen (KMU) gilt 

dies nur sehr eingeschränkt. Insbesondere Firmen-Neugründungen, deren Eigenkapi-

talausstattung zumeist so gering ist, dass nicht ausreichende Sicherheiten den Zugang 

zu Fremdkapital erschweren, bleibt oft nur die Nutzung von Beteiligungsfinanzierungen 

durch Investoren. Unter den Investoren spielen die so genannten informellen Investo-

ren, zu denen v.a. Verwandte, Freunde, Nachbarn und Kollegen der Gründer zählen, 

laut des Global Entrepreneurship Monitors eine gewichtige Rolle, da sie ungefähr ein 

Drittel des Gründungskapitals aller Neugründungen tragen.80 Dies ist ein markantes 

Beispiel für die Tatsache, dass die Einstellung der Menschen zu Innovationen und ihr 

Risikoverhalten, nicht nur mit Blick auf ihr eigenes Gründungsverhalten, sondern auch 

auf ihre Bereitschaft, sich als Investoren bei risikoreichen Gründungen zu engagieren, 

ein wichtiger Faktor für die Innovationsfähigkeit einer Volkswirtschaft ist.81 Auf der ande-

ren Seite existiert ein formeller Beteiligungskapitalmarkt, der die Aktivitäten von Wag-

niskapital- (Venture Capital – VC) und sonstigen Kapitalbeteiligungsgesellschaften um-

fasst. Investitionen der Wagniskapitalgesellschaften sind auf die Finanzierung von jun-

gen Unternehmen fokussiert. Bei diesen werden drei Entwicklungsstadien unterschie-

den: 

• Die Seed-Phase, die die Finanzierung von Aktivitäten vor dem Markteintritt, wie For-

schung und Entwicklung sowie Marktstudien umschließt. 

• Die Startup-Phase, die die Finanzierung der Produktentwicklung und -einführung so-

wie anderer mit dem unmittelbaren Markteintritt zusammenhängender Aktivitäten um-

fasst.  

• Die Wachstumsphase, die Kapazitätsausweitungen wie die Entwicklung weiterer 

Produkte und die Intensivierung des Marketings einschließt.82  

                                            
80  Der Global Entrepreneurship Monitor vergleicht in einem internationalen Forschungsprojekt seit 1999 die unternehmerischen 

Aktivitäten in einer Vielzahl von Nationen (34 im Jahr 2004); Bygrave und Hunt (2005). 
81  Vgl. Kapitel A.II.4. 
82  Rammer (2006) S. 39. 
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Nachdem der deutsche Wagniskapitalmarkt im Jahr 2000 mit Investitionen in Höhe von 

€ 4 Mrd. seinen Höhepunkt erreicht hatte, sanken die VC-Investitionen nach dem – 

nicht auf Deutschland beschränkten – Einbruch des VC-Marktes auf etwa € 640 Mio. im 

Jahr 2003. Während der folgenden leichten Erholung des Wagniskapitalmarktes be-

schränkte sich die Finanzierung junger Unternehmen hauptsächlich auf die Wachs-

tumsphase, während sich deutsche Wagniskapital-Gesellschaften aus der Seed-

Finanzierung de facto zurückzogen. Die Finanzierung von Gründungsprojekten erreich-

te im Jahr 2004 ein Volumen von nur noch € 20 Mio. (Volumen im Jahr 2000: ca. € 450 

Mio.).83 Parallel zur Abnahme der Investitionsneigung privater Gesellschaften reduzierte 

sich auch der Umfang der staatlichen Risikokapital-Finanzierung. Dies liegt v.a. darin 

begründet, dass die meisten Wagniskapitalprogramme des Bundes und der Länder die 

Vergabe öffentlicher Mittel an das Vorhandensein privater Investitionen koppeln. Vor 

diesem Hintergrund wurde das Förderkonzept des Bundes angepasst, um eine Bele-

bung der Wagniskapitalinvestitionen in die Seed- und Startup-Phase zu erreichen. Hier-

zu wurde im Jahr 2005 der Hightech-Gründerfonds84 eingerichtet, der technologieorien-

tierte Gründungen in der Aufbauphase unterstützt. Eine nachhaltige Belebung des 

Wagniskapitalmarkts in Deutschland kann allerdings nicht allein durch staatlichen Mittel-

fluss erreicht werden. 

II.3. Staatliche Regulierung 

Neben der direkten Förderung von Forschungsaktivitäten beeinflusst der Staat das In-

novationsgeschehen maßgeblich durch regulative Vorgaben. Verlässliche rechtliche 

Rahmenbedingungen sind eine wichtige Voraussetzung für den technischen Fortschritt 

und können als Instrument zur systematischen Förderung von Innovationen genutzt 

werden. Eine Patentpolitik, die Anreize schafft und Innovatoren wirksam schützt, ist ein 

solches Beispiel. Auch der Förderung des Stiftungswesens kommt in diesem Zusam-

menhang eine große Bedeutung zu. Haftungsregelungen, Normen und Standards sind 

wichtige Parameter der Rahmenbedingungen für das Innovationsgeschehen, die die 

Wettbewerbsfähigkeit entscheidend beflügeln und selbst Massenmärkte nachhaltig be-

einflussen können.85 In diesem Zusammenhang kommt einigen Ressortforschungsein-

richtungen des Bundes eine wichtige Funktion zu, da sie Prüf-, Analyse- und Zulas-

                                            
83  Rammer (2006) S. 40 ff. 
84 http://www.high-tech-gruenderfonds.de (Stand 02/07). 
85  Schot und Rip (1996). 

http://www.high-tech-gruenderfonds.de/
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sungstätigkeiten als Dienstleitung für die Wirtschaft und die Wissenschaft durchführen 

und in nationalen und internationalen Normierungsgremien vertreten sind.86  

Staatliche (De-)Regulierung hat eine wichtige Bedeutung für die Attraktivität eines 

Standorts vor dem Hintergrund der Globalisierung von Forschung, Entwicklung und In-

novation. Basierend auf einem aus mehr als 800 Einzeldaten bestehenden Indikator der 

OECD zur Regulierung von Produktmärkten hat das Deutsche Institut für Wirtschafts-

forschung (DIW) ermittelt, dass Deutschland im internationalen Vergleich eher ungüns-

tige Bedingungen hinsichtlich innovationsfreundlicher Regulierung offenbart.87 Die rich-

tige Balance zwischen notwendiger Regulierung und Förderung von Innovationstätigkei-

ten und Wettbewerb herzustellen, kann im Einzelfall eine große Herausforderung sein, 

da regulative Eingriffe häufig weit reichende und ambivalente Konsequenzen haben.88  

II.4. Kultureller Kontext 

Die Innovationsfähigkeit einer Volkswirtschaft hängt auch von einer Reihe von sozialen 

und kulturellen Faktoren ab, etwa der Aufgeschlossenheit der Gesellschaft gegenüber 

Innovationen.  

In einer aktuellen Untersuchung des Deutschen Instituts für Wirtschaftsforschung 

(DIW), die maßgeblich auf repräsentativen Umfrageergebnissen des „Eurobarometers“ 

der Europäischen Kommission basiert, wird den Deutschen eine ambivalente Haltung 

gegenüber Innovationen attestiert. Auf der einen Seite herrscht eine hohe Technikak-

zeptanz sowie die Überzeugung vor, dass Innovationen positive Effekte erzeugen. Auf 

der anderen Seite erwartet der Großteil der Bundesbürger, dass Innovationen gleichzei-

tig eine Reihe negativer Auswirkungen mit sich bringen, die die positiven Effekte über-

wiegen.89 Die ambivalente Haltung der Deutschen gegenüber Neuentwicklungen wird 

insbesondere bei der unterschiedlichen Bewertung kontroverser (z.B. Bio- oder Nano-

technologie) und nicht-kontroverser (z.B. Solartechnik, Antriebstechniken für Autos) 

Technologien offenbar. Die Diskrepanz zwischen der positiven Bewertung der nicht-

kontroversen und der Skepsis gegenüber kontroversen Technologien ist in kaum einer 

anderen Nation so markant wie in Deutschland.90

                                            
86  Dies sind beispielsweise das Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte (vgl. Wissenschaftsrat (2004c)), die Bundesan-

stalt für Materialforschung und -prüfung (vgl. Wissenschaftsrat (2006e)), das Umweltbundesamt (vgl. Wissenschaftsrat (2007d)) 
und die Physikalisch-Technische Bundesanstalt.  

87  DIW (2005b); DIW (2006b). 
88  Blind et al. (2004). 
89 DIW (2006b) S. 43 ff. 
90 DIW (2006b) S. 44. 
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Auch die Anzahl und der Erfolg von Unternehmensgründungen hängen maßgeblich von 

kulturellen Kontextfaktoren ab. Gründe für die in Deutschland im internationalen Ver-

gleich unterdurchschnittliche Gründungsaktivität liegen neben politischen und finanziel-

len Rahmenbedingungen auch in hinderlichen kulturellen und sozialen Normen.91 Diese 

Faktoren werden in einem Gründungsklima-Index des Global Entrepreneurship Moni-

tors zusammengefasst.92 Deutschland zeigt diesbezüglich seit Jahren einen Schwach-

punkt als Gründungsstandort.93 Auch die Selbsteinschätzung potentieller Gründer und 

deren Risikoverhalten korrelieren mit der Gründungsaktivität. So belegen die Deutschen 

im internationalen Vergleich seit Jahren einen Spitzenplatz bei der Bejahung der Frage, 

ob die Angst vor dem Scheitern sie von einer Gründung abhalte. Auch hinsichtlich der 

Einschätzung ihres eigenen Gründungspotentials – ihres Wissens, ihrer Fähigkeiten 

und Erfahrungen für eine Unternehmensgründung – sind die Deutschen wesentlich zu-

rückhaltender als beispielsweise die US-Amerikaner.94

A.III. Formen der Interaktion von Wissenschaft und Wirtschaft 

Der Austausch von Erkenntnissen zwischen Wissenschaft und Wirtschaft erfolgt durch 

vielfältige Kanäle, die sich in ihrer Bedeutung sowohl für die einzelnen Einrichtungsfor-

men der Wissenschaftslandschaft in Deutschland als auch für verschiedene wissen-

schaftliche Disziplinen unterscheiden. Von den vielfältigen Interaktionsformen95 werden 

die Wesentlichen im Folgenden kurz skizziert.  

III.1. Kooperative Forschung 

Kooperative Forschung ist eine Form der Interaktionen zwischen Wissenschaft und 

Wirtschaft, bei der die beteiligten Partner ein gemeinsames Ziel verfolgen und dieses 

durch Bündelung ihrer Ressourcen zu erreichen versuchen. Üblicherweise ist diese Art 

der Zusammenarbeit vertraglich geregelt und kann den Austausch von personellen, ma-

teriellen und immateriellen Ressourcen – wie Arbeitskräften, Laborgerät, Know-how 

oder Marktinformationen – enthalten.96 Im Unterschied zur Auftragsforschung und -ent-

wicklung (vgl. Kapitel A.III.5.) ist die kooperative Forschung zieloffen, weswegen auch 
                                            
91 Grichnik (2006). 
92 Der Index zum Gründungsklima besteht aus folgenden Elementen: 1) Ansehen von Selbständigkeit und Eigeninitiative in der 

Bevölkerung 2) Gesellschaftliches Ansehen des Unternehmertums 3) Häufigkeit der Berichterstattung über Gründungsinitiativen 
und/oder erfolgreiche Unternehmensgründer in den Medien 4) Vorbehalte gegenüber gescheiterten Unternehmern, vgl. Acs, et 
al. (2005); Grichnik (2006) S. 151. 

93 Grichnik (2006) S. 151. 
94 DIW (2006b); Grichnik (2006) S. 149. 
95  Schmoch (2000a) unterscheidet mehr als zwanzig Interaktionsformen. 
96  Walter (2003) S. 21. 
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die konkrete Umsetzung des Projekts zu Beginn der Zusammenarbeit nur begrenzt de-

finiert werden kann. Ein weiterer Unterschied zur Auftragsforschung besteht im Zeithori-

zont, innerhalb dessen mit Ergebnissen gerechnet wird. Während die Auftragsforschung 

auf die kurzfristigen Ziele des Auftraggebers gerichtet ist, orientieren sich Forschungs-

kooperationen an mittel- bis langfristigen Interessen beider Partner. Da beide Seiten 

Beiträge zur Zusammenarbeit leisten, können sich die Verhandlungen über mögliche 

Verwertungsrechte an den erzielten Ergebnissen unter Umständen schwierig gestalten. 

Dies ist in der Praxis häufig ein wesentliches Hemmnis für die zügige Vereinbarung ei-

ner Kooperation. 

Kooperative Forschung findet in Deutschland vielfältig auch in Programmen des BMBF 

statt, das seit 1984 die Verbundforschung zwischen Hochschulen/Forschungsein-

richtungen und Unternehmen verstärkt fördert.97 Besonderes Gewicht auf derlei Aktivi-

täten wird auch in Förderprogrammen der Länder, der Europäischen Union und nicht 

zuletzt bei den durch die DFG geförderten Transferprojekten gelegt.98

Analysen der Wirksamkeit der kooperativen Forschung zeigen, dass das Innovations-

verhalten von Firmen, die mit öffentlichen Forschungseinrichtungen kooperieren, positiv 

beeinflusst wird. Die Zusammenarbeit mit öffentlichen Forschungseinrichtungen zeigt 

sich dabei außerdem wirkungsvoller als die Kooperation von Wirtschaftsunternehmen 

untereinander.99

Zusammen mit informellen Kontakten wird die kooperative Forschung von Hochschul-

lehrern über Fächergrenzen hinweg als die wichtigste Form der Interaktion mit der Wirt-

schaft eingeschätzt.100 Dies gilt allerdings hauptsächlich für die naturwissenschaftlich-

technischen Disziplinen. Formen der kooperativen Forschung mit der Wirtschaft sind in 

den Geistes-, Kultur- und Sozialwissenschaften von geringerer Relevanz. 

Der Wissenschaftsrat hat jüngst das Kooperationsverhalten von Unternehmen und den 

deutschen Universitätsklinika in den Bereichen Medizintechnik und Arzneimittelfor-

schung analysiert und Empfehlungen zur Ausgestaltung von Kooperationen in diesen 

Bereichen formuliert.101  

                                            
97  BMFT (1993) S. 100. 
98  Vgl. Kapitel A.V. 
99  Becker (2003); Czarnitzki und Fier (2004). 
100 Schmoch (2003) S. 266 ff. 
101 Wissenschaftsrat (2007a). 
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III.2. An-Institute 

An-Institute repräsentieren eine verbreitete Form der institutionalisierten Interaktion zwi-

schen Wissenschaft und Wirtschaft in Deutschland. Sie werden in der Nähe von Hoch-

schulen etabliert, sind aber rechtlich und administrativ unabhängig von diesen. An-

Institute sind eine sehr heterogene Gruppe von Institutionen mit Blick auf ihre Organisa-

tionsform und ihre Finanzierung. Häufig sind sie als privatrechtliche gemeinnützige Insti-

tutionen organisiert (bspw. als gGmbH), die teilweise über institutionelle Mittel verfügen, 

die durch öffentliche und private Drittmittel ergänzt werden. Die Gemeinnützigkeit von 

An-Instituten ist allerdings in vielen Fällen umstritten, da die Abgrenzung des für diesen 

Status noch erlaubten Ausmaßes der marktrelevanten Tätigkeiten in der Praxis schwie-

rig sein kann.102 An-Institute sind als solche immer von einer Hochschule offiziell aner-

kannt und arbeiten mit der Hochschule auf der Grundlage eines Kooperationsvertrages 

zusammen. Ein An-Institut wird häufig auf Initiative eines Lehrstuhlinhabers der Hoch-

schule etabliert, welchem in der Regel die Leitung des An-Instituts obliegt. An An-

Instituten werden oft stark umsetzungsorientierte Forschungs- und Entwicklungsarbei-

ten in einem Bereich durchgeführt, der auch im Fokus der Forschungsaktivitäten der 

Hochschule liegt, und sie bieten Hochschulangehörigen große Freiheitsgrade in der 

Ausrichtung der Forschungsaktivitäten auf Bedürfnisse der Wirtschaft.103 Ihre zentrale 

Leistung liegt dann in der Durchführung von Forschungs- und Entwicklungsaufträgen.104 

Zusätzlich zeichnen sich viele An-Institute durch das Angebot von Fort- und Weiterbil-

dungsmaßnahmen aus.  

III.3. Stiftungsprofessuren 

Stiftungsprofessuren sind mit Hilfe privater Mittel – etwa von Stiftungen, Unternehmen 

oder Mäzenen – an Hochschulen eingerichtete Stellen für Hochschullehrer. Sie werden 

für mehrere (häufig fünf) Jahre vom Stifter finanziert und müssen in der Regel nach Ab-

lauf der Förderung von der Hochschule weitergeführt werden. Die Inhaber von Stif-

tungsprofessuren haben die gleichen Rechte und Pflichten wie alle Hochschullehrer und 

unterliegen keinen Weisungen der Stifter. Stiftungsprofessuren ermöglichen die gezielte 

Förderung praxisrelevanter und neuer interdisziplinärer Forschungsfelder und können 

so einen wichtigen Beitrag zur Profilbildung von Hochschulen leisten. In den vergange-

nen Jahren hat beispielsweise die Zahl der gestifteten Gründerlehrstühle deutlich zuge-
                                            
102 Edler (2000); Edler und Schmoch (2001). 
103 Abramson et al. (1997) S. 287 ff.; Bierhals und Schmoch (2000). 
104 Vgl. Kapitel A.III.5. 
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nommen, was das gesteigerte Interesse der Hochschulen widerspiegelt, eine unter-

nehmerische Kultur in der Lehre zu verankern und Instrumente zur Gründungsförderung 

zu etablieren. Laut einer Schätzung des Stifterverbandes für die deutsche Wissenschaft 

bestanden im Jahr 2000 insgesamt bereits mehr als 300 Stiftungsprofessuren in 

Deutschland.105 Auch Unternehmen profitieren von einer gestifteten Professur, da ihre 

Forschungsinteressen in einer Hochschule verankert werden. Zudem sind die Inhaber 

von Stiftungsprofessuren mitunter in die Aus- und Weiterbildung für Nachwuchskräfte 

des Unternehmens involviert oder erste Ansprechpartner für Forschungskooperationen. 

III.4. Gemeinsame Forschungseinrichtungen 

Forschungseinrichtungen in gemeinsamer Trägerschaft von öffentlicher Hand und Un-

ternehmen sind ein Instrument der langfristigen zieloffenen Kooperation von Wissen-

schaft und Wirtschaft, das in Deutschland insgesamt noch relativ wenig verbreitet ist. 

Die Rolle der Wirtschaftsunternehmen kann dabei die eines reinen Zuwendungsgebers 

sein, oder es handelt sich um Einrichtungen, in denen sowohl akademische als auch 

Industrieforscher gemeinsam an komplementären Forschungsthemen arbeiten. In die-

sen Einrichtungen bildet die räumliche Nähe der Wissenschaftler aus den unterschiedli-

chen Umfeldern die Grundlage für verstärkte Interaktionen, wodurch letztlich Innovati-

onszyklen verkürzt werden können. Ein Beispiel für eine solche Kooperationsplattform 

ist das im Juni 2006 ins Leben gerufene European Center for Information and Commu-

nication Technologies an der TU Berlin (EICT), an dem neben der TU die Fraunhofer-

Gesellschaft und drei Großunternehmen beteiligt sind. Die Partner führen hier auf der 

Basis langfristiger Kooperationsverträge Forschung in sieben strategisch definierten 

Feldern der Informations- und Kommunikationstechnologie im vorwettbewerblichen Be-

reich durch.106 Weitere Beispiele sind in einem aktuellen Bericht des Stifterverbandes 

für die deutsche Wissenschaft zur Zusammenarbeit zwischen wissenschaftlichen Insti-

tutionen und Unternehmen zusammengestellt.107

Der Aufbau nachhaltiger Kooperationen zwischen Hochschulen und Unternehmen ist 

auch in den USA ein wichtiges Ziel der einschlägigen Akteure.108 Hier besteht eine ver-

breitete Form der institutionalisierten Zusammenarbeit in den university-industry re-

search centers (UIRCs). Die weit mehr als 1.000 UIRCs an US-amerikanischen Univer-

                                            
105 Radlanski und Winter (2001). 
106 http://www.eict.de (Stand 02/07). 
107 Stifterverband (2007) S. 39 ff. 
108 Vgl. z.B. NCURA und IRI (2006). 

http://www.eict.de/
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sitäten vereinigen rund 70% der gesamten Industriemittel für die universitäre Forschung 

auf sich. UIRCs können initial von der National Science Foundation (NSF) gefördert 

werden.109 Hierbei handelt es sich um eine auf zunächst fünf Jahre begrenzte, im Vo-

lumen eher geringe Förderung ($ 70.000 p.a.). Die wichtigste Finanzierungsquelle für 

ein UIRC sind die Mitgliedsbeiträge der mindestens sechs hieran beteiligten Unterneh-

men. Nach der Anschubfinanzierung (die um weitere fünf Jahre mit reduziertem Umfang 

erweitert werden kann), müssen die Zentren in der Lage sein, sich selbst zu tragen. Im 

Gegensatz zu An-Instituten in Deutschland, die industrielle Drittmittel in der Regel über 

Aufträge gewinnen, erhalten UIRCs eine Forschungsförderung in Form von Zuwendun-

gen der Unternehmen. Die Unternehmen haben ein Mitspracherecht bei der Definition 

der Forschungsagenden, ohne aber konkrete inhaltliche und zeitliche Vorgaben ma-

chen zu können. Dafür erhalten sie vielfach ein Erstzugriffsrecht auf die ökonomisch 

verwertbaren Forschungsergebnisse.110 Die Erfahrungen mit diesem Instrument zeigen, 

dass UIRCs häufig die Quelle wegweisender Innovationen der beteiligten Firmen 

sind.111  

III.5. Auftragsforschung, -entwicklung 

Auftragsforschung bzw. -entwicklung liegt vor, wenn Wirtschaftsunternehmen Finanz-

mittel für Forschungs- oder Entwicklungsdienstleistungen zur Lösung eines definierten 

Problems an einen externen Auftragnehmer (z.B. ein anderes Unternehmen der ge-

werblichen Wirtschaft oder öffentlich geförderte Einrichtungen) vergeben. Es handelt 

sich hierbei um eine zielorientierte Form der Interaktion, für die zeitliche und inhaltliche 

Vorgaben vertraglich definiert werden. Neben produktnahen Forschungs- und Entwick-

lungstätigkeiten haben Industrieaufträge auch vielfach den Charakter zweckorientierter, 

aber nicht unmittelbar auf die Produktentwicklung gerichteter Forschung. Auftragsfor-

schung ist zwangsläufig stark von den kurzfristigen Zielen des Unternehmens geprägt 

und lässt aufgrund der Zweckgebundenheit üblicherweise wenig Freiraum für eigen-

ständige wissenschaftliche Fragestellungen.112 Dennoch können sich aus solchen Pro-

jekten neue akademische Forschungsagenden entwickeln. Die Auftragsforschung ist 

quantitativ eine der wichtigsten Formen der Interaktion zwischen Hochschulen/For- 

schungseinrichtungen und der Wirtschaft in Deutschland und stellt den wichtigsten 

                                            
109 http://www.nsf.gov/eng/iip/iucrc (Stand 02/07). 
110 Abramson et al. (1997) S. 17 ff. 
111 Bierhals und Schmoch (2000) S. 88 f. 
112 Bierhals und Schmoch (2000) S. 85. 

http://www.nsf.gov/eng/iip/iucrc
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Transferkanal der Fraunhofer-Gesellschaft dar, wobei deren Transferaktivitäten keines-

falls hierauf beschränkt sind. 

III.6. Cluster 

Mit dem Begriff Cluster wird in den vorliegenden Empfehlungen eine regionale Ballung 

verschiedenartiger organisatorisch vernetzter Einrichtungen bezeichnet, die ein ge-

meinsames Tätigkeitsfeld verbindet und deren gemeinsames Ziel es ist, durch Koopera-

tion und Koordination ihrer komplementären Interessen ihre Leistungsfähigkeit zu stei-

gern und sich so langfristige Wettbewerbsvorteile zu sichern.113 Neben Unternehmen 

der gewerblichen Wirtschaft, die den größten Teil der Mitglieder in einem Cluster stel-

len, zählen auch Hochschulen und öffentlich geförderte Forschungseinrichtungen sowie 

Einrichtungen der öffentlichen Verwaltung zu den Akteuren in Clustern. Eine wesentli-

che Motivation zur Bildung von Clustern liegt in der Schaffung eines günstigen Umfelds 

für Innovationen. 

Cluster lassen sich nur mit Blick auf die jeweilige konkrete Situation identifizieren, wobei 

die genannten vier Kriterien (hohe Anzahl der Einrichtungen, räumliche Nähe, enge in-

haltliche Verbindungen, Bereitschaft zur Zusammenarbeit) von entscheidender Bedeu-

tung sind.114 Das Bekenntnis der beteiligten Partner zur Kooperation hebt dabei nicht 

den Wettbewerb innerhalb der Clusterstruktur auf. Ganz im Gegenteil lässt sich sogar 

häufig ein verschärfter endogener Wettbewerb beobachten, der eine treibende Kraft für 

den Erfolg eines Clusters ist,115 da er eine höhere Wettbewerbsfähigkeit des Clusters in 

seiner Gesamtheit nach sich zieht.  

Die öffentlich geförderten Forschungseinrichtungen und insbesondere die Hochschulen 

können mindestens drei für den Erfolg eines Clusters zentrale Funktionen übernehmen:  

• Wissensproduktion: Die von ihnen generierten wissenschaftlichen Erkenntnisse bil-

den vielfältig den Startpunkt von Innovationsprozessen. Die Institutionen geben 

durch den Transfer ihrer wissenschaftlichen Ergebnisse in ein bestehendes Unter-

nehmen oder durch eigene Ausgründungen Impulse zum Wachstum bzw. zur Ent-

stehung eines Clusters.  
                                            
113 Der Begriff Cluster wird in den vorliegenden Empfehlungen im hier beschriebenen Sinne verwandt. Weitestgehend außerhalb  
       der Betrachtung bleiben andere Strukturen, die im allgemeinen Sprachgebrauch zwar auch als Cluster bezeichnet werden,  
       denen aber eines oder mehrere der vier hier genannten Kriterien eines Clusters fehlen. Hierbei handelt es sich um Verbünde  
       und Kompetenznetzwerke, die sich aufgrund der fehlenden lokalen Ballung an Kompetenzen überregional – auch durchaus  
       international – organisieren. 
114 Porter (1998); Ketels (2003) und Referenzen hierin; Sölvell et al. (2003); Lichtblau et al. (2005).   
115 DTI (2002) S. 50. 
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• Wissensdiffusion: Die wissenschaftlichen Institutionen fungieren als Plattform der 

Wissensausbreitung innerhalb eines Clusters. Sie liefern zum einen hoch qualifizierte 

Arbeitskräfte für die Cluster-Unternehmen und leisten im Idealfall auch eine nachfra-

georientierte akademische Weiterbildung der in den Unternehmen Beschäftigten. 

Zum anderen trägt auch ihre Ausgründungsaktivität zur Verbreitung des Wissens 

außerhalb der Hochschule/Forschungseinrichtung bei.   

• Wissensrezeption: Die akademischen Einrichtungen haben außerdem eine „Anten-

nenfunktion“ für das Cluster. Sie sind aufgrund ihrer Einbindung in die internationalen 

Netzwerke der scientific community auf dem aktuellsten Stand der Wissenschaft. 

Dadurch, dass sie dieses externe Wissen aufnehmen und verarbeiten und für dessen 

Verbreitung innerhalb des Clusters sorgen, sind die beteiligten Cluster-Partner früh-

zeitig über neue relevante Entwicklungen für ihre eigene Arbeit informiert.   

Cluster entstehen in evolutionären Prozessen und bauen auf den in der Region vorhan-

denen Kompetenzen auf. Sie lassen sich durch externe Maßnahmen nicht initial errich-

ten. Gleichwohl können sie aber in ihrer Entwicklung durch die Schaffung günstiger 

Rahmenbedingungen wirkungsvoll unterstützt werden.116 Positive Einflussfaktoren für 

die Etablierung und den Erfolg eines Clusters bestehen beispielsweise neben guten 

infrastrukturellen Voraussetzungen in der Existenz von Promotoren mit starkem Eigen-

interesse am Aufbau eines Clusters sowie in einer effektiven Koordination der Zusam-

menarbeit der Partner und einem wirksamen Standortmarketing.117 Die Aktivierung von 

Clusterinitiativen kann auch durch ein in der Region vorhandenes Problem (wie bei-

spielsweise eine hohe Arbeitslosenquote, die Bedrohung grundlegender Versorgung in 

einem bestimmten Bereich oder die Notwendigkeit eines sektoralen Wandels der regio-

nalen Wirtschaft) stimuliert werden.  

Erfolgreiche Cluster haben mehrere Wirkungen. Sie attrahieren komplementäre Kompe-

tenzanbieter in Form qualifizierter Arbeitskräfte und Organisationen, die die Entwicklung 

der Cluster-Mitglieder unterstützen und so zur Verstetigung von Image und Erfolg des 

Clusters beitragen. Cluster generieren Wachstumseffekte bei den beteiligten Wirt-

schaftsunternehmen und stimulieren Unternehmens-Neugründungen. Hierdurch erzeu-

gen Cluster positive Wertschöpfungs- und Beschäftigungseffekte in den Unternehmen 

des Clusters und im Idealfall auch in der gesamten Region. Eine aktuelle Studie des 

Instituts der deutschen Wirtschaft zu den Effekten von Clustern der Metall- und Elektro-

                                            
116 Ketels (2003); Brenner und Fornahl (2003). 
117 DTI (2002). 
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industrie in Deutschland bestätigt dies. So gingen von erfolgreichen Clustern nicht nur 

positive Wirkungen auf die beteiligten Branchen, sondern auch auf die Gesamtbeschäf-

tigung in der jeweiligen Region aus.118

Auch die Hochschulen und Forschungseinrichtungen profitieren durch ihre Partizipation 

an einem Cluster. Die Vorteile für sie liegen insbesondere im Wissensfluss aus den Un-

ternehmen in die wissenschaftlichen Institutionen, wodurch praxisnahe Forschungs-

agenden geschaffen werden können. Von diesen Impulsen kann auch die Lehre profi-

tieren, indem sie zu einer anwendungsorientierteren Ausbildung der Studierenden führt, 

die diese zu einer hochqualifizierten Tätigkeit außerhalb der Wissenschaft befähigt. Die 

Einbindung in enge Kooperationsbeziehungen mit der Wirtschaft verbessert außerdem 

die Beschäftigungschancen der Hochschulabsolventen, da umgekehrt die Rekrutierung 

hochqualifizierter Absolventen ein wichtiges Motiv für Unternehmen ist, in einem Cluster 

zu kooperieren. Die Zugehörigkeit zu einem erfolgreichen Cluster kann außerdem ein 

wirkungsvolles Instrument sein, welches die Hochschulen bei der Schärfung ihres Pro-

fils unterstützt und ihre Attraktivität für herausragende Wissenschaftler erhöht.   

Die Europäische Kommission sieht die Entwicklung und Stärkung der Cluster innerhalb 

der Europäischen Union als einen wichtigen Faktor an, um Europa zum wettbewerbsfä-

higsten und dynamischsten wissenschaftsbasierten Wirtschaftsraum zu entwickeln.119

III.7. Patente und Lizenzen 

In einigen naturwissenschaftlich-technischen Disziplinen – wie etwa der Bio- und der 

Nanotechnologie – liegt ein bedeutender Transferkanal in der Patentierung wissen-

schaftlicher Erfindungen. Unternehmen dieser Branchen sind oft nur unter der Voraus-

setzung des Patentschutzes einer Erfindung daran interessiert, diese für eine Weiter-

entwicklung zur ökonomischen Nutzung zu übernehmen. In diesem Fall kann die Hoch-

schule oder Forschungseinrichtung dem Unternehmen eine exklusive oder nicht-

exklusive Lizenz zur Nutzung der Erfindung erteilen.  

Der weitaus größte Teil der Patente, die aus wissenschaftlichen Institutionen angemel-

det werden, geht auf Anmelder aus den Hochschulen zurück,120 was ein Auslöser zur 

                                            
118 Lichtblau et al. (2005).   
119 Europäische Kommission (2000). 
120 Hochschulen 65%, HGF 16%, FhG 13%, MPG 3%, WGL 3%; Quelle: U. Schmoch, FhG-ISI. 
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Änderung des Arbeitnehmererfindungsgesetzes war, mit der im Jahr 2002 das Hoch-

schullehrerprivileg abgeschafft wurde.121  

Insgesamt stammen seit 1990 rund 6% aller Patentanmeldungen am Deutschen Patent- 

und Markenamt (DPMA) aus deutschen Hochschulen und Forschungseinrichtungen. 

Dabei liegt der Anteil in vielen Feldern der Hoch- und Spitzentechnologie deutlich über 

diesem Durchschnittswert (über 30% z.B. in der Biotechnologie).122  

Nationale und internationale Beispiele zeigen, dass wissenschaftliche Institutionen 

durch die Patentverwertung signifikante Erträge erzielen können. Dies trifft allerdings 

nur für sehr wenige Einrichtungen zu. Gewachsen ist auch das Bewusstsein für mögli-

che negative Folgen, die mit solchen Patentierungsstrategien einhergehen können, die 

gezielt von einer produktiven Verwertung der Patente absehen und sie stattdessen als 

Instrument zur Abwehr oder Verhinderung von Innovationen einsetzen.123

In den USA erwirtschafteten die Hochschulen im Jahr 2004 Netto-Lizenz-Erträge in Hö-

he von insgesamt $ 1,385 Mrd.124 Dabei war das Lizenzgeschäft für den Großteil der 

Institutionen – wenn überhaupt – eine eher moderate Einnahmequelle.125 Knapp 60% 

der Einrichtungen nahmen hierdurch bis zu $ 5 Mio. ein, während weniger als ein Dut-

zend Institutionen Einnahmen von über $ 35 Mio. generieren konnten (drei Institutionen 

nahmen mehr als $ 65 Mio. durch Lizenzen ein). Von Interesse für die Einschätzung 

des Potentials dieser Einnahmequelle ist darüber hinaus der Umstand, dass sich mit 

nur rund 40% der aktiven Lizenzen Einnahmen erzielen ließen. 0,6% aller Lizenzen wa-

ren so genannte Mega-Lizenzen, die Erträge von mehr als $ 1 Mio. generieren.126  

Eine aktuelle Studie im Vereinigten Königreich zeigt, dass die Einnahmen englischer 

und walisischer Universitäten aus der Kommerzialisierung ihrer geistigen Eigentums-

rechte durchschnittlich nicht mehr als 0,2% der institutionellen Förderung ausmachten. 

Bei den bezüglich der Kommerzialisierung erfolgreichsten Universitäten erreichte dieser 

Anteil maximal 2,5%.127  

                                            
121 Vgl. Kapitel A.I.3. 
122 Quelle: U. Schmoch, FhG-ISI.   
123 Vgl. hierzu Dosi, Marengo, Pasquali (2006); Nelson (2006) und Referenzen hierin. 
124 AUTM (2004) S. 25 – Diese Zahl beruht auf den Auskünften von 196 US-amerikanischen Universitäten, Forschungseinrichtun- 
       gen und Krankenhäusern. Insgesamt wurden im AUTM Licensing Survey 2004 232 US-amerikanische Universitäten und Col- 
       leges sowie 69 Forschungseinrichtungen und Krankenhäuser nach ihren Technologietransferaktivitäten (insbesondere Lizen- 
       zierungen und Firmengründungen) befragt. Der Rücklauf der Befragung (70,7% bei den Universitäten, darin enthalten sind  
       Antworten von 96 der Top 100 Forschungsuniversitäten; 47,8% bei den Forschungseinrichtungen und Krankenhäusern) bildet  
       ca. 87% der gesamten der National Science Foundation gemeldeten Forschungs- und Entwicklungs-Aufwendungen der öffent- 
       lich geförderten Institutionen ab. 
125 Vgl. hierzu auch Lebret, Månson, Aebischer (2006) S. 132. 
126 AUTM (2004) S. 26 f. 
127 http://www.morgan-cole.com/4354.file.dld (Stand 02/07). 

http://www.morgan-cole.com/4354.file.dld
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Bei der Fraunhofer-Gesellschaft stiegen die Rückflüsse aus Lizenzen im Geschäftsjahr 

2005 auf € 134 Mio. (~ 10,7% des Gesamtfinanzvolumens der FhG),128 was maßgeblich 

auf die außerordentlich hohen Erträge aus den Lizenzen der MP3-Technologie – die 

sich allein auf € 110 Mio. belaufen – zurückzuführen ist.129  

Die Erträge aus dem gesamten Wissens- und Technologietransfer mit der Wirtschaft 

(Lizenzen, Kooperationsverträge, Aufträge) beliefen sich bei der Helmholtz-

Gemeinschaft im Jahr 2005 auf € 71,7 Mio., was ca. 3,2% des Gesamtbudgets der HGF 

entspricht. Die gesamten Kosten für den Technologietransfer wurden auf rund € 14,3 

Mio. (0,6% des Gesamtbudgets) beziffert.130

Der Umsatz von Max-Planck-Innovation entspricht mit € 19,8 Mio. im Jahr 2005 rund 

1,2% des Haushalts der Max-Planck-Gesellschaft. Fast 50% dieses Umsatzes wurden 

für Kosten von Max-Planck-Innovation, Erfindervergütungen und Patentkosten aufge-

wendet.131

Die Friedrich-Schiller-Universität Jena hat z.B. im Zeitraum von 2000-2004 im Durch-

schnitt Lizenzeinnahmen von rund € 70.000 pro Jahr erwirtschaftet.132 Dies entspricht 

einem Anteil von weniger als 0,1% am gesamten Forschungsbudget der Universität.  

Die Verwertung eines Patents kann neben Lizenzierung oder Verkauf an ein bestehen-

des Unternehmen auch durch die Gründung eines Spin-off-Unternehmens erfolgen. 

III.8. Spin-offs 

Aus Hochschulen und Forschungseinrichtungen ausgegründeten Spin-off-

Unternehmen133 wurde in den vergangenen Jahren sowohl seitens der Politik als auch 

der Wissenschaft eine erhöhte Aufmerksamkeit als Form der konkreten Verwertung 

wissenschaftlichen Wissens am Markt gewidmet. Während Spin-offs in Deutschland in 

den 1970er Jahren noch eher skeptisch als eine Nebenerscheinung des Forschungsbe-

triebes gesehen wurden, hat sich ihre forschungspolitische Bewertung deutlich verän-

                                            
128 Zum Vergleich: Lizenzerträge des Geschäftsjahres 2004: € 27 Mio. (~ 2,5% des Gesamtfinanzvolumens). 
129 Vgl. Fraunhofer-Jahresbericht (2005). 
130 Quelle: HGF. 
131 Quelle: Max-Planck-Innovation. 
132 Hillinger (2006). 
133 Der Begriff „Spin-off“ wird hier in Anlehnung an Egeln et al. (2003a,b) verwandt. Danach sind Spin-offs Unternehmen, deren  
       Gründung unverzichtbar auf neuem Wissen oder spezifischen Kompetenzen aus Hochschulen oder öffentlich geförderten  
       Forschungseinrichtungen beruht. Dabei kann zwischen Verwertungs-Spin-offs und Kompetenz-Spin-offs unterschieden werden.  
       Für Verwertungs-Spin-offs sind neue Forschungsergebnisse oder wissenschaftliche Methoden, an deren Erarbeitung ein Grün- 
       der selbst beteiligt war, unverzichtbar. Für Kompetenz-Spin-offs sind hingegen besondere Fähigkeiten, die ein Gründer an einer  
       wissenschaftlichen Institution erworben hat, unverzichtbar. 
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dert. So gelten sie heute verbreitet als positiver Leistungsindikator für die Innovationsre-

levanz der an den Hochschulen und Forschungseinrichtungen betriebenen For-

schung.134 Vereinzelt herrschen allerdings auch Sorgen vor, dass Spin-offs durch die 

private Nutzung des an der öffentlichen Einrichtung generierten Wissens und die Ent-

ziehung qualifizierten Personals Kompetenzen und Kapazitäten aus der Hochschu-

le/Forschungseinrichtung extrahieren könnten.135  

Die erhöhte Aufmerksamkeit gegenüber Spin-offs erstreckt sich über alle Einrichtungs-

formen der Wissenschaftslandschaft in Deutschland, unabhängig von ihrem Grundauf-

trag. Dies belegt beispielsweise die deutliche Zunahme der Unternehmensausgründun-

gen aus Instituten der Max-Planck-Gesellschaft. Auch international ist zu beobachten, 

dass die Gründung von Spin-offs eine prominente Rolle hinsichtlich der Beurteilung des 

Innovationspotentials der öffentlich geförderten Wissenschaft spielt.136  

Der Grund für das große Interesse an Spin-offs liegt in der Erwartung, dass Unterneh-

mensausgründungen aus wissenschaftlichen Institutionen in besonders effektiver Weise 

zum Wissens- und Technologietransfer beitragen können. Für Hochschulen und For-

schungseinrichtungen liegen die Motive für die gesteigerte Spin-off-Intensität in den Er-

wartungen einer erhöhten Kommerzialisierung ihrer Forschungsergebnisse, einem Bei-

trag der Spin-offs zur Intensivierung der Wirtschaftskontakte und letztlich in einer durch 

Spin-offs gesteigerten Attraktivität der Hochschule/Forschungseinrichtung als Studienort 

und Forschungspartner.  

Die Politik sieht Spin-offs als Unternehmen, die sich durch eine starke Anbindung an die 

Wissenschaft und eine forschungsorientierte Aktivität in Wachstumsmärkten auszeich-

nen. Spin-offs werden als wichtiges Element der Strukturveränderung der Wirtschaft in 

Richtung einer verstärkten Wissenschaftsbasierung gesehen. Spin-offs erfahren dar-

über hinaus durch ihr Beschäftigungspotential (s.u.) besondere Aufmerksamkeit seitens 

der Politik.  

Die Zahl der Spin-offs aus Hochschulen und Forschungseinrichtungen ist allerdings 

noch vergleichsweise gering. Sie stellen mit ca. 3% einen kleinen Anteil an den gesam-

ten Gründungen in Deutschland dar, ihr Anteil an allen Gründungen in den wissen-

schaftsbasierten Branchen liegt bei ca. 11%.137 Rund 90% der Ausgründungen finden 

                                            
134 Vgl. Knie et al. (2002); Wissenschaftsrat (2004b). 
135 Vgl. Knie und Simon (2006); Konrad und Truffer (2006); Simon et al. (2006). 
136 Vgl. Konrad und Truffer (2006). 
137 Egeln et al. (2003a) S. 8 ff. 
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im Dienstleistungssektor (etwa hälftig in den technologieorientierten und nicht-

technischen Diensten) und nur ca. 10% in der forschungsintensiven Industrie statt.138 

Betrachtet man nur solche (Verwertungs-) Spin-offs, die als Kanal zum Transfer von 

Forschungsergebnissen in die Wirtschaft direkt aus einer öffentlich geförderten Einrich-

tung von Wissenschaftlern ausgegründet werden und Forschung und Entwicklung 

betreiben, beträgt deren Zahl rund 600 pro Jahr. Dies entspricht einem Anteil von ca. 

1% an allen Gründungen im wissenschaftsbasierten Wirtschaftssektor und 0,3% an al-

len Gründungen in Deutschland.139

Die Gründung eines Spin-off-Unternehmens kann ein Instrument zur Patentverwertung 

für Hochschulen und Forschungseinrichtungen sein. Die Nutzung von Patenten als Ba-

sis für eine Spin-off-Gründung ist allerdings nicht sehr verbreitet. In der zweiten Hälfte 

der 1990er Jahre wurden etwa 900 Spin-offs gegründet, deren Basis in einem an der 

Inkubatoreinrichtung140 entwickelten Patent lag, was einem Anteil von nur etwa 5% aller 

Spin-off-Gründungen entspricht.141 Dies bedeutet, dass von allen durch Hochschulen 

bzw. Forschungseinrichtungen oder ihren Mitarbeitern angemeldeten Patenten 6-12% 

durch die Gründung eines Spin-offs verwertet werden.142 Dieses Verhältnis von patent-

basierten Spin-offs zur Gesamtzahl der Patentanmeldungen liegt in Deutschland in der 

gleichen Größenordnung wie in anderen Nationen. So beträgt dieses Verhältnis auch in 

den USA, wo die Rahmenbedingungen für Spin-off-Gründungen aus wissenschaftlichen 

Einrichtungen als sehr förderlich einzuschätzen sind, 7-14%.143 Bei patentbasierten 

Spin-offs konkurriert die freie Nutzung des an öffentlich geförderten Einrichtungen gene-

rierten Wissens schärfer mit dem Ausschluss Dritter von der Nutzung des Wissens 

durch dessen private Aneignung zur kommerziellen Verwertung als dieses bei anderen 

Formen des Transfers der Fall ist. Dies liegt darin begründet, dass die Hochschulen und 

Forschungseinrichtungen den Spin-offs ihre Patente in diesen Fällen in der Regel ex-

klusiv zur Verfügung stellen. Scheitert die Gründung, verzögert sich die kommerzielle 

Nutzung der Forschungsergebnisse deutlich oder unterbleibt ganz, wodurch auch ein 

nicht auf die Gründung beschränkter „Wohlfahrtseffekt“ durch die Forschungsergebnis-

se unterbleibt. Damit hängt ein solcher umfassenderer positiver Effekt einzig vom Un-

                                            
138 Egeln et al. (2003a) S. 15. 
139 Egeln et al. (2003b) S. 160, die Zahlen aus dieser Studie beziehen sich auf die zweite Hälfte der 1990er Jahre. Eine vergleich- 
       bar umfassende aktuellere Studie zu Spin-offs aus der öffentlichen Forschung in Deutschland ist bisher nicht verfügbar. Die  
       hier genannten Größenordnungen haben sich allerdings nicht in relevantem Maße verändert. 
140 „Inkubatoreinrichtung“ ist die wissenschaftliche Institution, aus der die neuen Forschungsergebnisse oder Methoden stammen  
       bzw. in der die besonderen Fähigkeiten erworben wurden, die für die Gründung unverzichtbar waren. 
141 Egeln et al. (2003a) S. 40. 
142 Egeln et al. (2003b) S. 163, Dieser Quote liegt die realistische Annahme zugrunde, dass pro Spin-off nicht mehr als zwei Paten- 
       te verwertet werden. Vgl. hierzu auch Gambardella, Giuri, Mariani (2006). 
143 Egeln et al. (2003b) S. 164. 



 - 46 - 

ternehmenserfolg des Spin-offs ab. Für das Scheitern eines Spin-offs besteht eine nicht 

unerhebliche Wahrscheinlichkeit (s.u.). Dabei ist aber ein solches Scheitern kein Indika-

tor für die grundsätzliche Verwertbarkeit des Forschungsergebnisses, da es eine Reihe 

anderer Erfolgshemmnisse für innovative Gründungen gibt.144   

Betrachtet man die fachliche Herkunft der Gründer von Spin-offs, dominieren die Inge-

nieur-, Natur- und Wirtschaftswissenschaften. Nur etwa 10% der Spin-off-Gründer ha-

ben einen rechts-, geistes-, oder sozialwissenschaftlichen Hintergrund.145 Gründungen 

und Gründer aus den letztgenannten Disziplinen unterscheiden sich in mehrfacher Hin-

sicht von denen anderer Fächer. Zum einen sind die Gründungen naturgemäß nicht 

technologiefokussiert, zum anderen handelt es sich bei ihnen in der Regel um kleine 

Unternehmen, die auch langfristig ein nur sehr begrenztes Arbeitsplätze schaffendes 

Potential besitzen.146

Hinsichtlich der Effekte von Spin-offs auf den Arbeitsmarkt kann derzeit davon ausge-

gangen werden, dass trotz des Umstands, dass sich nur etwas mehr als jede zweite 

innovative Gründung längerfristig am Markt etablieren kann, alle Arten akademischer 

Ausgründungen einen insgesamt positiven Beschäftigungseffekt haben (Abbildung 5). 

Gleiches gilt für nicht-akademische Gründungen mit Forschungs- oder Entwicklungsak-

tivitäten.147 Die Überlebenswahrscheinlichkeit von Spin-offs ist dabei höher als die an-

derer Gründungen in den wissenschaftsbasierten Branchen.148  

Spin-offs schufen in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre jährlich rund 34.000 Vollzeitar-

beitsplätze.149 Die in diesem Zeitraum durch Verwertungs-Spin-offs geschaffenen Ar-

beitsplätze stellen ca. 4,5% aller in den wissenschaftsbasierten Wirtschaftssektoren 

durch Gründungen entstandenen Arbeitsplätze dar.150  

 

                                            
144 Vgl. Franklin et al. (2001); Egeln et al. (2002) S. 46 f.; Egeln et al. (2003a) S. 46 f.; Meyer (2003); Malhorta et al. (2004);  
       Riesenhuber, Walter, Auer (2006) und Kapitel A.II.1; A.II.2 und B.III.3. 
145 Egeln et al. (2003a) S. 35 f. 
146 Bickenbach (2004); Haselbach (2004); Josten und Viehl (2004). 
147 Egeln et al. (2003a) S. 52 ff.; Fritsch (2004). 
148 Persönliche Mitteilung von C. Rammer, ZEW Mannheim, basierend auf einer noch nicht publizierten Studie des ZEW zur Dy- 
       namik von Spin-off-Gründungen in Österreich. Die Überlebenswahrscheinlichkeit von Spin-offs ist demnach um 5% erhöht.  
       Dieser Effekt ist statistisch signifikant und ein originärer Effekt der Natur von Spin-offs, da für andere mögliche Effekte wie z.B.  
       Gründungsgröße, Branche, laufende Wissenschaftskontakte, Forschungs- und Entwicklungstätigkeit, Gründungsjahr, Standort  
       etc. kontrolliert wurde.  
149 Um den Netto-Beschäftigungseffekt zu ermitteln, muss von dieser Zahl die Anzahl der Arbeitsplatzverluste subtrahiert werden,  
       die sich durch das Scheitern von Gründungen sowie durch Verdrängungseffekte, die durch die Neugründungen hervorgerufen 
       werden, ergeben. Letztere sind nur sehr aufwendig zu bestimmen. Es wird verbreitet davon ausgegangen, dass diese Zahl  
       nicht signifikant ist, da die Nachfrage in den wissenschaftsbasierten Branchen insgesamt steigt und neue wachsende Märkte  
       entstehen. Vgl. Egeln et al. (2003a) S. 53 ff. 
150 Egeln et al. (2003b) S. 170. 
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Abbildung 5: Beschäftigungsentwicklung und Überlebensraten in Kohorten 
wissenschaftsbasierter Gründungen der Jahre 1998-2002 
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Die Überlebensrate (nach vier Jahren) von Gründungen in nicht-wissensintensiven (A) und nicht FuE-intensiven (B) Sektoren liegt 
mit ca. 45% unter derjenigen innovativer Gründungen (ca. 50-60%). Deutliche Unterschiede zwischen innovativen und nicht-
innovativen Gründungen gibt es hinsichtlich der Beschäftigungsentwicklung. Während die Zahl der Beschäftigten in den wissensin-
tensiven Bereichen nach vier Jahren beim 1,2-fachen (A) und in den FuE-intensiven Bereichen sogar beim 1,6-fachen (B) liegt, 
sank die Beschäftigtenzahl in den nicht-innovativen Gründungen unter das Ausgangsniveau. 
Die gestrichelten Linien repräsentieren jeweils die Entwicklung einzelner Gründungsjahrgänge, die durchgezogenen Linien zeigen 
den Durchschnitt über die verschiedenen Jahrgänge. 
Quelle: Fritsch (2004), basierend auf Daten der Betriebsdatei der Beschäftigtenstatistik der Bundesanstalt für Arbeit. 

Die anspruchsvollen Erwartungen sind der Auslöser dafür, dass Spin-offs zunehmend in 

den Fokus öffentlicher Förderung gerückt sind. Es existiert eine große Anzahl von För-

der- und Unterstützungsangeboten für Unternehmensgründer von EU, Bund, Ländern 

und Kommunen, auf die hier nicht differenziert eingegangen werden soll. Die Förder-

maßnahmen setzen v.a. bei den potentiellen Gründern an. So gibt es eine Reihe von 

Maßnahmen, die auf die Sensibilisierung der Wissenschaftler für Unternehmensgrün-

dungen als eine Karriereoption und die Verankerung unternehmerischer Kultur in den 

wissenschaftlichen Institutionen sowie den Ausbau unternehmerischer Kenntnisse bei 
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den Gründern zielen. Hierzu gehört u.a. der EXIST-Wettbewerb des Bundes, durch den 

Gründungen mittelbar gefördert werden.151

Um dem Mangel an privatem Risikokapital zu begegnen,152 wurde mit dem Hightech-

Gründerfonds ein neues Förderinstrument etabliert, das technologieorientierten Grün-

dungen öffentliches Risikokapital für die Start-Phase zur Verfügung stellt. In moderatem 

Umfang sind gegenwärtig auch sechs Großunternehmen an diesem Fonds beteiligt. 

Zunehmend wird auch die finanzielle Förderung mit professionellen Beratungs- und Co-

achingangeboten für die Gründer verknüpft, wie es auch beim Hightech-Gründerfonds 

der Fall ist. 

Die Förderung innovativer Gründungen nimmt in der Hightech-Strategie des Bundes 

und den aktuellen Innovationsstrategien der Länder eine wichtige Rolle ein. 

III.9. Personengebundener Transfer 

Einen grundlegenden Beitrag zur Innovationsfähigkeit der Wirtschaft leisten die Hoch-

schulen durch die Bereitstellung hochqualifizierter Absolventen. Diesem Aspekt muss 

angesichts des prognostizierten und teilweise schon bestehenden Mangels an hoch-

qualifizierten Fachkräften153 weiterhin vorrangige Beachtung geschenkt werden. Es be-

darf der gemeinsamen Anstrengung aller einschlägigen Akteure, um dauerhaft eine 

ausreichende Anzahl von Studienplätzen zu gewährleisten und die Qualität der Lehre 

an den deutschen Hochschulen sicherzustellen. Fragen der Sicherung bzw. Optimie-

rung der Qualität der Lehre sind grundsätzliche und zentrale Herausforderungen an die 

Hochschulen und nicht als spezifische Probleme des Wissenstransfers anzusehen. Zu 

diesen Aspekten hat sich der Wissenschaftsrat in anderen aktuellen Stellungnahmen 

geäußert154 und u.a. den zügigen Ausbau der Studienplatzkapazitäten sowie die Etab-

lierung von Professuren mit einem Tätigkeitsschwerpunkt in der Lehre empfohlen. Mit 

personengebundenem Transfer werden in den vorliegenden Empfehlungen spezifische 

                                            
151 EXIST wird seit 1998 als Instrument zur Gründungsförderung eingesetzt. Im Zentrum steht die Unterstützung innovationsför- 
       dernder Netzwerke. Die regionalen Netzwerke müssen sich in einem Wettbewerb durchsetzen und darlegen, durch welche  
       konkreten Maßnahmen sie die Leitziele von EXIST erreichen wollen. Die ambitionierten Leitziele sind die dauerhafte Etablie- 
       rung einer Kultur der unternehmerischen Selbständigkeit in Forschung, Lehre und Verwaltung, die konsequente Übersetzung  
       wissenschaftlicher Forschungsergebnisse in wirtschaftliche Wertschöpfung, die zielgerichtete Förderung des großen Potentials  
       an Geschäftsideen und Gründerpersönlichkeiten an Hochschulen und Forschungseinrichtungen sowie die deutliche Steigerung  
       innovativer Unternehmensgründungen und damit die Schaffung neuer und gesicherter Arbeitsplätze. In der ersten Runde wur- 
       den fünf Initiativen gefördert: bizeps (Wuppertal – Hagen), Dresden exists, GET UP (Ilmenau – Jena – Schmalkalden), KEIM  
       (Karlsruhe – Pforzheim), PUSH! (Stuttgart). Gegenwärtig bestehen 15 EXIST-Initiativen. Vgl. BMWi (2006). 
152 Vgl. Kapitel A.II.2. 
153 Vgl. Kapitel A.II.1. 
154 Wissenschaftsrat (2004a); Wissenschaftsrat (2006c); Wissenschaftsrat (2006d); Wissenschaftsrat (2007b). 
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Formen eines gezielten Wissensaustauschs zwischen Wissenschaft und Wirtschaft be-

zeichnet, die nicht generelle Ausbildungsaspekte betreffen.  

Voraussetzung für intensive Kooperationen zwischen Wissenschaft und Wirtschaft ist 

eine persönliche Vertrauensbasis zwischen den Akteuren. Häufig sind bestehende per-

sönliche Kontakte einzelner Personen auch der Ausgangspunkt für Kooperationen gro-

ßen Formats, wie beispielsweise für strategische Partnerschaften (vgl. Kapitel B.III.1.). 

Der Aufbau eines solchen Vertrauensverhältnisses kann durch verschiedene Maßnah-

men unterstützt werden. Hierzu zählt neben der Schaffung von Möglichkeiten zur Kon-

taktanbahnung zwischen Wissenschaftlern und Unternehmensvertretern beispielsweise 

durch die Ausrichtung von Workshops, die Etablierung informeller Plattformen zum In-

formationsaustausch oder den Aufbau und die gezielte Nutzung eines Alumni-Netz-

werks insbesondere die Entsendung bzw. der Austausch von Personal zwischen wis-

senschaftlichen Institutionen und Unternehmen, welche einen besonders effektiven 

Weg des Erkenntnistransfers darstellen. Durch die Möglichkeit, längerfristig persönliche 

Erfahrungen im jeweils anderen Handlungskontext zu sammeln, tragen derlei Maßnah-

men zum Abbau kultureller Differenzen zwischen Wissenschaft und Wirtschaft bei und 

fördern ein besseres gegenseitiges Verständnis der jeweiligen Interessen und Prinzi-

pien. Darüber hinaus können sie gezielt zur Qualifizierung des Personals und als Rek-

rutierungsinstrument genutzt werden. Schließlich trägt der Personalaustausch zur Netz-

werkbildung zwischen Wissenschaft und Wirtschaft bei und er kann der Initiierung lang-

fristiger Kooperationsbeziehungen zwischen einer wissenschaftlichen Institution und 

einem Unternehmen dienen. So kann beispielsweise die befristete Beurlaubung eines 

Hochschullehrers für eine zeitlich begrenzte Tätigkeit in einem Unternehmen ein wirk-

sames Mittel zur Stärkung derartiger Kooperationsbeziehungen sein.  

Eine Form personengebundenen Transfers besteht in gemeinsam von Hochschulen 

und Unternehmen betreuten Abschlussarbeiten. Dies kann sowohl im Rahmen eines 

Kooperationsprojekts an der Hochschule als auch durch die Abordnung der wissen-

schaftlichen Nachwuchskraft an ein Unternehmen stattfinden. Insbesondere Großunter-

nehmen verfügen häufig über Programme, die es den Nachwuchskräften ermöglichen, 

wissenschaftliche Fragestellungen, die von unmittelbarer Relevanz für die Arbeitspro-

zesse im Unternehmen sind, im Rahmen einer Doktorarbeit zu bearbeiten. Solche 

Maßnahmen sind für die Unternehmen insbesondere auch zur Rekrutierung künftiger 

Mitarbeiter von großer Bedeutung. 
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Ein weiteres Instrument für den gegenseitigen Wissensaustausch ist der temporäre 

Wechsel von Forschungspersonal zwischen Hochschule/Forschungseinrichtung und 

Unternehmen. Solch ein Austausch findet in Deutschland insgesamt in zu geringem 

Maße statt.  

Auch durch die in den Ingenieurwissenschaften in Deutschland historisch gewachsene 

und bis heute übliche Praxis der Berufung von Forschern aus der Industrie auf Profes-

suren an Hochschulen findet personeller Transfer statt. Industrieerfahrung ist hier nicht 

nur ein Bonus, sondern ein wichtiges Kriterium bei Berufungen.155 Diese vom Wissen-

schaftsrat schon in der Vergangenheit positiv bewertete Praxis156 schafft durch die In-

dustriekontakte der Berufenen gute Voraussetzungen für einen effektiven wechselseiti-

gen Erkenntnistransfer zwischen Wissenschaft und Wirtschaft. Diese Form des „Trans-

fers über Köpfe“ ist umso mehr hervorzuheben, als sie in den meisten anderen industri-

alisierten Nationen unüblich ist.157

In diesem Zusammenhang ist auch die Lehrtätigkeit von Unternehmensmitarbeitern z.B. 

als Lehrbeauftragte an Hochschulen als eine Form des personengebundenen Transfers 

zu nennen. Hierdurch lassen sich Praktiker gewinnen, die ihre spezifischen Kompeten-

zen in bestimmten Tätigkeitsfeldern in die Lehre integrieren, und die in besonderer Wei-

se geeignet sind, die Problematiken des Erkenntnisaustauschs zwischen Wissenschaft 

und Wirtschaft an den Hochschulen und Forschungseinrichtungen zu thematisieren. Sie 

können Wissenschaftlern die Bedürfnisse und Interessen von Unternehmen bei Koope-

rationen mit der Wissenschaft erläutern und hierdurch entscheidend zur Reduktion von 

Hemmnissen beitragen. 

Eine weitere Form des personengebundenen Transfers stellt letztlich die Beratung von 

Unternehmen durch Wissenschaftler dar, etwa durch deren Mitwirkung in wissenschaft-

lichen Beiräten oder anderen beratenden Gremien, die in der Regel in Nebentätigkeit 

durchgeführt wird. Auch umgekehrt findet diese Art des Transfers durch die Tätigkeit 

von Unternehmensangehörigen in Hochschulräten oder im Aufsichtsrat von Spin-off-

Unternehmen statt. 

Einer generell erhöhten Durchlässigkeit der Bereiche Wissenschaft und Wirtschaft und 

damit der Möglichkeit, Karrierewege in einem anderen Bereich über die Grenzen von 

Arbeitgebertypen und Tarifverträgen hinweg fortzusetzen, stehen insbesondere arbeits- 
                                            
155 König (1993) S. 76 f.; Weingart (2001) S. 178 ff. 
156 Wissenschaftsrat (1986).  
157 Bierhals und Schmoch (2000) S. 86. 
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und tarifrechtliche Regelungen entgegen. So ist nicht gesichert, dass bei einem länger-

fristigen Wechsel zwischen Wissenschaft und Wirtschaft die bisherigen beruflichen 

Leistungen und Erfahrungen anerkannt werden und Ansprüche aus Kranken-, Sozial-, 

oder Altersvorsorgesystemen verlustfrei aufrechterhalten werden können.  

Für eine geringe Bereitschaft auf Unternehmensseite zur temporären Aufnahme von 

Personal aus wissenschaftlichen Institutionen kann eine grundsätzliche Abneigung 

mancher Unternehmen oder Unternehmensmitarbeiter gegenüber externen Lösungs-

strategien verantwortlich sein.158 Andererseits wird der Anreiz für einen Wechsel in die 

Wissenschaft für in Unternehmen Beschäftigte durch die bestehenden Gehaltsunter-

schiede gegenüber dem öffentlichen Dienst gemindert. 

Darüber hinaus wird die Bereitschaft zum (zeitlich begrenzten) Wechsel gegenwärtig 

auch dadurch vermindert, dass ein Wechsel von der Wissenschaft in die Wirtschaft in 

vielen Disziplinen nicht als karrierefördernder Qualifikationsweg anerkannt ist. Eine Aus-

nahme bilden hier die Ingenieurwissenschaften, in denen eine wissenschaftlich gepräg-

te Tätigkeit in der Wirtschaft in der Regel Bestandteil einer akademischen Laufbahn ist.  

Fördermaßnahmen für einen zeitlich befristeten Personalaustausch (bzw. Personalent-

sendung) bestehen derzeit in neuen Programmen der DFG159 und im Rahmen des PRO 

INNO Programms des BMWi,160 innerhalb dessen eine auf drei bis vierundzwanzig Mo-

nate befristete Personalentsendung gefördert werden kann. 

Das langfristige Ziel muss es sein, die generelle Durchlässigkeit der beiden Bereiche zu 

erhöhen und einen flexiblen Wechsel von Personal zwischen Wissenschaft und Wirt-

schaft zu ermöglichen. Die Verbesserung der Mobilität von Wissenschaftlern – sowohl 

international als auch zwischen wissenschaftlichen Institutionen und Unternehmen – ist 

auch ein erklärtes Ziel der Forschercharta der Europäischen Kommission, das durch die 

verstärkte Förderung des Personalaustauschs zwischen Wissenschaft und Wirtschaft 

im Rahmen der Marie-Curie-Aktivitäten im 7. Forschungsrahmenprogramm unterstützt 

wird.  

                                            
158 Vgl. Kapitel A.IV. und A.VI.2. 
159 Vgl. Kapitel A.V.4. 
160 Vgl. Kapitel A.V.2. 
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III.10. Informelle Beziehungen 

Informelle Kontakte zwischen Wissenschaftlern und Unternehmensvertretern umfassen 

alle Formen des Wissensaustauschs, die ohne vertraglichen Rahmen und ohne die 

Einbindung von Vermittlern stattfinden. Informelle Beziehungen setzen persönliches 

Kennen und beiderseitiges Vertrauen der Beteiligten voraus. So sind Konferenzen, 

Workshops oder sogenannte „Partnering days“ für Wissenschaftler und Angehörige von 

Unternehmen nicht nur wegen des formellen Teils (Präsentation aktueller Forschungs-

ergebnisse), sondern auch wegen der sich hier bietenden Gelegenheiten zum Knüpfen 

und zur Pflege informeller Kontakte wertvoll.161 Aus solchen Kontakten erwachsen viel-

fältig langlebige Netzwerke, die von den Beteiligten wegen des direkten Austauschs als 

sehr effizienter und effektiver Mechanismus des Transfers angesehen werden. Informel-

le Beziehungen haben insbesondere in den Bereichen, die traditionell durch eine aus-

geprägte Interaktion von Wissenschaft und Wirtschaft gekennzeichnet sind – wie die 

Chemie, die Elektrotechnik oder der Maschinenbau –, einen hohen Stellenwert. Aber 

auch Hochschulmitarbeiter anderer Fachrichtungen schätzen informelle Kontakte mit 

der Wirtschaft neben der kooperativen Forschung als eine der beiden wichtigsten Inter-

aktionsformen ein.162

Aus Sicht der Wirtschaft werden die informellen Kontakte ebenfalls als die Interaktions-

form mit der größten Bedeutung eingeschätzt. Danach folgen Beratungen, Gemein-

schafts- und Auftragsforschung sowie gemeinsam durchgeführte Abschlussarbeiten.163

A.IV. Institutionelle Vermittler im Transferprozess 

Bis in die 70er Jahre des vergangenen Jahrhunderts fand Wissens- und Technologie-

transfer zwischen den Hochschulen in Deutschland und der Wirtschaft ausschließlich 

über direkte Kontakte von Wissenschaftlern und Unternehmen statt. Ausgelöst durch 

die Wahrnehmung einer sich vergrößernden Kluft hinsichtlich des technologischen 

Stands und der Innovationsfähigkeit der Wirtschaft zwischen den USA und Europa än-

derte sich diese Situation in den 1970er Jahren, als auch in Deutschland Aktivitäten 

initiiert wurden, die den Austausch zwischen Wissenschaft und Wirtschaft durch dessen 

Institutionalisierung unterstützen sollten. In dieser Zeit wurde Wissens- und Technolo-

gietransfer zunehmend als eine Aufgabe angesehen, die die Hochschule als Ganzes 
                                            
161 Söderquist und Silverstein (1994). 
162 Bierhals und Schmoch (2000) S. 85 f.; Schmoch (2003) S. 265 ff. 
163 Details s. Abbildung A.2 im Anhang; Quelle: ZEW (2004), Mannheimer Innovationspanel, Befragung 2003, Berechnungen  
       des ZEW. 
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fordert und nicht auf einzelne Mitglieder der Hochschule beschränkt sein sollte. Diese 

Entwicklung manifestierte sich bundesweit in der politisch forcierten Etablierung von 

Vermittlungsinstitutionen in Form der Transferstellen an den Hochschulen. Diese waren 

in allen Bundesländern gegen Ende der 1980er Jahre flächendeckend eingerichtet. 164  

Ungeachtet dessen gibt es jedoch auch heute Faktoren, die einen effektiveren Wissens- 

und Technologietransfer erschweren. Ein wesentlicher Hemmfaktor ist das in der Wis-

senschaft und der Wirtschaft bestehende Informationsdefizit über Nachfrage und Ange-

bot von Kooperationsmöglichkeiten.165

Auf Seiten der Wirtschaft betrifft dieses Problem die Großunternehmen weit weniger als 

kleine und mittlere Unternehmen (KMU). Großunternehmen mit eigenen Forschungs- 

und Entwicklungsabteilungen nutzen zunächst die bestehenden Netzwerke ihrer wis-

senschaftlichen Mitarbeiter zur Anbahnung von Kontakten zu akademischen Einrichtun-

gen. Darüber hinaus sind häufig spezialisierte Mitarbeiter – die u.U. einer eigens einge-

richteten Abteilung angehören – vorhanden, die für die Anbahnung, strategische Orga-

nisation und systematische Pflege der Kontakte verantwortlich sind. Dies erlaubt den 

Unternehmen, über die für sie relevanten wissenschaftlichen Entwicklungen informiert 

zu sein und neue potentielle Kooperationspartner zu identifizieren. Auch bei Großunter-

nehmen ist aber die Anzahl von Kooperationen nicht zu unterschätzen, die durch zufäl-

lige Begegnungen zwischen Mitarbeitern der Unternehmen und Wissenschaftlern bei-

spielsweise im Rahmen von Fachkonferenzen entstehen. 

Völlig andere Vorraussetzungen herrschen in kleinen und mittleren Unternehmen, die 

zumeist weder die personellen noch die finanziellen Ressourcen haben, aktiv potentielle 

Partner in der Wissenschaft zu suchen. Bei den KMU mit Innovationsaktivitäten lassen 

sich mit Blick auf ihre Kooperationsbereitschaft mit wissenschaftlichen Institutionen drei 

Typen von Unternehmen differenzieren:166  

• Technologietransferorientierte KMU unterhalten vielfältige Beziehungen zu Hoch-

schulen und Forschungseinrichtungen, etwa in Form von Aufträgen oder Kooperatio-

nen. Häufig ist in diesen Unternehmen zu beobachten, dass ein Mitglied der Ge-

schäftsführung über Erfahrungen als Wissenschaftler verfügt und hierdurch eine ver-

gleichsweise höhere Kooperationsbereitschaft und ein besseres Verständnis für die 

                                            
164 Vgl. Krücken (1999) für eine ausführliche Studie zur Institutionalisierung des Wissens- und Technologietransfers an den Univer- 
       sitäten in Nordrhein-Westfalen; Krücken (2003). 
165 Vgl. Kapitel A.VI. 
166 Vgl. Beise, Licht, Spielkamp (1995). 
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Sicht- und Arbeitsweisen kooperierender Wissenschaftler vorherrscht. Diese Unter-

nehmen nutzen bzw. benötigen selten die Dienste eines Vermittlers. 

• Technologietransferinteressierte mittelständische Unternehmen nutzen die Hoch-

schulen und Forschungseinrichtungen nur sporadisch als Quelle externen Wissens. 

Innovationen werden hier in der Regel hausintern entwickelt, gegebenenfalls durch 

Anstöße von Kunden. Bedeutung gewinnt die Wissenschaft für diese Unternehmen, 

wenn Probleme entstehen, die allein nicht gelöst werden können und für die eine ra-

sche Lösung gefunden werden muss. In solchen Fällen richten sich interessierte 

KMU an Vermittler, um einen Partner auf Seiten der Wissenschaft zu identifizieren. 

Intensivere und längerfristige Kooperationsmöglichkeiten, an denen in solchen Un-

ternehmen grundsätzlich Interesse besteht, scheitern nicht selten an den fehlenden 

Kapazitäten, sich besser über die Forschungskompetenzen der akademischen Ein-

richtungen zu informieren. Dieser Umstand wird nicht selten von einer emotionalen 

Hürde begleitet, die in der mangelnden Erfahrung im Umgang mit Wissenschaftlern 

und der durch die Unterschiedlichkeit der Kulturen in Wissenschaft und Wirtschaft 

begründeten Zurückhaltung bei der Kontaktaufnahme zu Wissenschaftlern liegt und 

insbesondere in technologietransferinteressierten KMU ohne eigene Forschung und 

Entwicklung vorherrschen kann. Der Anteil der technologietransferinteressierten 

KMU liegt in vielen Branchen des verarbeitenden Gewerbes in der Größenordnung 

von 30%.167  

• Technologietransferuninteressierte Unternehmen bilden eine Gruppe von Firmen, die 

sich wenig interessiert an Kontakten zu wissenschaftlichen Institutionen wie auch 

anderen Quellen externen Wissens zeigt. Hier herrscht zum einen die Einschätzung 

vor, dass Hochschulen und Forschungseinrichtungen aufgrund der sehr spezialisier-

ten Nische, in der mittelständische Unternehmen tätig sein können, als Innovations-

quelle nicht von Relevanz sind. Zum anderen ist insbesondere in diesen Unterneh-

men die Befürchtung eines Wissensabflusses durch Kooperationen verbreitet.168 

Der Anteil innovativer KMU mit Wissenschaftskooperationen an der Gesamtheit der 

KMU einer Branche bewegt sich in den meisten Wirtschaftszweigen zwischen 1-5%, nur 

im wissenschaftsbasierten Dienstleistungsbereich übersteigt dieser Anteil 20%.169 Ins-
                                            
167 Beise, Licht, Spielkamp (1995) S. 57; aktuellere Daten aus der Befragung 2003 zum Mannheimer Innovationspanel ergeben  
       eine vergleichbare Größenordnung. Hier wurden unter den Unternehmen ohne Wissenschaftskooperationen verschiedene   
       Gründe für den Verzicht auf eine Kooperation abgefragt. Auf eine entsprechende Frage antworteten rund 65% der KMU, dass   
       sie keinen Bedarf haben. Wenn unterstellt wird, dass diejenigen Unternehmen, die grundsätzlichen Bedarf haben, solche sind,  
       die auch prinzipiell an einer Wissenschaftskooperation interessiert sind, wären somit rund 35% der Unternehmen für Kooperati- 
       onen gewinnbar. Weitere Details s. Tabelle A.4 im Anhang. 
168 Vgl. Kapitel A.VI.2. 
169 Details zu einzelnen Wirtschaftszweigen s. Tabelle A.3 im Anhang, Quelle: ZEW (2004), Mannheimer Innovationspanel,  
       Befragung 2003, Berechnungen des ZEW. Die Tabelle zeigt darüber hinaus, dass die meisten KMU mit Innovationsaktivitäten  
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gesamt sind viele mittelständische Unternehmen weiterhin nicht ausreichend über die 

prinzipiellen und konkreten Möglichkeiten und Vorteile einer Kooperation mit wissen-

schaftlichen Einrichtungen informiert.  

Wissenschaftler können mit Blick auf ihre Transferorientierung in ähnliche Kategorien 

eingeteilt werden. Insbesondere in den Ingenieurwissenschaften gibt es – nicht zuletzt 

durch die hier herrschende Berufungspraxis – Hochschullehrer, die sehr intensiv mit 

dem Wirtschaftssektor vernetzt sind. Diesen transferinteressierten Wissenschaftlern 

fehlt nach eigener Einschätzung häufig die Zeit, diese Aktivitäten zu intensivieren.170 

Andere Wissenschaftler sind solchen Interaktionen gegenüber grundsätzlich offen und 

nutzen sie sporadisch, nicht nur um zusätzliche Drittmittel zu akquirieren, sondern vor 

allem, weil sie wissenschaftlich davon profitieren. Demgegenüber gibt es Wissenschaft-

ler – und dies nicht nur in den Geisteswissenschaften –, die eine Zusammenarbeit mit 

Unternehmen prinzipiell ablehnen.  

IV.1. Transferstellen der Hochschulen 

Die vordringlichste Aufgabe der – in ihrer organisatorischen Stellung und Ausstattung 

sehr unterschiedlichen – Transferstellen an Hochschulen war und ist es, die beiderseiti-

gen Informationsdefizite abzubauen und Kontakte zwischen Hochschulwissenschaftlern 

und Unternehmen – insbesondere KMU – zu initiieren. Tatsächlich haben die Transfer-

stellen der Hochschulen aber im Vergleich zu anderen Mechanismen der Kontakther-

stellung eine nur nachgeordnete Bedeutung.171 Transferstellen sind auf unterschiedliche 

Weise in die formale Organisationsstruktur der Hochschulen integriert. An einigen 

Hochschulen sind sie als Stabsstellen des Rektorats organisiert, meistens aber in De-

zernaten der Verwaltung angesiedelt. Teilweise sind Transferstellen auch als rechtlich 

selbständige Einheit (zumeist als GmbH) organisiert. Zu den Leistungen der Transfer-

stellen gehören beispielsweise die Darstellung des Forschungs- und Entwicklungsan-

gebots der Wissenschaft über Messen und Internetauftritte und die Beobachtung von 

Technologienachfrage und -trends. Große Bedeutung hat darüber hinaus die Verknüp-

fung von Interessenbereichen von Technologiegebern und Technologienehmern z.B. 

durch Recherchen oder die Organisation und Durchführung von Kontaktbörsen und 

Workshops. Beratungen zu Fördermöglichkeiten für Transferprojekte und die Durchfüh-
                                                                                                                                             
       solche Unternehmen sind, die Wissenschaftskooperationen haben.  
170 Vgl. Kapitel A.VI.1. 
171 Im Rahmen der Befragung zum Mannheimer Innovationspanel 2003 spielten für rund 4% aller KMU (5-499 Mitarbeiter) mit    
       Wissenschaftskooperationen Transferstellen der wissenschaftlichen Einrichtungen eine Rolle, bei den Großunternehmen (ab 
       500 Mitarbeiter) waren dies 14%. Zum Vergleich: Mitarbeiter mit Hochschulabschluss wurden von 37% der KMU (60% der  
       Großunternehmen) und Konferenzen und Tagungen von 24% (50%) der Unternehmen genannt. Details s. Tabelle A.5 im  
       Anhang, Quelle: ZEW (2004), Mannheimer Innovationspanel, Befragung 2003, Berechnungen des ZEW. 
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rung transferrelevanter Weiterbildungsmaßnahmen sind weitere Aufgaben der Trans-

ferstellen.172

IV.2. Patentverwertungsagenturen 

Zusätzlich zu den Transferstellen wurden im Zuge der Verwertungsoffensive des Bun-

des und der Länder 21 Patentverwertungsagenturen etabliert. Diese werden anteilig 

vom Bund und den Ländern bzw. direkt durch Eigenbeteiligungen der Hochschulen und 

Forschungseinrichtungen gefördert. Der Bund beteiligt sich sowohl an den Kosten der 

Infrastruktur der Patentverwertungsagenturen als auch an den Kosten, die mit der An-

meldung und Aufrechterhaltung von Schutzrechten verbunden sind. Diese privatrecht-

lich organisierten Einrichtungen sollen den Hochschulen vor dem Hintergrund der Ände-

rung des Arbeitnehmererfindungsgesetzes173 eine aktive Rolle bei der Nutzung ihrer 

Schutzrechte ermöglichen. Zu den Aufgaben der Patentverwertungsagenturen gehören 

die Bewertung von Erfindungsmeldungen mit Blick auf ihr wirtschaftliches Potential, die 

Beratung von Hochschulangehörigen bei der schutzrechtlichen Verwertung von For-

schungsergebnissen, die Unterstützung bei Patentanmeldungen sowie die Identifikation 

und Kontaktpflege von Verwertungspartnern in der Wirtschaft, welche eine kommerziel-

le Umsetzung der wissenschaftlichen Erfindungen sicherstellen sollen. Patentverwer-

tungsagenturen sollen ein aktives Technologiemarketing betreiben und Investoren für 

die Weiterentwicklung akademischer Forschungsergebnisse gewinnen. Dabei betreut 

eine Patentverwertungsagentur mehrere wissenschaftliche Institutionen einer Region 

(häufig eines Bundeslandes) in der gesamten Breite der Erfindungsmeldungen. Die Pa-

tentverwertungsagenturen unterscheiden sich hinsichtlich ihrer Personalausstattung, 

wobei Beispiele leistungsstarker Agenturen ein Verhältnis von etwa 1:1000 (Mitarbeiter 

einer Agentur : Zahl der patentrelevanten Wissenschaftler) als einen Orientierungswert 

für eine adäquate Größe solcher Einrichtungen nahe legen.174 Die 21 Patentverwer-

tungsagenturen und einige Transferagenturen haben sich in der Technologie-Allianz175 

zu einem Kooperationsverbund zusammengeschlossen. 

                                            
172 Licht et al. (2000); Czarnitzki et al. (2001). 
173 Vgl. Kapitel A.I.3. 
174 Dieser Wert wurde im Zuge der Anhörungen für die vorliegenden Empfehlungen wiederholt genannt, kann allerdings nicht als  
   generelle Richtgröße gelten, da er von den jeweiligen Voraussetzungen hinsichtlich der verfügbaren Expertise sowie Quantität  
       und Qualität weiterer Unterstützungsstrukturen an den betreuten Hochschulen und Forschungseinrichtungen abhängig ist.  
175 http://www.technologieallianz.de (Stand 02/07). 

http://www.technologieallianz.de/
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IV.3. Innovation Relay Centers 

Auf europäischer Ebene besteht ein Netzwerk von Technologiemittlern in Form der In-

novation Relay Centers (IRC).176 Sie stellen eine Plattform zur Stimulierung des trans-

nationalen Technologietransfers dar, die seit 1995 von der Europäischen Kommission 

gefördert wird. IRC existieren in allen EU-Mitgliedstaaten und acht weiteren Nationen. In 

Deutschland besteht das IRC-Netzwerk aus 23 EU-Verbindungsbüros, die von einzel-

nen Vermittlungseinrichtungen oder Konsortien betrieben werden.177 Die Arbeit der IRC 

fokussiert auf die Bedürfnisse kleiner und mittlerer Unternehmen, die von den IRC bei 

der Suche nach Kooperationspartnern und bei der Vermarktung ihrer Technologien im 

Ausland unterstützt werden. Die IRC dürfen dabei ausschließlich Kooperationen zwi-

schen Partnern aus unterschiedlichen Nationen vermitteln. 

Die staatlichen Fördermaßnahmen für die genannten Transfereinrichtungen werden 

durch drei technologiepolitische Zielsetzungen begründet. Dies ist zum ersten die Re-

duktion von Hemmnissen im Transfer zwischen Wissenschaft und Wirtschaft, zum zwei-

ten die Erschließung des Potentials der wissenschaftlichen Forschung zur ökonomi-

schen Verwertung sowie zum dritten die Überführung eines latenten Bedarfs an exter-

nem Wissen auf Unternehmensseite in eine konkrete Nachfrage nach Leistungen aus 

der Wissenschaft.178  

IV.4. Wirtschaftsnahe Vermittlungseinrichtungen und Transfer-Netzwerke 

Auf Seiten der Wirtschaft sind Vermittlungseinrichtungen in Form der technologischen 

Beratungsstellen von Industrie- und Handelskammern und Wirtschaftsverbänden sowie 

der Arbeitsgemeinschaft industrieller Forschungsvereinigungen (AiF)179 vorhanden. Die-

se als wirtschaftsnahe Vermittler bezeichneten Körperschaften sind durch die Bedürf-

nisse kleiner und mittlerer Unternehmen geprägt. Die Unterstützung des Transfers zielt 

bei ihnen darauf ab, die Innovationsfähigkeit dieser Unternehmen durch Information und 

Beratung zu verbessern.180 Die AiF ist auch Träger des Netzwerks Internationale Tech-

nologiekooperation (intec.net), das KMU bei der Anbahnung und Durchführung von 

Forschungs- und Entwicklungsprojekten mit ausländischen Partnern unterstützt.181

                                            
176 http://irc.cordis.lu (Stand 02/07). 
177 http://www.irc-deutschland.de (Stand 02/07). 
178 Czarnitzki et al. (2001). 
179 Vgl. Kapitel A.V.5. 
180 Pleschak (2002). 
181 Die AiF hat hierzu ein Netz von fünfzehn Kontaktbüros in elf Ländern Mittel- und Osteuropas sowie in China und Indien aufge- 
       baut. Zu den Leistungen dieses Netzwerks gehört neben der Vermittlung und Betreuung von Forschungskooperationen v.a. die  
       Bereitstellung von Länderinformationen über den Entwicklungsstand von Branchen, Technologiebereichen und Regionen. 

http://irc.cordis.lu/
http://www.irc-deutschland.de/
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Darüber hinaus gibt es Transfer-Netzwerke und Gründerzentren, die eine weitere Grup-

pe von Vermittlern bilden. Über eine mehr als zwanzigjährige Erfahrung im Wissens- 

und Technologietransfer verfügt die Steinbeis-Stiftung für Wirtschaftsförderung. Anfang 

der 1980er Jahre wurden die ersten Steinbeis-Transfer-Zentren an Fachhochschulen in 

Baden-Württemberg gegründet, heute existiert ein Netzwerk von über 500 dieser Zent-

ren an wissenschaftlichen Institutionen in ganz Deutschland. Der Transfer erfolgt hier in 

einem dezentralen Ansatz über die einzelnen Zentren, die in der Mehrzahl von einem 

Hochschullehrer im Rahmen einer Nebentätigkeit geleitet werden. Die Hauptzielgruppe 

der Transferzentren sind kleine und mittlere Unternehmen, denen Forschungs- und 

Entwicklungs-Dienstleistungen angeboten werden. Die Steinbeis-Zentrale setzt den ju-

ristischen und organisatorischen Rahmen für die Zentren und erbringt Dienstleistungen 

z.B. in Form des Personal- oder Finanzmanagements. 

Inzwischen existiert somit eine vielfältige Landschaft vermittelnder Institutionen. Aktuelle 

Schätzungen gehen von einer Zahl von weit mehr als 1.000 dieser Einrichtungen in 

Deutschland aus.182  

IV.5. Internet 

Einen komplementären Ansatz zu den Vermittlungs- und Verwertungseinrichtungen bie-

tet das Internet. Hier bestehen etliche partikuläre Initiativen, die über Technologieange-

bote und -nachfrage bzw. die Kompetenzen der wissenschaftlichen Institutionen infor-

mieren. Neben den Internetportalen vieler Bundesländer existiert eine große Anzahl 

zusätzlicher Plattformen einzelner Hochschulen und Forschungseinrichtungen, von 

Vermittlern und Netzwerken.183 Die einzelnen Initiativen sind aber nur wenig unterein-

ander koordiniert, so dass ein Nutzer mit einem spezifischen Problem an die Grenzen 

der Nützlichkeit dieser Internetplattformen stößt, wenn die gesuchte Kompetenz nicht 

oder nicht vollständig im Einzugsbereich des jeweiligen Portals verfügbar ist. In Deut-

schland existiert keine bundesweite Internet-Plattform, die neben Informationsmöglich-

keiten über die Kompetenzen der wissenschaftlichen Institutionen zugleich auch eine 

große Bandbreite wissens- und technologietransferrelevanter Datenbanken sowie Wirt-

schafts- und Verbraucherinformationen vorhält. Als erfolgreiches internationales Bei-

                                            
182 Reinhard und Schmalholz (1996); Czarnitzki et al. (2001). 
183 z.B. http://www.kompetenznetze.de/navi/de/root.html; http://www.innovationmarket.de/; http://www.forschungsportal.net (Stand  
       02/07). 

http://www.kompetenznetze.de/navi/de/root.html
http://www.forschungsportal.net/
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spiel einer solchen Plattform gilt das im Jahr 1996 vom kanadischen Wirtschaftsministe-

rium eingerichtete Portal „Strategis“.184   

A.V. Förderung von Kooperationen zwischen Wissenschaft und Wirtschaft 

Grundsätzlich lässt sich bei der Förderung von Forschungs-, Entwicklungs- und Innova-

tionstätigkeiten zwischen direkter und indirekter Förderung unterscheiden. Im Gegen-

satz zu anderen europäischen Ländern – wie beispielsweise den Niederlanden185 – 

spielt die indirekte Förderung durch steuerliche Maßnahmen in Deutschland keine we-

sentliche Rolle. So werden Steuerfreibeträge, Investitionszulagen oder Sonderab-

schreibungen für die Förderung von Forschung und Entwicklung seit 1992 nicht mehr 

vom Bund eingesetzt.186

V.1. Europäische Union  

Die EU fördert Innovationsvorhaben sowohl durch direkte finanzielle Unterstützungen 

als auch durch den Aufbau europäischer Plattformen und Netzwerke, die der Intensivie-

rung transnationaler Kooperationen dienen. 

Hinsichtlich der finanziellen Förderung von Innovationsprojekten sind in erster Linie die 

einschlägigen Maßnahmen der Forschungsrahmenprogramme zu nennen. Im jüngst 

angelaufenen 7. Forschungsrahmenprogramm stellt das Programm Cooperation mit 

einem Budget von € 32,5 Mrd. das Kernelement dar.187 In diesem Programm werden 

Innovationsaktivitäten gefördert, die in transnationalen Kooperationen zwischen Akteu-

ren aus Hochschulen, Forschungseinrichtungen, der Wirtschaft und staatlichen Behör-

den in zehn definierten Themenbereichen durchgeführt werden.188 Innerhalb dieser 

Themen können verschiedene Aktivitäten unterstützt werden. Neben der Förderung 

einzelner Kooperationsprojekte unterstützt die EU die European Technology Platforms 

(ETP), Joint Technology Initiatives (JTI) sowie die Koordination nationaler Forschungs-

programme. 

                                            
184 Czarnitzki und Licht (2000); http://strategis.ic.gc.ca (Stand 04/07). 
185 Hier können Unternehmen im tax credit scheme WBSO eine Senkung der Beitragsleistungen zur Einkommenssteuer und  
       Sozialversicherung für FuE-Personal in Anspruch. 
186 Czarnitzki et al. (2002) S. 20. 
187 Das Gesamtbudget des 7. Forschungsrahmenprogramms beträgt € 50,5 Mrd., Council of the European Union (2006). 
188 Die Themenbereiche sind: Gesundheit; Lebensmittel, Landwirtschaft und Biotechnologie; Informations- und Kommunikations- 
       technologien; Nanowissenschaften, Nanotechnologien, Materialien und neue Produktionstechnologien; Energie; Umwelt; Ver- 
       kehr; Sozial-, Wirtschafts- und Geisteswissenschaften; Weltraum; Sicherheit. 

http://strategis.ic.gc.ca/
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Europäische Technologieplattformen sind pan-europäische Meta-Strukturen, die die 

relevanten Akteure eines für Europa strategisch wichtigen Technologiefelds zusam-

menbringen.189 Voraussetzung für den Status einer europäischen Technologieplattform 

und wesentlicher Zweck dieser Initiativen ist die Formulierung einer strategischen For-

schungsagenda durch die betreffenden Akteure. Diese Forschungsagenda in effektiven 

öffentlich-privaten Partnerschaften zu implementieren und hierdurch öffentliche und pri-

vate Investitionen zu stimulieren, Innovationsprozesse zu beschleunigen und langfristig 

die Wettbewerbsfähigkeit der EU im jeweiligen Bereich auszubauen, ist das erklärte Ziel 

dieser Plattformen. 

Gemeinsame Technologie-Initiativen stellen ein neues Förderinstrument des 7. Rah-

menprogramms dar. Hierbei handelt es sich um Initiativen in sechs ausgewählten Be-

reichen,190 die hohe öffentliche und private Investitionen und langfristige öffentlich-

private Partnerschaften erfordern. Diese von der Industrie geleiteten Initiativen gehen 

maßgeblich auf die Arbeit der relevanten Europäischen Technologieplattformen zurück.  

Ziel des Programms ERA-NET ist eine verbesserte transnationale Koordination nationa-

ler und regionaler Fördermaßnahmen, um die Fragmentierung des europäischen For-

schungsraums zu überwinden. Durch ERA-NET werden der systematische Informati-

onsaustausch, strategische Aktivitäten zum Ausbau von Komplementaritäten, die Imp-

lementierung gemeinsamer Aktivitäten und gegenseitige Öffnung nationaler For-

schungsinfrastrukturen sowie Maßnahmen, die in besonderer Weise nationale Aktivitä-

ten verschränken – wie gemeinsame Ausschreibungen oder Bewertungsprozesse – 

unterstützt. Im Rahmen des ausgelaufenen 6. Forschungsrahmenprogramms wurden 

71 solcher Aktivitäten unterstützt. Darüber hinaus wird mit dem Programm ERA-NET 

Plus ein neuer finanzieller Anreiz zur Koordinierung nationaler Fördermaßnahmen ge-

setzt. Die EU fördert in diesem Programm solche Maßnahmen mit zusätzlichen Mitteln, 

bei denen mehrere Mitgliedstaaten gemeinsame Ausschreibungen für Anträge organi-

sieren und die finanziellen Ressourcen der betreffenden Programme zusammenführen. 

Im 7. Forschungsrahmenprogramm wird durch diverse Instrumente versucht, Innovati-

onsaktivitäten in kleinen und mittleren Unternehmen zu stimulieren und ihre Beteiligung 

an den Fördermaßnahmen zu erhöhen. So sollen mindestens 15% des Budgets des 

                                            
189 Für eine Übersicht der bestehenden Plattformen s. http://cordis.europa.eu/technology-platforms/individual_en.html (Stand  
       02/07). 
190 Die sechs Bereiche sind: Innovative Arzneimittel, Nanoelektronik, Eingebettete Datenverarbeitungssysteme, Wasserstoff- und  
       Brennstoffzellen, Luftfahrt- und Luftverkehrsmanagement, Globale Überwachung für Umwelt und Sicherheit. 

http://cordis.europa.eu/technology-platforms/individual_en.html
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Programms Cooperation an KMU gehen.191 Daneben werden die Förderquoten bei Ak-

tivitäten, an denen KMU beteiligt sind, von 50% auf bis zu 75% der Gesamtkosten des 

Projekts angehoben. Mit der Jeremie-Initiative192 soll erreicht werden, den bürokrati-

schen Aufwand bei Anträgen aus EU-Mitteln für KMU zu verringern und ihnen einen 

besseren Zugang zu den verfügbaren Mitteln zu gewähren.193 Darüber hinaus gibt die 

EU durch die neuen Regelwerke bezüglich staatlicher Beihilfen für Forschung, Entwick-

lung, Innovation und Risikokapital den Mitgliedstaaten die Möglichkeit, innovative Grün-

dungen und KMU mit gezielten Maßnahmen zu unterstützen.194

Ergänzend zum Rahmenprogramm bietet die seit 1985 bestehende Initiative EUREKA 

Wissenschaft und Wirtschaft einen Rahmen für grenzüberschreitende marktnahe For-

schungskooperationen. EUREKA bietet keine direkte finanzielle Förderung, sondern 

Serviceleistungen in Form von Kooperationsrahmen, Informationsnetzwerken, Projekt-

partnervermittlung sowie Management-Beratung für die Projektpartner an, die aus min-

destens zwei EUREKA-Mitgliedsländern stammen müssen, um sich um den EUREKA-

Status bewerben zu können. In Deutschland ist mit dem EUREKA-Status nicht automa-

tisch eine finanzielle Zuwendung verbunden. Im Rahmen des Förderprogramms PRO 

INNO II des BMWi195 kann der Fördersatz für Projekte mit EUREKA-Status aber um bis 

zu 10% erhöht werden. EUREKA akzeptiert Anträge aus allen Themenbereichen. Im 

Unterschied zum Rahmenprogramm fließt bei EURKEA ein großer Teil der Investitionen 

in KMU.196

Hinsichtlich der Finanzierung von Innovationsaktivitäten spielt die Europäische Investiti-

onsbank (EIB) eine weitere wichtige Rolle. Im Rahmen der Innovation-2010-Initiative 

zur Erreichung der Ziele der Lissabon-Agenda finanziert die EIB beispielsweise öffentli-

che Forschungsprogramme, Beteiligungen des privaten Sektors an öffentlichen For-

schungsprojekten, die Gründung von Kompetenzzentren und immaterielle Investitionen 

wie Forschungsaufwendungen und Patente insbesondere durch die Vergabe von Kredi-

ten und Bürgschaften.197 Die Europäische Kommission wird im Rahmen des 7. For-

schungsrahmenprogramms in Zusammenarbeit mit der EIB eine Risk-Sharing Finance 

                                            
191 Council of the European Union (2006). 
192 Joint European Resources for micro to medium Enterprises. 
193 Detail s. http://www.eif.europa.eu/jeremie (Stand 02/07). 
194 Vgl. Gemeinschaftsrahmen für staatliche Beihilfen für Forschung, Entwicklung und Innovation:  
       http://ec.europa.eu/comm/competition/state_aid/reform/rdi_de.pdf (Stand 02/07) und Leitlinien der Gemeinschaft für staatliche  
       Beihilfen zur Förderung von Risikokapitalinvestitionen in kleine und mittlere Unternehmen:  
       http://ec.europa.eu/comm/competition/state_aid/others/risk_capital_guidelines_de.pdf (Stand 02/07). 
195 Vgl. Kapitel A.V.2. 
196 Vgl. EUREKA – A cornerstone of the European research and innovation area:  
       http://www.eurosfaire.prd.fr/7pc/doc/1143649200_eureka_cornerstone_era_03_2006.pdf (Stand 02/07). 
197 s. http://www.eib.europa.eu (Stand 02/07). 

http://www.eif.europa.eu/jeremie
http://ec.europa.eu/comm/competition/state_aid/reform/rdi_de.pdf
http://ec.europa.eu/comm/competition/state_aid/others/risk_capital_guidelines_de.pdf
http://www.eurosfaire.prd.fr/7pc/doc/1143649200_eureka_cornerstone_era_03_2006.pdf
http://www.eib.europa.eu/
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Facility (RSFF) etablieren, die durch das Angebot von EIB-Krediten als Finanzierungs-

option die Finanzierung von großen Forschungsprojekten und -infrastrukturen verbes-

sern soll. Dies stellt insofern ein völlig neuartiges Finanzierungsinstrument dar, als die 

Förderung in den Rahmenprogrammen bisher ausschließlich durch Zuschüsse erfolgte. 

Die Motivation zur Einrichtung einer kreditbasierten Finanzierung von Forschungspro-

jekten liegt in einem unterstellten Versagen des privaten Kreditmarktes bei der Bereit-

stellung von Krediten für Forschungs- und Entwicklungsprojekte bei einer gleichzeitig 

unterstellten großen latenten Nachfrage hiernach.198

V.2. Bund  

Auf Bundesebene haben das Ministerium für Bildung und Forschung (BMBF) und das-

jenige für Wirtschaft und Technologie (BMWi) die größte Bedeutung für die Förderung 

von Forschungs- und Innovationsaktivitäten an der Schnittstelle zwischen Wissenschaft 

und Wirtschaft.199 Tendenziell lässt sich dabei sagen, dass die Förderung durch das 

BMWi stärker marktnah angelegt ist, da die Programme grundsätzlich auf den Bedarf 

der Wirtschaft – insbesondere kleiner und mittlerer Unternehmen – fokussiert sind.  

Die Förderung durch das BMBF erfolgt v.a. in Form der direkten Projektförderung in 

Fachprogrammen, die sich auf bestimmte Schlüsseltechnologien konzentrieren. Fach-

programme werden derzeit in den drei Bereichen neue Technologien, Lebenswissen-

schaften und Nachhaltigkeit angeboten. Hierbei ist ein deutlicher Trend von der Einzel-

projektförderung hin zur Förderung von Forschungsverbünden mit Beteiligung von wis-

senschaftlichen Einrichtungen und Unternehmen zu erkennen, an welche heute ein 

Großteil des Fördervolumens fließt. Der Prototyp der verbund- oder clusterorientierten 

Technologieförderung durch das BMBF war der BioRegio-Wettbewerb,200 durch den es 

gelang, mit vergleichsweise geringem finanziellen Aufwand (€ 90 Mio.) durch die Mobili-

sierung des in Deutschland in verschiedenen Regionen vorhandenen Potentials von 

Wissenschaft und Wirtschaft im Bereich Biotechnologie einen großen Effekt zu errei-

chen. Von den 25 Verbünden, die sich auf den Impuls dieses Wettbewerbs in bottom up 

Prozessen formiert haben, wurden zwar nur vier direkt gefördert, aber auch die anderen 

Verbünde bestehen bis heute und haben große Erfolge vorzuweisen. So mobilisierte die 

                                            
198 Rammer, Licht und Beschorner (2005). 
199 Einen Überblick über alle Förderprogramme des Bundes wie auch der Länder gibt die Förderdatenbank des BMWi:  
       http://db.bmwi.de (Stand 02/07); für eine Auswahl der Programme von BMBF und BMWi vgl. Abbildung A.4 im Anhang. 
200 Dohse (2005); http://www.bmbf.de/de/962.php (Stand 02/07). 

http://db.bmwi.de/
http://www.bmbf.de/de/962.php
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Anschubfinanzierung durch den Bund in diesem Wettbewerb signifikante private Investi-

tionen in den Bioregionen. 

Auch beim BMWi besteht die Projektförderung z.T. in Fachprogrammen, etwa in den 

Bereichen Luft- und Raumfahrt sowie Energie- und Verkehrsforschung. Daneben exis-

tiert eine zweite Kategorie von Fördermaßnahmen in Gestalt technologieoffener KMU-

orientierter Programme. Der Prototyp dieser Kategorie ist das Programm PRO INNO 

(bzw. PRO INNO II),201 das ein breitenwirksames Instrument zur Unterstützung von In-

novationsaktivitäten in mittelständischen Unternehmen darstellt. Mit diesem Programm 

werden Forschungskooperationen zwischen KMU untereinander oder mit Hochschulen 

und Forschungseinrichtungen im In- und Ausland stimuliert.202 Ein weiterer Schwer-

punkt der Förderung liegt bei der Unterstützung von innovativen Unternehmensgrün-

dungen. Hierfür bestehen Programme wie EXIST oder der Hightech-Gründerfonds.203

Beide Ressorts haben spezifische Innovationsförderprogramme für die neuen Länder 

aufgelegt, da hier aufgrund der kleinteiligen Wirtschaftsstruktur besondere Vorausset-

zungen vorherrschen (z.B. Unternehmen Region oder INNO-WATT).204 Förderbedin-

gung in allen Programmen des Bundes für Verbundprojekte zwischen Wissenschaft und 

Wirtschaft ist eine Eigenbeteiligung der Unternehmen. 

Die Förderung der Kooperation von Wissenschaft und Wirtschaft ist ein zentrales Ele-

ment der im August 2006 im Kabinett verabschiedeten „Hightech-Strategie Deutsch-

land“.205 Diese Initiative der Bundesregierung verknüpft erstmalig die innovationsrele-

vanten Aktivitäten aller Ressorts und verbindet die Förderung von Forschung und Ent-

wicklung mit der Optimierung von Rahmenbedingungen für Innovationsaktivitäten. Sie 

hat ein Gesamtvolumen von rund € 14,6 Mrd. Ein auf Bundesebene neuartiges Förder-

instrument im Rahmen dieser Initiative ist die im Februar 2007 eingeführte Forschungs-

prämie. Sie soll den Anreiz für öffentliche und staatlich anerkannte Hochschulen und 

gemeinsam von Bund und Ländern finanzierte Forschungseinrichtungen erhöhen, ihre 

Potentiale für eine Zusammenarbeit mit der Wirtschaft – insbesondere mit KMU – weiter 

zu verstärken. Hierzu gewährt der Bund den Institutionen nach der Durchführung eines 

Forschungs- oder Entwicklungsauftrags eine Prämie von 25% des Auftragsvolumens, 

                                            
201 http://www.forschungskoop.de/10_proinno/10_start.htm (Stand 02/07); für aktuelle Evaluationen vgl. Kulicke, Bührer, Ruhland 

(2006); Lo, Kulicke, Kirner (2006). 
202 Volumen PRO INNO II 2005: € 106,3 Mio., Quelle: AiF-Jahresbericht 2005. 
203 Vgl. Kapitel A.III.8. 
204 Vgl. Abbildung A.4 im Anhang; für eine aktuelle Evaluation des Programms INNO-WATT vgl. Lo et al. (2006). 
205 BMBF (2006b). 

http://www.forschungskoop.de/10_proinno/10_start.htm
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die zu deren weiterem Kompetenzausbau im Wissens- und Technologietransfer ver-

wendet werden soll.206

V.3. Länder  

Vor dem Hintergrund der gemeinsamen Verpflichtung von Bund und Ländern, ihren Bei-

trags zum Erreichen des Ziels der Lissabon-Agenda zu leisten, die Ausgaben von Staat 

und Wirtschaft für Forschung und Entwicklung bis 2010 auf 3% des Bruttoinlandspro-

dukts zu steigern,207 haben auch die Länder jüngst ihre Innovationsstrategien verstärkt. 

Im Zentrum der Maßnahmen zur Intensivierung der Kooperation von Wissenschaft und 

Wirtschaft stehen in allen Ländern die Förderung von Clustern und Verbünden, die För-

derung innovativer Gründungen sowie Maßnahmen zur verstärkten Innovationsbeteili-

gung von kleinen und mittleren Unternehmen. Daneben bieten die Länder eine Reihe 

weiterer Anreizmechanismen und Instrumente zur Stärkung ihres Innovationspotentials 

an, etwa durch innovationsfreundliche Rahmenbedingungen, die Verstärkung der Inno-

vationsberatung für mittelständische Unternehmen oder die Auslobung von Innovati-

onspreisen. 

Bei einem Vergleich der Elemente der Innovationsstrategien der Länder mit der High-

tech-Strategie des Bundes wird ein hohes Maß an Übereinstimmung deutlich. Eine ho-

he Konvergenz zeigt sich z.B. bei der Konzentration der Förderung durch Bund und 

Länder auf zukunftsweisende und wirtschaftliches Wachstum versprechende Wissen-

schaftsbereiche/Wirtschaftssektoren wie die Bio- und Nanotechnologie oder die Infor-

mations- und Kommunikationstechnologie.  

Unterschiede zwischen den Strategien der Länder und zu den Förderschwerpunkten 

des Bundes ergeben sich aus den unterschiedlichen Ausgangssituationen der einzel-

nen Länder hinsichtlich ihrer jeweiligen Wissenschaftslandschaft und Wirtschaftsstruktur 

sowie der bestehenden Intensität der Kooperationen zwischen Wissenschaft und Wirt-

                                            
206 Vgl. http://www.bmbf.de/foerderungen/7483.php (Stand 02/07). 
207 Hiermit ist der Bundesdurchschnitt gemeint. In einzelnen Bundesländern ist die 3%-Marke bereits erreicht oder überschritten.  
       Dies mag z.T. Ausdruck unterschiedlicher Prioritätensetzungen bei den staatlichen Ausgaben der Länder sein, ist aber zu  
       einem nicht unerheblichen Teil auch in der sehr ungleichmäßigen Aufteilung der FuE-Aufwendungen der Wirtschaft auf die  
       Länder begründet. So entfällt knapp die Hälfte der gesamten internen FuE-Aufwendungen der Wirtschaft auf nur zwei Bundes- 
       länder. Vgl. BMBF (2006c) Tab. 42 S. 135. Dieser Befund spiegelt zum einen den Umstand, dass der weitaus größte Teil der  
       FuE-Investitionen der Wirtschaft in Deutschland durch Großunternehmen getätigt wird, die ihre Forschungs- und Entwicklungs- 
       aktivitäten auf wenige Standorte konzentrieren. Zum anderen ist dieser Befund Ausdruck der ungleichmäßigen Verteilung von  
       Unternehmen unterschiedlich FuE-intensiver Wirtschaftszweige. Vgl. Kreuels (2006); Rammer und Spielkamp (2006).  

http://www.bmbf.de/foerderungen/7483.php
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schaft. Die Länder konzentrieren ihre Förderung insbesondere auf jene Bereiche, in 

denen sie über eine starke Forschungsbasis verfügen.208  

V.4. Deutsche Forschungsgemeinschaft 

Die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) fördert Forschung an Hochschulen und 

öffentlich finanzierten Forschungseinrichtungen in allen Wissenschaftsgebieten im vor-

wettbewerblichen Bereich. Da der Satzungsauftrag der DFG auch die Pflege der „Ver-

bindungen der Forschung zur Wirtschaft“209 enthält, gehören seit ihrer Gründung auch 

verschiedene Aktivitäten mit Blick auf die Interaktion von Wissenschaft und Wirtschaft 

zum Aufgabenspektrum.210  

Kooperationen zwischen Hochschulen, Forschungseinrichtungen und der Wirtschaft 

werden seit 1996 in den ursprünglich nur an Sonderforschungsbereichen angesiedelten 

Transferprojekten und -bereichen unterstützt;211 im Jahr 2002 wurden alle Förderverfah-

ren für Transferbereiche geöffnet. Im Mai 2006 beschloss der Hauptausschuss neue 

bzw. modifizierte Förderinstrumente zur Stärkung des Erkenntnistransfers aus geförder-

ten Projekten. Durch diese Maßnahmen – in deren Mittelpunkt in erster Linie der wis-

senschaftliche Nachwuchs steht – soll insbesondere der „Transfer über Köpfe“ verbes-

sert werden. So können die eingeworbene eigene Stelle oder eine Emmy-Noether-

Nachwuchsgruppe künftig auch in einem bestehenden oder einem zu gründenden Un-

ternehmen angesiedelt werden. Zur Durchführung der Projekte mit dem Ziel einer Un-

ternehmensgründung wurde eine Kooperation zwischen der DFG und dem Hightech-

Gründerfonds etabliert. Diese Instrumente sollen den wissenschaftlichen Nachwuchs 

darin unterstützen, seine akademischen Ergebnisse und Konzepte bis zum Stadium 

eines Prototyps212 weiter zu entwickeln und sie hierdurch besser mit den Anforderungen 

der Wirtschaft kompatibel zu machen.  

Beispielhaft hervorzuheben ist die langjährige Zusammenarbeit zwischen der DFG und 

der Degussa GmbH bei der Förderung von Gemeinschaftsprojekten zwischen Hoch-

                                            
208 Eine detaillierte Übersicht der Innovationsstrategien der Länder gibt der BLK-Bericht „Steigerung des Anteils der FuE-Ausgaben  
       am nationalen Bruttoinlandsprodukt (BIP) bis 2010 als Teilziel der Lissabon-Strategie“ an die Regierungschefs von Bund und  
       Ländern vom 23.10.2006. 
209 §1 der Satzung der DFG, s. http://www.dfg.de/dfg_im_profil/struktur/satzung/index.html#para1 (Stand 02/07). 
210 Vgl. DFG (2002) S. 137 ff. 
211 Derzeit bestehen 152 Transferprojekte (Stand 03/07), für die im Jahr 2007 rund € 9 Mio. bewilligt werden. Der weitaus größte  
       Anteil der Transferprojekte findet sich in den Ingenieurwissenschaften.  
212 „Prototyp“ ist hierbei nicht nur im engen Sinne des Wortes gemeint, sondern bezeichnet jedes transferrelevante Ergebnis. 
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schulwissenschaftlern und Industrieforschern in den „Projekthäusern“ und „Science to 

Business Centers“.213  

Auch im Rahmen einiger von der DFG geförderter Graduiertenkollegs existieren enge 

und systematische Kooperationen zwischen Hochschulen und Unternehmen. Hierzu 

zählen beispielsweise zwei Graduiertenkollegs unter Beteiligung wiederum von Degus-

sa an den Universitäten Erlangen-Nürnberg und Duisburg-Essen sowie je eines in Kon-

stanz und Darmstadt mit Beteiligung von Altana Pharma bzw. Rolls-Royce.214 Neben 

finanziellen Zuschüssen für die Doktoranden während des obligatorischen Industrieauf-

enthalts tragen die Firmen z.B. durch die Bereitstellung von Rechnerkapazitäten, Bera-

tungen zu technologischen Fragestellungen, Vorträge und die fachliche Betreuung der 

Doktoranden zum strukturierten Promotionsprogramm bei. 

V.5. Industrielle Forschungsvereinigungen und Arbeitsgemeinschaft industriel-
ler Forschungsvereinigungen „Otto von Guericke“ e.V. (AiF) 

Industrielle Forschungsvereinigungen sollen als Plattform zur Definition von branchen-

weitem Forschungsbedarf und zum Erkenntnistransfer zwischen Wissenschaft und Wirt-

schaft fungieren. In ihnen schließen sich Unternehmen (vorwiegend KMU) einer Bran-

che zusammen, um übergeordnete Forschungsthemen im vorwettbewerblichen Bereich 

in Gemeinschaftsvorhaben zu definieren und gegebenenfalls mit Unterstützung des 

Staates – beispielsweise über das Programm zur Förderung der industriellen Gemein-

schaftsforschung (IGF) des BMWi – zu realisieren. Hierzu werden auch gezielte Koope-

rationen mit öffentlich geförderten Forschungseinrichtungen – insbesondere den Hoch-

schulen – etabliert.  

Die Arbeitsgemeinschaft industrieller Forschungsvereinigungen „Otto von Guericke“ 

e.V. (AiF) ist eine Dachorganisation, in der sich über 100 industrielle Forschungsverei-

nigungen zusammengeschlossen haben. In das Innovationsnetzwerk der AiF sind direkt 

oder indirekt über Verbände insgesamt ca. 50.000 Unternehmen und etwa 700 wissen-
                                            
213 Ausgehend von einem Gemeinschaftsprojekt, bei dem in Zusammenarbeit von neun Arbeitsgruppen aus verschiedenen Hoch- 
       schulen und Wissenschaftlern der Firma Degussa unter dem Dach des „Projekthauses Nanomaterialien“ in Hanau Pilotanlagen  
       zur Gasphasensynthese maßgeschneiderter Nanopartikel aufgebaut und betrieben wurden, hat sich das Konzept der Degussa 
       Projekthäuser etabliert. Dieses ist durch die enge örtliche und thematische Verzahnung sowie die wechselseitige Ressourcen- 
       nutzung von Degussa und Hochschulen gekennzeichnet. Das Konzept des Projekthauses wurde zur Idee des Science to Busi- 
       ness Centers weiterentwickelt, in dem Hochschulen, Degussa, Kunden und Zulieferer entlang der Wertschöpfungskette koope- 
       rieren und auf diese Weise die schnelle Umsetzung von wissenschaftlichem Wissen in marktreife Produkte erreichen wollen.  
       Das erste Science to Business Center Nanotronics wurde mit Unterstützung von Degussa, DFG, BMBF und EU in Marl errich- 
       tet. 
214 GRK 1161: Disperse Systeme für Elektronikanwendungen, Universität Erlangen-Nürnberg; GRK 1240: Nanotronics – Photovol- 
       taik und Optoelektronik aus Nanopartikeln, Universität Duisburg-Essen; GRK 1331: Zell-basierte Charakterisierung krankheits- 
       bedingter Mechanismen der Gewebs-Zerstörung und -reparatur, Universität Konstanz; GRK 1344: Instationäre Systemmodel- 
       lierung von Flugtriebwerken, TU Darmstadt. 
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schaftliche Institutionen eingebunden. Der AiF obliegt im Wesentlichen die gesamte 

administrative Umsetzung des Programms IGF, das im Jahr 2005 vom BMWi mit          

€ 100,8 Mio. finanziert wurde. Diese Tätigkeit der AiF wird über Beiträge der For-

schungsvereinigungen und damit allein von der Wirtschaft finanziert.  

Entscheidende Voraussetzung und Maßstab für die Bewilligung von Fördermitteln für 

Forschungsvorhaben im Rahmen der IGF ist deren vorwettbewerblicher Charakter, der 

angestrebte Nutzen für KMU und der wissenschaftliche Gehalt. Von der Wirtschaft wird 

erwartet, dass sie sich mit Geld-, Sach- und Dienstleistungen an den Projekten beteiligt. 

Zur Sicherung des Nutzens der Forschung für KMU wird bei jedem Projekt ein Aus-

schuss von Wirtschaftsvertretern gebildet, der das jeweilige Projekt für die gesamte 

Laufzeit begleitet.  

V.6. Stiftungen und private Mittelgeber 

Stiftungen kommt eine wichtige Funktion bei der Ergänzung staatlicher Mittel für die 

Wissenschaftsförderung zu. Ihre besondere Bedeutung liegt in ihrer Flexibilität. Sie kön-

nen schnell auf neue Anforderungen reagieren und auch unkonventionelle Programme 

auflegen, wodurch sie Anstöße zu Veränderungen im deutschen Wissenschaftssystem 

geben können.215  

Zur spezifischen Förderung der Kooperation von Wissenschaft und Wirtschaft wurden 

Stiftungen wie die Bayerische Forschungsstiftung216 und die Stiftung für Technologie, 

Innovation und Forschung Thüringen217 etabliert. Bei ihrer Förderung liegt ein wesentli-

cher Schwerpunkt auf der Vernetzung von wissenschaftlichen Institutionen mit der mit-

telständischen gewerblichen Wirtschaft des jeweiligen Landes durch Verbundprojekte. 

Dabei ist die finanzielle Eigenbeteiligung der Unternehmen eine Grundvoraussetzung 

für die Förderung. Die Begutachtung beantragter Projekte nach wissenschaftlichen Kri-

terien wie auch nach dem wirtschaftlichen Nutzen stellt eine enge Abstimmung der Ko-

operationspartner sicher. 

Forschungsprojekte, deren Ergebnisse von Relevanz für mehrere mittelständische Un-

ternehmen sind und die im Verbund einiger Unternehmen mit Hochschulen oder For-

schungseinrichtungen durchgeführt werden,218 werden von der Stiftung Industriefor-

                                            
215 Vgl. Wissenschaftsrat (2003a) S. 48 ff. 
216 http://www.forschungsstiftung.de (Stand 02/07). 
217 http://www.stift-thueringen.de/ (Stand 02/07). 
218 Dies ist das Prinzip der industriellen Gemeinschaftsforschung, vgl. Kapitel A.V.5. 

http://www.forschungsstiftung.de/
http://www.stift-thueringen.de/
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schung219 gefördert. Auch hier ist die finanzielle Beteiligung der Unternehmen eine ent-

scheidende Förderbedingung. 

Der Stifterverband für die deutsche Wissenschaft fungiert als Dachorganisation von 

mehr als 350 Stiftungen und fördert die Wissenschaft in Deutschland wie auch insbe-

sondere die Verbindungen zwischen Wissenschaft und Wirtschaft durch eine Reihe von 

Aktivitäten. Unter anderem unterstützt der Stifterverband seine Mitglieder bei der Ein-

richtung von Stiftungsprofessuren.220

Seitens privater Förderer ist der Verband der Chemischen Industrie hervorzuheben, da 

er ein bisher einzigartiges Beispiel für das Engagement einer gesamten Branche für die 

Belange der Wissenschaft darstellt. Im Bereich Hochschulförderung stellt der durch den 

Verband eingerichtete Fonds der Chemischen Industrie Hochschulen und Forschungs-

einrichtungen finanzielle Mittel für die Forschung wie auch für die Lehre zur Verfügung 

und fördert herausragende Nachwuchswissenschaftler beispielsweise durch die Verga-

be von Stipendien. 

A.VI. Hemmnisse für effektivere Interaktionen zwischen Wissenschaft und Wirt-
schaft 

Über die in den vorangegangenen Kapiteln dargestellten Fakten hinaus, gehört auch 

eine Betrachtung der wechselseitigen Wahrnehmung von Wissenschaft und Wirtschaft 

zur Beschreibung der Ausgangslage. Auf beiden Seiten herrschen charakteristische 

Einschätzungen hinsichtlich der Faktoren vor, die eine effektivere Zusammenarbeit zwi-

schen Wissenschaft und Wirtschaft derzeit hemmen. Zur Verdeutlichung der wesentli-

chen grundlegenden Hemmnisse hierfür beschreibt die folgende Darstellung diese aus 

der Sicht der Wissenschaft und der Wirtschaft, ohne dass sich der Wissenschaftsrat 

diese damit zu Eigen macht.221

Dabei ist zu berücksichtigen, dass jeder Versuch, Wissenschaft und Wirtschaft struktu-

rell zu vereinheitlichen, ebenso naiv wie schädlich wäre. Beide unterliegen eigenen Lo-

giken, die sich unterscheiden müssen, und ohne die sie ihre je eigenen Ziele nicht er-

                                            
219 http://www.stiftung-industrieforschung.de (Stand 02/07). 
220 Vgl. Kapitel A.III.3.; gegenwärtig werden 92 Stiftungsprofessuren vom Stifterverband gefördert (Stand 11/06).  
221 Grundlage dieser Auflistung sind Erkenntnisse aus den zur Vorbereitung dieser Empfehlungen durchgeführten Anhörungen  
       sowie publizierte Umfragen in wissenschaftlichen Institutionen und Unternehmen. Vertreter der unterschiedlichen Einrichtungs- 
       formen in der deutschen Wissenschaftslandschaft schätzen dabei die einzelnen Hemmnisse abhängig von ihren institutionellen  
       Rahmenbedingungen und Orientierungen als unterschiedlich gewichtig ein; vgl. Beise, Licht, Spielkamp (1995); Fichtel (1997);  
       Rammer und Czarnitzki (2000); Lüthi (2001); Czarnitzki et al. (2002); Witt (2006); Stifterverband (2007);  
       http://www.morgan-cole.com/4354.file.dld (Stand 02/07); vgl. Tabelle A.4 im Anhang. 

http://www.stiftung-industrieforschung.de/
http://www.morgan-cole.com/4354.file.dld
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reichen und ihre spezifischen gesellschaftlichen Funktionen nicht erfüllen können. Es 

gelten unterschiedliche Werte, Prinzipien, Sprachen, Interessen und Erwartungen auch 

in der Kooperation, die zu Diskrepanzen und Kommunikationsproblemen führen kön-

nen. Die den auf Erkenntnisgewinn gerichteten Prinzipien der Wissenschaft gegenüber-

stehende primär auf Marktverwertung und Kundenbedürfnisse fokussierte Perspektive 

der Unternehmen illustriert diese Differenzen. Charakteristisch für Missverständnisse 

und gegenseitige Vorbehalte ist die stereotype Hol- bzw. Bringschuld-Diskussion. Diese 

äußert sich auf Seiten der Wirtschaft in dem Vorwurf, die Wissenschaft in Deutschland 

generiere nicht ausreichend Ergebnisse mit Innovationspotential, während die Wissen-

schaft eine mangelnde Risikobereitschaft der Wirtschaft zur Investition in wissenschaft-

liche Erfindungen bemängelt.  

VI.1. Hemmnisse aus der Perspektive der Wissenschaft 

Mit je nach Disziplin unterschiedlichem Akzent werden seitens der Wissenschaft fol-

gende Hemmnisse formuliert: 

• Transferaktivitäten werden durch einen Mangel an geeignetem Fachpersonal sowie 

infrastrukturellen Kapazitäten begrenzt. 

• Aufgrund der Einbindung in Forschung, Lehre und administrative Aufgaben besteht 

häufig ein Zeitmangel für Transferaktivitäten. 

• Tätigkeiten im Wissens- und Technologietransfer werden nur unzureichend aner-

kannt. Dies bezieht sich einerseits auf die Bereitstellung erforderlicher Ressourcen – 

nicht zuletzt auch entsprechender zeitlicher Entlastung von anderen Aufgaben – und 

andererseits auf die geringe Honorierung erzielter Erfolge. 

• Es mangelt an spezifischen Fördermitteln für die Weiterentwicklung akademischer 

Forschungsergebnisse in marktfähige Produkte und Verfahren. 

• Es besteht ein Interessenkonflikt zwischen Publikationsfreiheit und den Geheimhal-

tungsinteressen der Unternehmen. 

• Es bestehen sowohl eine mangelnde Risikobereitschaft zur Weiterentwicklung einer 

wissenschaftlichen Erfindung als auch Berührungsängste insbesondere seitens klei-

ner und mittlerer Unternehmen.  

• Vielen Unternehmen fehlt eine langfristige Unternehmensstrategie, die für nachhalti-

ge Kooperationen mit wissenschaftlichen Institutionen notwendig ist.  
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• In entscheidungstragenden Positionen in Unternehmen fehlen wissenschaftsnahe 

Ansprechpartner, die die Anwendbarkeit von Forschungsergebnissen realistisch ein-

schätzen und deren Weiterentwicklung durch das Unternehmen durchsetzen können. 

• Für bestimmte Forschungsergebnisse fehlen die relevanten Wirtschaftsstrukturen/ 

Märkte in Deutschland. 

• Es besteht ein Mangel an dem Verständnis für Prozessinnovationen hinsichtlich aus-

reichend präziser Modellbeschreibungen. 

VI.2. Hemmnisse aus der Perspektive der Wirtschaft 

Mit je nach Branche und Unternehmenstyp unterschiedlichen Akzenten werden seitens 

der Wirtschaft folgende Hemmnisse formuliert: 

• Aus der oft geringen direkten Anwendungsrelevanz (Reife) akademischer For-

schungsergebnisse ergibt sich ein hohes betriebswirtschaftliches Risiko ihrer Weiter-

entwicklung zu marktfähigen Produkten. 

• Die mitunter schwierigen Verhandlungen über Verwertungsrechte erschweren eine 

zügige Vereinbarung von Kooperationen.222 

• Die mangelnde Fähigkeit vieler Hochschulen und Forschungseinrichtungen, ihr 

Transferpotential aktiv zu vermarkten, erschwert die Identifikation von Anknüpfungs-

punkten für eine Zusammenarbeit. 

Für viele kleine und mittlere Unternehmen bestehen zusätzliche Hemmfaktoren:  

• im Fehlen von Fachpersonal und eigenen Forschungs- und Entwicklungskapazitäten, 

wodurch die Absorptionsfähigkeit der Unternehmen für wissenschaftliches Wissen 

reduziert wird; 

• in geringen finanziellen Ressourcen, die nicht immer durch Fördermittel aufgestockt 

werden können, da allein die Komplexität der Antragsverfahren die Ressourcen vie-

ler KMU überfordert; 

• in einer Unübersichtlichkeit über das Leistungsangebot und die Effizienz wissen-

schaftlicher Institutionen, aus der Informationsdefizite und hohe Transaktionskosten 

resultieren; 

• in der Schwierigkeit, geeignete und bereitwillige Ansprechpartner für ein erstes Bera-

tungsgespräch zu finden; 

                                            
222 Dieses Hemmnis stellt sich ebenso aus der Sicht der Wissenschaft. 
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• in der Angst durch Kooperationen internes Wissen an Wettbewerber preiszugeben 

(Know-how-Abfluss); 

• in der partiell zu beobachtenden Abneigung von Unternehmensmitarbeitern gegen-

über externen Lösungsvorschlägen. 

Diese Hemmnisse führen zu einer in Relation zum Bedarf geringen Nachfrage insbe-

sondere von KMU nach externem Wissen aus der Wissenschaft.  
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B. Analyse und Empfehlungen 

Die Bestandsaufnahme zeigt, dass sich eine Vielzahl von Interaktionen zwischen Hoch-

schulen und Forschungseinrichtungen in Deutschland mit Unternehmen entwickelt hat 

und diese ein beachtliches Niveau erreicht haben. Internationale Vergleiche bestätigen, 

dass Deutschland bei einer Reihe von Indikatoren hinsichtlich der Verbindungen zwi-

schen Wissenschaft und Wirtschaft signifikant über dem EU-Durchschnitt liegt.223 Dar-

über hinaus bewerten Führungskräfte aus der Wirtschaft die Verbindungen zwischen 

Wissenschaft und Wirtschaft in Deutschland als gewinnbringender für die Unternehmen 

im Vergleich mit vielen anderen führenden Industrienationen.224  

Diese Fülle und Vielfältigkeit der beschriebenen Interaktionsformen und Handlungsfel-

der zu dokumentieren, war ein Ziel der Darstellung der Ausgangslage. Es erscheint 

nicht sinnvoll, im Folgenden alle einer näheren Bewertung mit dem Ziel spezifischer 

Empfehlungen zu unterziehen. Der Wissenschaftsrat hat daher eine Auswahl anhand 

von drei Kriterien getroffen:  

• Zum ersten wurden aufgrund von Anhörungen und eigenen Analysen jene Bereiche 

definiert, in denen Defizite und Probleme besonders klar hervortreten.  

• Zum zweiten wurden solche Interaktionsformen zwischen Wissenschaft und Wirt-

schaft ausgewählt, die sich in besonderer Weise von dem Gedanken eines linearen 

unidirektionalen Transfers von Wissen aus der Wissenschaft in die Wirtschaft lösen 

und in diesem Sinne neue, zukunftweisende Kooperationsformen erproben.  

• Schließlich wurde drittens auf solche Aktionsfelder abgehoben, die gezielt seitens 

der Wissenschaft und/oder der Politik beeinflusst werden können. Selbstverständlich 

ist auch die Wirtschaft an den geeigneten Punkten ausdrücklich angesprochen. Der 

Wissenschaftsrat verzichtet jedoch auf solche Felder, die eine Analyse der deut-

schen Volkswirtschaft oder der innerbetrieblichen Struktur von Unternehmen erfor-

derlich gemacht hätten. Darum bleiben Fragen nach der für Interaktionen mit der 

Wissenschaft optimalen Organisation eines Unternehmens ebenso wie wirtschafts- 

und steuerpolitische Ordnungsfragen unberücksichtigt.  

 

 
223 OECD (2002) S. 40; OECD (2006) S. 26 und 232. 
224 DIW (2006b) S. 32. 
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B.I. Wissens- und Technologietransfer als institutionelle Aufgabe der Hoch-
schulen und Forschungseinrichtungen 

I.1. Erwartungen an die Effekte des Wissens- und Technologietransfers 

Die Erwartungen der Politik an die Effekte einer Intensivierung der Interaktionen zwi-

schen Wissenschaft und Wirtschaft sind hoch. Zum einen soll hierdurch maßgeblich die 

Wettbewerbsfähigkeit der Volkswirtschaft gestärkt werden. Zum anderen bestehen Er-

wartungen, dass Hochschulen und Forschungseinrichtungen hierdurch zusätzliche Ein-

nahmen in einer relevanten Größenordnung erwirtschaften. Dabei ist die Erwartungs-

haltung derzeit tendenziell zu eng auf die Verwertung von Patenten gerichtet. Nach Auf-

fassung des Wissenschaftsrates greift eine Fokussierung der Interaktionen zwischen 

Wissenschaft und Wirtschaft auf die Verwertung von Patenten zu kurz, da eine solche 

Verengung auf der Annahme eines linearen Innovationsprozesses basiert, der den uni-

direktionalen Transfer von Wissen aus der grundlagenorientierten Forschung in die 

Wirtschaft unterstellt und somit der Komplexität moderner Innovationsprozesse nur un-

zureichend entspricht.   

Nationale und internationale Beispiele zeigen, dass wissenschaftliche Institutionen 

durch die Patentverwertung signifikante Erträge erzielen können.225 Dies trifft allerdings 

nur für sehr wenige Einrichtungen zu. Diese Beispiele zeigen auch, dass unter Umstän-

den Jahrzehnte professioneller Transferaktivität vergehen können, bis ein respektables 

Niveau an Rückflüssen aus Patenten erreicht ist. Darüber hinaus zeigt sich, dass die 

beachtlichen Erträge einzelner Institutionen häufig maßgeblich auf wenige wertstarke 

Erfindungen zurückzuführen sind.226  

Für den Großteil der Hochschulen und Forschungseinrichtungen in Deutschland lassen 

sich durch Lizenzeinnahmen derzeit keine hinsichtlich ihres Gesamtbudgets relevanten 

Einnahmen generieren.  

In vielen Wissenschaftsdisziplinen ist hingegen ein anderes Modell erfolgreich, bei wel-

chem Patente zur Profilbildung der akademischen Einheit und zur Darstellung von Pro-

fessionalität und Verständnis für verwertbare Ergebnisse dienen. Hier bilden häufig ge-

meinsam mit einem Wirtschaftspartner angemeldete Patente die Basis für gemeinsame 

Aktivitäten wie Forschungsaufträge und Kooperationen bis hin zu strategischen Part-

nerschaften. Die positiven Effekte solcher indirekter Patentverwertungsaktivitäten sind 
                                            
225 Vgl. Kapitel A.III.7. 
226 Vgl. Kapitel A.III.7.; Harhoff, Scherer, Vopel (1998); Gambardella, Giuri, Mariani (2006). 
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nicht bezifferbar, dürften aber um ein Vielfaches größer sein als direkte Lizenzeinnah-

men. 

Empfehlungen 

• Der Wissenschaftsrat sieht im Wissens- und Technologietransfer eine wichtige Auf-

gabe von Hochschulen und Forschungseinrichtungen neben Forschung, Lehre, Aus-

bildung des wissenschaftlichen Nachwuchses und Weiterbildung, mit der sie ihre ge-

samtgesellschaftliche Verantwortung erfüllen. Dabei versteht der Wissenschaftsrat 

diese Aufgabe nicht als einen unidirektionalen Prozess des Transfers von der Wis-

senschaft in die Wirtschaft, sondern vielmehr als einen Austauschprozess zum bei-

derseitigen Vorteil. Eine Verstärkung der Kooperationen zwischen Wissenschaft und 

Wirtschaft hat nach Auffassung des Wissenschaftsrates zwei wichtige Funktionen. 

Zum einen werden hierdurch positive Effekte für die Innovationsfähigkeit der Volks-

wirtschaft erzeugt. Die Aktivitäten der Hochschulen und Forschungseinrichtungen auf 

diesem Gebiet sollten als bedeutende Leistung zur Sicherung wirtschaftlichen 

Wachstums und Wohlstands gewürdigt werden. Zum anderen resultieren auch wich-

tige Erkenntnisgewinne für Forschung und Lehre an den Hochschulen und For-

schungseinrichtungen aus den Interaktionen mit Unternehmen der wissenschaftsba-

sierten Wirtschaftssektoren, wenn diese Interaktionen in entsprechend angelegten 

Formen der Zusammenarbeit mit dem Ziel des gegenseitigen Erkenntnisaustauschs 

stattfinden (vgl. Kapitel B.III.).  

• Mit Blick auf die in der Vergangenheit bestehenden Defizite bei der Verwertung von 

Patenten begrüßt der Wissenschaftsrat die mit der Änderung des § 42 ArbNErfG 

eingeleitete Stärkung der Hochschulen. Die Hochschulen sollten diese Möglichkeiten 

effektiv nutzen, um so noch stärkere ökonomische Impulse zu setzen, und hierzu kla-

re institutionelle Strategien implementieren (s.u.). Wünschenswert wäre eine prakti-

sche Umsetzung dieser Strategien in einer Weise, die bestehende Verbindungen 

zwischen Hochschulwissenschaftlern und Unternehmen nicht unnötig kompliziert. 

Der Wissenschaftsrat rät zu Zurückhaltung bei den Erwartungen an das Volumen 

von Einnahmen aus Lizenzen. Hingegen sind der Beitrag von Patenten zur Profilbil-

dung sowie die indirekten Zuflüsse aus auf Patenten basierenden Forschungsprojek-

ten zu würdigen. Die Verwertung von Patenten stellt außerdem nur eine Form der In-

teraktion zwischen Wissenschaft und Wirtschaft dar und sollte daher nicht allein im 
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Zentrum der Bemühungen stehen, den Austausch zwischen Hochschu-

len/Forschungseinrichtungen und Unternehmen zu fördern.  

I.2. Verhältnis der unterschiedlichen Aufgaben von Hochschulen und For-
schungseinrichtungen 

Derzeit variieren Ausmaß und Stellenwert von Interaktionen mit der Wirtschaft an den 

einzelnen Hochschulen und Forschungseinrichtungen deutlich. Dies beruht zu einem 

Teil auf einem unterschiedlichen Fächerspektrum/Tätigkeitsbereich der Institutionen, 

welches dieses Aktivitätsfeld unterschiedlich relevant macht. Obwohl der Wissens- und 

Technologietransfer in den Landeshochschulgesetzen als Aufgabe der Hochschulen 

verankert ist und viele Hochschulleitungen dem Thema verstärkte Aufmerksamkeit 

schenken, besitzt es derzeit überwiegend noch keinen zentralen Stellenwert. Ein we-

sentlicher Grund hierfür liegt in der Unklarheit darüber, welche – gegebenenfalls unin-

tendierten – Konsequenzen eine Verstärkung des Wissens- und Technologietransfers 

für die anderen Aufgaben der Hochschulen und Forschungseinrichtungen nach sich 

ziehen könnte. Soll eine dieser Aufgaben in verstärktem Maße wahrgenommen werden, 

hat dies bei weitgehend unveränderten Ressourcen Auswirkungen auf die verfügbaren 

Kapazitäten für die anderen Aufgaben. 

Eine Ausweitung und Intensivierung der Aktivitäten und Kompetenzen von Hochschulen 

und Forschungseinrichtungen im Wissens- und Technologietransfer ist aus Sicht des 

Wissenschaftsrates wünschenswert. Entscheidend ist aber, dass eine solche Auswei-

tung nicht zu Qualitätseinbußen bei der Wahrnehmung der anderen Aufgaben führen 

darf. Die Erwartung einer Verstärkung von Transferaktivitäten bei nicht sinkender, son-

dern gar zu steigernder Leistung und Qualität in Forschung, Nachwuchsförderung, Wei-

terbildung und insbesondere in der Lehre, erzeugt ein Spannungsverhältnis, das die 

Hochschulen und Forschungseinrichtungen ausbalancieren müssen. Es bildet sich nicht 

nur auf der institutionellen Ebene, sondern auch auf der Ebene des einzelnen Wissen-

schaftlers ab (s.u.). 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass der Wissens- und Technologietransfer nicht aus-

schließlich eine isoliert zu sehende eigenständige neue Aufgabe der Hochschulen und 

Forschungseinrichtungen ist. Wissens- und Technologietransfer ist vielfach integraler 

Bestandteil der anderen Funktionen der wissenschaftlichen Institutionen. So ist bei-

spielsweise jede Form der Lehre, insofern sie auch für ein Berufsbild ausbildet, trans-
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ferorientiert. Allerdings ist nicht jeder Gegenstand von Forschung und Lehre transferre-

levant und sollte dies auch nicht sein. Darüber hinaus erzeugt der Wissens- und Tech-

nologietransfer aber auch originäre zusätzliche Ansprüche, für die Ressourcen der 

Hochschulen bzw. Forschungseinrichtungen eingesetzt werden müssen.  

Alle Hochschulen und Forschungseinrichtungen stehen daher als Folge der zunehmen-

den Bedeutung von Interaktionen zwischen Wissenschaft und Wirtschaft vor der Her-

ausforderung, die Verteilung und Gewichtung ihrer Aufgaben neu einzustellen. Gleiches 

gilt auf der Ebene der Wissenschaftler. 

Empfehlungen 

• Um das Spannungsverhältnis zwischen der Intensivierung des Wissens- und Tech-

nologietransfers und den gleichzeitig wachsenden Qualitätsanforderungen an die 

Leistungen in den anderen Aufgaben der Hochschulen und Forschungseinrichtungen 

auszubalancieren, sieht der Wissenschaftsrat zwei sich ergänzende Möglichkeiten. 

Zum einen bedeutet eine Stärkung der Transferaufgaben im Gesamtsystem, dass 

diese von einzelnen Teilen des Systems in unterschiedlichem Maße wahrgenommen 

werden können. Es wird also Hochschulen und Forschungseinrichtungen – bzw. ein-

zelne Bereiche in diesen – geben, die Transferaufgaben zu Lasten anderer Aufgaben 

verstärkt wahrnehmen, und solche, für die sie eine mindere Rolle spielen. Dies gilt 

auf der institutionellen Ebene ebenso wie auf der individuellen, und muss durch ent-

sprechende Profilentscheidungen gesichert werden.227 Der Wissenschaftsrat weist 

zum anderen darauf hin, dass eine solche Leistungssteigerung des gesamten Wis-

senschaftssystems – wie auch der einzelnen wissenschaftlichen Institutionen – nicht 

kostenneutral zu erreichen ist und einer Anpassung der Rahmenbedingungen bedarf. 

Andernfalls führen die gesteigerten Ansprüche an die Hochschulen und Forschungs-

einrichtungen zwangsläufig zu einer institutionellen und individuellen Überlastung im 

Wissenschaftssystem.  

• Der Wissens- und Technologietransfer sollte stärker als bisher als institutionelle Auf-

gabe der Hochschulen und Forschungseinrichtungen betrieben werden. Hierzu muss 

dieser als operatives Ziel der Hochschulleitungen bzw. Vorstände der Forschungs-

einrichtungen definiert und eine entsprechende Offenheit und ein Interesse der Wis-

senschaftler hieran gefördert werden. Die Leitungsebenen sollten Wirtschaftskoope-

rationen verstärkt in ihre strategische Planung einbeziehen und gezielt zur Unterstüt-
                                            
227 Zur Aufgabendifferenzierung in und zwischen Hochschulen ausführlich Wissenschaftsrat (2006d). 
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zung der Profilbildung einzelner hierfür geeigneter Forschungseinheiten nutzen. Die-

se Forschungseinheiten sollten stärker mit der Wirtschaft koordinierte Forschungs-

programme implementieren und hierin eine Aufgabe sehen können. Dies bedingt 

auch spezifische Qualifikationen der in diesen Einheiten tätigen Wissenschaftler, die 

bei der Ausbildung des wissenschaftlichen Nachwuchses angelegt werden und bei 

Berufungen überprüfbar sein müssen. Die Hochschulleitungen und Vorstände der 

Forschungseinrichtungen müssen eigene Strategien zur Zusammenarbeit mit der 

Wirtschaft, zur Verwertung von Forschungsergebnissen und zum Umgang mit geisti-

gem Eigentum erarbeiten und implementieren. Dazu gehört eine Antwort darauf, wo 

(d.h. in welchen Fachgebieten), mit wem (d.h. mit welchen Unternehmen bzw. Unter-

nehmenstypen), wie (d.h. in Form von Aufträgen, Partnerschaften, Spin-offs etc.) und 

zu welchen Bedingungen (z.B. Vollkostenerstattung, vgl. Kapitel B.I.5.) Interaktionen 

hauptsächlich stattfinden sollen. Eine solche klare Strategie kann die Kosten bei In-

teraktionen mit Unternehmen deutlich reduzieren (z.B. durch die eintretende Verein-

fachung der Verhandlungen über Schutzrechte, vgl. Kapitel B.IV.). Die explizite und 

strategische Wahrnehmung dieser Aufgabe soll auch der diffusen Erwartung bzw. 

Befürchtung entgegenwirken, Forschung und Lehre an Hochschulen und For-

schungseinrichtungen gänzlich oder vorwiegend auf die Wirtschaft und die ökonomi-

sche Verwertbarkeit von Ergebnissen zu orientieren. Eine solche Ausrichtung der 

Wissenschaft würde ihre genuine Produktivität massiv einschränken und stünde da-

durch auch dem Ziel der Steigerung der Innovationsfähigkeit der Volkswirtschaft 

durch die Beiträge der Wissenschaft entgegen. Teil der institutionellen Strategien 

sollte daher auch eine Definition jener Bereiche in den Hochschulen bzw. For-

schungseinrichtungen sein, in denen Wirtschaftskooperationen keine oder allenfalls 

eine untergeordnete Rolle spielen.  

I.3. Organisationsstrukturen zur Unterstützung des Wissens- und Technologie-
transfers und der Patentverwertung 

Die verstärkte Einbeziehung des Wissens- und Technologietransfers in die Gesamtent-

wicklungsstrategie einer Hochschule/Forschungseinrichtung bedingt die Etablierung 

angepasster institutioneller Unterstützungsstrukturen und -kompetenzen. Die Transfer-

stellen der Hochschulen und vieler Forschungseinrichtungen können eine solche stra-

tegische Funktion gegenwärtig nicht zureichend erfüllen. Hierfür sieht der Wissen-
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schaftsrat im Wesentlichen drei – die Organisationsstruktur der Transferstellen betref-

fende – Gründe: 

• Unklares Aufgabenprofil  

Transferstellen sind in der Regel mit einer Fülle von Aufgaben betraut. Diese rei-

chen vom Abbau von Informationsdefiziten in Hochschulen und Unternehmen – 

insbesondere KMU – hinsichtlich des Angebots und der Nachfrage von Forschungs- 

und Innovationskompetenz über die Beratung von potentiellen Unternehmensgrün-

dern und die Vorbegutachtung wissenschaftlicher Publikationen mit Blick auf ver-

wertbare Ergebnisse bis zur Durchführung transferrelevanter Weiterbildungsmaß-

nahmen und Beratungen zu generellen Fördermöglichkeiten oder Öffentlichkeitsar-

beit. Ein so breites Leistungsspektrum anbieten zu müssen, hindert daran, die tat-

sächlich vorhandenen Kernkompetenzen wirksam auszuüben.  

• Institutionelle Einbindung der Transferstellen  

Das unklare Aufgabenprofil der meisten Transferstellen spiegelt sich auch in ihrer 

Einbindung in die Organisationsstruktur der wissenschaftlichen Institutionen wider. 

Transferstellen sind zumeist in Dezernaten der Verwaltung angesiedelt. Nur an we-

nigen Einrichtungen gibt es ein spezifisches Dezernat oder Referat für Wissens- 

und Technologietransfer, so dass diese Aufgabe in der Regel in ein Dezernat mit 

weiteren Aufgaben (wie z.B. Öffentlichkeitsarbeit) integriert ist. Die unterschiedliche 

formale Einbindung wertet der Wissenschaftsrat als Ausdruck der unsicheren insti-

tutionellen Identität und des teilweise prekären Status der Transferstelle und somit 

des Wissens- und Technologietransfers. Insgesamt leiden viele Transferstellen ge-

genwärtig unter mangelnder Unterstützung durch die Hochschulleitung bzw. Vor-

standsebene und spielen nur eine periphere Rolle im Gesamtkontext der Hochschu-

le/Forschungseinrichtung.  

• Ausstattung der Transferstellen 

Transferstellen variieren hinsichtlich ihrer personellen und materiellen Ausstattung 

erheblich. Insbesondere bei den kleinen Transfereinheiten kann dabei ein deutli-

ches Missverhältnis zwischen den erwarteten Leistungen und den verfügbaren Res-

sourcen bestehen. Zwar sind ihre Leistungen im Einzelfall von hoher Qualität, aller-

dings fehlt in der Regel fachliches und technologisches Spezialwissen in der Vielfalt 

der Technologiefelder/Wissenschaftsdisziplinen.  
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Viele der für Transferstellen genannten Probleme reduzieren derzeit auch die Effektivi-

tät von Patentverwertungsagenturen. So unterscheiden sich auch die Patentverwer-

tungsagenturen hinsichtlich der Anzahl und der Professionalität ihrer Mitarbeiter. Eine 

hohe Personalfluktuation in Patentverwertungsagenturen ist ein weiteres Hemmnis für 

den Aufbau einer nachhaltigen Zusammenarbeit zwischen Hochschulen/Forschungs-

einrichtungen, Patentverwertungsagenturen und Unternehmen. Ein weiteres wesentli-

ches Hemmnis hierfür liegt nach Einschätzung des Wissenschaftsrates in einer Über-

forderung der einzelnen Institution, die durch den Anspruch entsteht, eine realistische 

Einschätzung des Marktpotentials wissenschaftlicher Erfindungen in der gesamten 

Bandbreite der Wissenschafts- und Technologiefelder zu gewährleisten. Die Einschät-

zung der potentiellen Anwendungsfelder, der wirtschaftlichen Umsetzbarkeit und des 

Marktpotentials wissenschaftlicher Erfindungen stellt einen kritischen Punkt im Verwer-

tungsprozess dar und entscheidet maßgeblich über die weitere Verwertungsstrategie. 

Dies erfordert neben spezifischem wissenschaftlichem Verständnis eine gute Kenntnis 

des relevanten Marktes und der potentiellen Verwertungspartner. Aufgrund der genann-

ten Defizite können die Patentverwertungsagenturen in ihrer Gesamtheit den Ansprü-

chen an eine professionelle und an die Bedürfnisse der Hochschulen und Forschungs-

einrichtungen angepasste Unterstützungsstruktur derzeit weitgehend noch nicht ausrei-

chend gerecht werden. 

Empfehlungen 

• Hochschulen und Forschungseinrichtungen sollten eine an ihre Strategieplanungen 

hinsichtlich des Wissens- und Technologietransfers angepasste Organisationsstruk-

tur für die Transferaktivitäten der Wissenschaftler entweder selbst implementieren 

oder sich institutionenübergreifend an der Implementierung beteiligen. Der Wissen-

schaftsrat empfiehlt ein Mehrebenenmodell, das den unterschiedlichen Ansprüchen 

einer professionellen Unterstützung für die Verwertung von Erfindungen in unter-

schiedlichen Technologiefeldern und zugleich der Verfügbarkeit lokaler Ansprech-

partner sowohl für die Wissenschaftler als auch kooperationswillige Unternehmen 

Rechnung trägt. Hierzu sollten die Hochschulen/Forschungseinrichtungen zentrale 

Einheiten vorhalten, die direkt an die Hochschulleitung bzw. Vorstandsebene ange-

bunden und zentraler Akteur für die Kommunikation mit externen Einrichtungen – wie 

Unternehmen oder Patentverwertungsagenturen – hinsichtlich der Transferstrategie 

sind. Eine solche Einheit sollte ein klar definiertes, gezielt auf die spezifischen Anfor-

derungen an der jeweiligen Hochschule bzw. Forschungseinrichtung gerichtetes Auf-
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gabenprofil haben. Ihre Kernkompetenzen sollten in einer detaillierten Kenntnis der-

jenigen Bereiche liegen, in denen die jeweilige wissenschaftliche Institution ihre 

Schwerpunkte im Wissens- und Technologietransfer im Rahmen ihrer Strategie zur 

institutionellen Profilbildung setzt, sowie außerdem in der Kenntnis der für eine be-

stimmte Erfindung einschlägigen Verwertungspartner (z.B. Patentverwertungsagen-

turen, s.u.). Um diese Aufgabe erfüllen zu können, muss eine adäquate Personal-

ausstattung dieser Transfereinheiten gewährleistet sein. Dies bedeutet, dass bei vie-

len Institutionen eine Aufstockung der Kapazitäten angezeigt ist. Mitunter kann es 

sich anbieten, eine solche Einheit privatrechtlich, unter Umständen auch institutione-

nübergreifend zu organisieren. Aspekte, die nicht die Gesamtstrategie hinsichtlich 

Transfer und Verwertung, sondern spezifische Fragen individueller Projekte betref-

fen, sollten durch eine direkte Kommunikation zwischen den jeweiligen Wissen-

schaftlern und Kooperations- bzw. Verwertungspartnern in der Wirtschaft dezentral 

behandelt werden.  

• Die zentralen Transfereinheiten werden nur an den wenigsten Hochschulen und For-

schungseinrichtungen auch die notwendigen Kompetenzen und Kapazitäten für eine 

professionelle Patentverwertung vorhalten können. Diejenigen wissenschaftlichen In-

stitutionen, für die die Etablierung einer eigenen Transferstelle, welche auch die Pa-

tentverwertung organisiert, lohnenswert erscheint, sollten grundsätzlich die Möglich-

keit dazu haben, eine entsprechende Einheit zu schaffen. Für die anderen Institutio-

nen ist eine Unterstützung durch externe Agenturen notwendig. Jede Hochschule 

und Forschungseinrichtung sollte aber grundsätzlich frei in der Entscheidung sein, 

mit welchen Partnern sie ihre Verwertungsstrategie umsetzt. Zur Verbesserung von 

Effektivität und Effizienz der bestehenden Patentverwertungsagenturen sieht der 

Wissenschaftsrat eine Schwerpunktsetzung auf wenige Technologiefelder als zielfüh-

rend an. Hochschul- und Bundeslandgrenzen sollten dabei der Bildung überregional 

agierender spezialisierter Einrichtungen nicht im Wege stehen. Einen engen Kontakt 

zwischen den Patentverwertungsagenturen und den Erfindern an Hochschulen und 

Forschungseinrichtungen hält der Wissenschaftsrat für essentiell, sieht dafür aber 

nicht zwingend die Notwendigkeit der räumlichen Nähe der Akteure. Für das primäre 

Erfordernis hält der Wissenschaftsrat mithin die fachliche Schwerpunktsetzung in den 

Agenturen. Wie groß dann der regionale Radius einer Agentur ausfällt, hängt von der 

örtlichen Verteilung einer für den Erfolg der Agentur ausreichenden Anzahl akademi-

scher Institutionen ab. Der Wissenschaftsrat empfiehlt der Technologie-Allianz, einen 

Prozess des Kompetenzabgleichs und der Arbeitsteilung zwischen den bestehenden 
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Patentverwertungsagenturen zu initiieren. Die zentralen Transfereinheiten der Hoch-

schulen und Forschungseinrichtungen und die Patentverwertungsagenturen sollten 

ihre Expertise und ihre Kompetenzen bündeln, um die wissenschaftlichen Institutio-

nen effektiv beim Aufbau eines strategischen Patentportfolios zu unterstützen und 

deren Patent- und Beteiligungsmanagement zu professionalisieren.  

• Einen Mehrwert schaffen Patentverwertungsagenturen letztlich nur, wenn sie den 

Erfolg der Verwertung wissenschaftlicher Erfindungen erhöhen. Hieran müssen Pa-

tentverwertungsagenturen ein hohes Eigeninteresse haben und gemessen werden. 

Förderanreize sollten derart gestaltet sein, dass dieses Eigeninteresse gestärkt wird. 

Auf der Basis nationaler und internationaler Beispiele ist davon auszugehen, dass 

eine kostendeckende Arbeit von Verwertungseinrichtungen erst nach Jahren, unter 

Umständen sogar einem Jahrzehnt, der Unterstützung zu erwarten ist. Der Wissen-

schaftsrat hält daher eine weitere Förderung der Patentverwertungsagenturen durch 

Bund und Länder derzeit für gerechtfertigt und angezeigt. Die Förderung sollte per-

spektivisch das Ziel verfolgen, dass sich die Patentverwertungsagenturen zu profi-

tablen Einrichtungen entwickeln. Darüber hinaus empfiehlt der Wissenschaftsrat, die 

Arbeit der Patentverwertungsagenturen regelmäßig zu evaluieren und die Höhe der 

Förderung von den Ergebnissen der Evaluation abhängig zu machen. Die Indikato-

ren für eine Evaluation sollten zeitnah im Dialog von Politik, Wissenschaft und Wirt-

schaft mit den Patentverwertungsagenturen entwickelt werden. Der Wissenschaftsrat 

hält dabei das Verhältnis der Anzahl von Patentanmeldungen zur Anzahl der Verwer-

tungsaufträge für einen wichtigen und aussagekräftigen Indikator hinsichtlich der Ef-

fizienz der Agenturen. 

• Um die Wissenschaftler wirkungsvoll im Wissens- und Technologietransfer unterstüt-

zen und entlasten zu können, müssen die zentralen Transfereinheiten an den Hoch-

schulen und Forschungseinrichtungen wie auch die Patentverwertungsagenturen ein 

professionelles Dienstleistungsangebot vorhalten, das substantiell über die Kompe-

tenzen und Ressourcen eines Hochschullehrers hinausgeht. Hierzu gehört vor allem 

eine aktive Patentvermarktung. Eine entscheidende Schlüsselgröße für die Qualität 

der Transfereinrichtungen ist die Qualifikation und Professionalität der Mitarbeiter. 

Wissens- und Technologietransfer ist ein anspruchsvolles Geschäft, das sich nicht in 

bestehenden Ausbildungswegen erlernen lässt und eine Reihe von Schnittstellen-

kompetenzen erfordert. Die Vertrautheit mit den verschiedenen Kulturen, Interessen 

und Arbeitsweisen, die idealerweise durch persönliche Erfahrungen in der Wissen-
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schaft und der Wirtschaft erlangt wurde, ist eine wichtige Anforderung an Mitarbeiter 

von Transfereinrichtungen, um mit Partnern auf beiden Seiten angemessen kommu-

nizieren zu können. In den USA und Japan werden verbreitet Firmen-Geschäfts-

führer im Ruhestand als Berater von Transfereinrichtungen gewonnen. Die Erfahrung 

und Branchenkenntnis solcher ehemaliger Unternehmensführer sollten sich auch die 

Patentverwertungsagenturen in Deutschland zunutze machen.  

I.4. Anreizstrukturen 

Wirtschaftskooperationen und Transferaktivitäten haben gegenwärtig in der überwie-

genden Zahl der wissenschaftlichen Disziplinen eine nachrangige Bedeutung für die 

wissenschaftliche Karriere und den Reputationserwerb. Dies stellt sich nur in wenigen 

Fächern – insbesondere in den Ingenieurwissenschaften – anders dar. Ein entschei-

dender Faktor für die Intensität, mit der ein Austausch mit der Wirtschaft stattfindet, liegt 

somit in den Handlungslogiken und Werteprinzipien sowie dem Selbstverständnis der 

Wissenschaftler in unterschiedlichen Disziplinen. Solche disziplinär gewachsenen Mus-

ter lassen sich durch Anreize für eine Intensivierung der Kooperation mit Unternehmen 

kurzfristig nicht grundsätzlich verändern. Dies sollte auch nicht das Ziel von Anreizstruk-

turen sein. Gleichwohl können Anreizstrukturen in den dafür geeigneten Fächern ent-

scheidend dazu beitragen, Transferaktivitäten der Wissenschaftler zu unterstützen und 

zu einem erhöhten Stellenwert zu verhelfen.  

Eine zentrale Frage mit Blick auf Anreizstrukturen für eine Verstärkung des Wissens- 

und Technologietransfers betrifft die institutionelle Ebene ebenso wie die einzelnen 

Hochschullehrer und Gruppenleiter. Dies ist die Frage, ob Transferleistungen im Rah-

men der Dienstaufgaben der Professoren oder im Rahmen einer Nebentätigkeit durch-

geführt werden sollten.  

Derzeit wird ein nicht unerheblicher Teil der Transferleistungen in Nebentätigkeit er-

bracht. Zunächst erscheint es folgerichtig, Transferleistungen – soweit sie gegenwärtig 

in Nebentätigkeit erfolgen – in der Zukunft vermehrt zu einem Gegenstand der haupt-

amtlichen Tätigkeit von Professoren machen zu wollen. Wird der Wissens- und Techno-

logietransfer als eine wichtige Aufgabe der Hochschulen und Forschungseinrichtungen 

definiert, muss sich dies konsequenterweise in den Dienstaufgaben der Hochschulleh-

rer niederschlagen und kann nicht systematisch den Nebentätigkeitsaktivitäten überlas-

sen werden. 
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Eine verstärkte Verlagerung von Transferaktivitäten ins Hauptamt hat indes Auswirkun-

gen auf die anderen Dienstaufgaben insbesondere des Hochschullehrers. Da die ver-

fügbare Zeit begrenzt ist, hat eine stärkere Transferaktivität zwangsläufig eine Redukti-

on der Intensität zur Folge, mit der dieser Hochschullehrer seine weiteren Aufgaben 

durchführt. Insbesondere die Lehre ist in der gängigen Praxis diejenige Funktion, die 

unter einem stärkeren Transferengagement von Professoren leidet. Eine Kompensation 

des auf diese Weise entstehenden Ausgleichsbedarfs in der Lehre wird verbreitet durch 

die Einstellung von Lehrbeauftragten zu erreichen versucht. Dies wird vom Wissen-

schaftsrat kritisch gesehen.228 Eher sollte das zu leistende Lehrdeputat als eine von der 

Fakultät als Gesamtheit zu leistende Aufgabe aufgefasst und in unterschiedlichem Um-

fang auf die Hochschullehrer aufgeteilt werden können. 229  

Von einer Verlagerung von Transferaktivitäten ins Hauptamt können sowohl positive als 

auch negative Anreizwirkungen für die Durchführenden ausgehen. 

Negative Anreizwirkungen betreffen insbesondere das persönliche Einkommen der Wis-

senschaftler. Grundsätzlich ist davon auszugehen, dass für die Wissenschaftler die Ne-

bentätigkeit die finanziell attraktivere Alternative zur Durchführung von Transferleistun-

gen darstellt. Allerdings gelten in vielen Bundesländern Höchstgrenzen für die Einkünfte 

aus Nebentätigkeiten. Einkünfte, die über bestimmte Grenzwerte hinausgehen, müssen 

an das Land abgeführt werden. Es besteht zwar im Rahmen der W-Besoldung die Mög-

lichkeit, Wissenschaftlern eine gesonderte Zulage (Forschungs- und Lehrzulage) für im 

Hauptamt durchgeführte Drittmittelprojekte zu gewähren. Zum einen berührt diese Zu-

lage in vielen Bundesländern aber den Vergaberahmen, so dass ihr relativ enge Gren-

zen gesetzt sind. Zum anderen ist nicht zu erwarten, dass eine vollständige Verlage-

rung von Transferaktivitäten aus der Nebentätigkeit ins Hauptamt in allen Fällen in der 

W-Besoldung abzubilden ist. 

Positive Anreizwirkungen können entstehen, wenn die im Hauptamt erbrachten Leis-

tungen im Wissens- und Technologietransfer als Kriterium bei der leistungsorientierten  

Mittelvergabe und der Leistungszulage berücksichtigt werden. Dies ist gegenwärtig in 

vielen Ländern und wissenschaftlichen Institutionen nicht der Fall. 

Von einer Durchführung von Transferleistungen im Rahmen einer Nebentätigkeit profi-

tieren zwar die Wissenschaftler finanziell, die Hochschulen und Forschungseinrichtun-
                                            
228 Zu Anforderungen an Lehrveranstaltungen durch Lehrbeauftragte vgl. Wissenschaftsrat (2007b) S. 46. 
229 Wissenschaftsrat (2000) S. 64 ff.; Wissenschaftsrat (2003a) S. 47; Wissenschaftsrat (2006d) S. 81 ff.; Wissenschaftsrat  
       (2007b). 
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gen, deren Ressourcen für einige dieser Tätigkeiten in Anspruch genommen werden, in 

der Regel aber nicht in ausreichendem Maße. Ein Organisationsmodell, das dieses 

Problem potentiell beheben kann, liegt in den an einer Reihe von Hochschulen etablier-

ten Transferzentren230, an denen Forschungs- und Entwicklungsdienstleistungen er-

bracht bzw. Kooperationen mit Unternehmen durchgeführt werden. Diese Zentren wer-

den von Hochschullehrern im Rahmen einer Nebentätigkeit geleitet. Durch Verträge 

zwischen der Hochschule, dem Zentrumsleiter und einem externen Dienstleister werden 

u.a. der Zugang der Zentrumsmitarbeiter zur Hochschulinfrastruktur und die Abgeltung 

der Nutzung von Hochschulressourcen durch das Transferzentrum geregelt. Der Wis-

senschaftsrat bewertet solche Beispiele von Transferzentren positiv, bei denen ein gro-

ßer Teil der an einem Zentrum erwirtschafteten Erträge in die Zentrums- und damit die 

Hochschulinfrastruktur und -ressourcen reinvestiert wird und hierdurch auch der Hoch-

schule ein maßgeblicher Nutzen aus der in Nebentätigkeit erbrachten Transferleistung 

der Wissenschaftler entsteht. 

Empfehlungen 

• Zur Unterstützung institutioneller Strategien, die den Wissens- und Technologietrans-

fer als operatives Ziel enthalten, sollten Transferaktivitäten, für die Ressourcen der 

Hochschulen/Forschungseinrichtungen genutzt werden, zukünftig schrittweise als 

Teil der Dienstaufgaben von Hochschullehrern in die hauptamtliche Tätigkeit verla-

gert werden. Eine solche Verlagerung würde zu einer institutionellen und personellen 

Neu- bzw. Umverteilung von Aufgaben führen, die dort auch eine Anpassung der 

Rahmenbedingungen notwendig macht, wo Transferaktivitäten einen profilgebenden 

Schwerpunkt bilden. Dies bedeutet beispielsweise, dass in den Lehrverpflichtungs-

verordnungen der Länder gezielt Möglichkeiten geschaffen werden sollten, die 

Wahrnehmung zusätzlicher Aufgaben im Wissens- und Technologietransfer bei der 

Festsetzung des Lehrdeputats zu berücksichtigen. 

• Solange Transferleistungen, die die Ressourcen der wissenschaftlichen Institutionen 

in Anspruch nehmen, von Wissenschaftlern noch im Rahmen einer Nebentätigkeit 

durchgeführt werden, sollten hierfür flexible Regelungen gefunden werden, die so-

wohl für die Wissenschaftler als auch für die Institution einen Anreiz darstellen. So-

weit in den landesrechtlichen Nebentätigkeitsvorschriften eine Begrenzung der Höhe 

                                            
230 Hierbei handelt es sich nicht um die in den vorliegenden Empfehlungen als „Transferstellen“ oder „Transfereinheiten“ bezeich- 
       neten Vermittlungseinrichtungen an Hochschulen und Forschungseinrichtungen, sondern um Zentren, an denen Forschung und  
       Entwicklung betrieben werden. 
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von Einnahmen aus fachspezifischen Nebentätigkeiten von Hochschullehrern im Be-

reich des Wissens- und Technologietransfers vorgesehen ist, sollte diese im Hinblick 

auf die notwendige Verbesserung von Anreizstrukturen geöffnet werden. Der Wis-

senschaftsrat regt hier eine Neuregelung an, von der auch die jeweilige wissen-

schaftliche Institution profitiert. Hierzu könnte ein angemessener Anteil der Einnah-

men ab einer zu definierenden Bagatellgrenze zweckgebunden an die Hochschu-

le/Forschungseinrichtung abgeführt werden. Dabei ist gegebenenfalls auch das Ent-

gelt für die Inanspruchnahme von Ressourcen der wissenschaftlichen Institution zu 

berücksichtigen. Die Bagatellgrenze ist dabei so zu wählen, dass von einer Transfer-

aktivität weiterhin ein positiver Leistungsanreiz für die Wissenschaftler ausgeht.  

• Um den Anreiz für Wissenschaftler zu einer Durchführung von Transferleistungen im 

Rahmen ihrer Dienstaufgaben zu erhöhen, sollten zum einen die Länder mit der W-

Besoldung einhergehende Honorierungsmöglichkeiten über den Vergaberahmen 

großzügig zulassen und zum anderen die Hochschulen Einwerbungen von persönli-

chen Zulagen über Drittmittel entsprechend unterstützen.  

• Der Wissenschaftsrat empfiehlt, Transferleistungen von Hochschullehrern, die sie im 

Rahmen ihrer hauptamtlichen Tätigkeit erbringen, als Bewertungskriterium sowohl in 

die leistungsorientierte Mittelzuweisung der Länder an die Hochschulen als auch bei 

der Leistungszulage innerhalb der Hochschulen einzuführen. Gleiches sollte für die 

außeruniversitären Forschungseinrichtungen und deren Zuwendungsgeber gelten. 

Hierbei ist nicht nur der Transfer in die Wirtschaft, sondern auch in alle anderen ge-

sellschaftlichen Bereiche zu berücksichtigen. Die Indikatoren hierfür sind jeweils dis-

ziplinenspezifisch zu erarbeiten.231 Der Wissenschaftsrat hält dies für ein wirksames 

Anreizinstrument zur Intensivierung des Wissens- und Technologietransfers, durch 

das es gelingen kann, diesen zu einer Aufgabe zu entwickeln, mit der sich hierfür 

geeignete Wissenschaftler profilieren können.  

I.5. Vollkosten 

Auftragsforschung und kooperative Forschung einzelner Wissenschaftler verursachen 

immer auch Gemeinkosten an den Hochschulen und Forschungseinrichtungen. For-

schungs- und Entwicklungsaufträge an Hochschulen werden aber gegenwärtig in der 

Regel nicht auf der Basis einer Vollkostenfinanzierung durch die Unternehmen verge-
                                            
231 In der Pilotstudie Forschungsrating wurden qualitative und quantitative Kriterien für die Chemie und die Soziologie entwickelt,  
       vgl. Wissenschaftsrat (2004b). 
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ben, so dass die mit dem Auftrag verbundenen indirekten Kosten weitgehend unbe-

rücksichtigt bleiben. Hochschulen sind mitunter auch noch nicht in der Lage, diese indi-

rekten Kosten für individuelle Projekte zu berechnen. 

Empfehlung 

• Der Wissenschaftsrat hält die Implementierung einer Kosten- und Leistungsrechung 

an allen Hochschulen für angezeigt. Forschungs- und Entwicklungsaufträgen sollten 

grundsätzlich Vollkosten zugrunde liegen. Dies ist die Grundvoraussetzung für Ver-

handlungen über den Wert erbrachter Leistungen. Kostentransparenz ist auch für 

den Auftraggeber bzw. Kooperationspartner von großer Bedeutung, da dieser in die 

Lage versetzt wird, die Effizienz des Auftragnehmers beurteilen zu können.  

B.II. Forschungs- und Innovationsförderung  

II.1. Ausrichtung der Forschungsförderung 

Die Feststellung, dass die Umsetzung wissenschaftlicher Erkenntnisse in Produkte ins-

gesamt unzureichend funktioniert, darf in der Konsequenz nicht dazu führen, Förder-

maßnahmen der öffentlichen Hand vorwiegend auf den Aspekt der Umsetzung zu fo-

kussieren. Bei allen – im Grundsatz richtigen – Anstrengungen, die ökonomische Rele-

vanz von Teilen der wissenschaftlichen Forschung zu steigern, darf nicht außer Acht 

gelassen werden, dass die Generierung radikaler Innovationen in einem engen Zu-

sammenhang mit den Ideen und Ergebnissen der grundlagenorientierten Forschung 

steht. Darüber hinaus gilt es zu bedenken, dass sich Innovationsprozesse nicht beliebig 

beschleunigen lassen. Das Anwendungspotential wissenschaftlicher Entwicklungen und 

Theorien offenbart sich nicht selten erst mit großer Zeitverzögerung. Häufig können die 

Wissenschaftler selbst dieses Potential nicht frühzeitig abschätzen.232

Dies unterstreicht die Notwendigkeit der langfristigen Sicherung und Steigerung der  

Leistungsfähigkeit der grundlagenorientierten Forschung an Hochschulen und For-

schungseinrichtungen als Basis einer innovativen Volkswirtschaft. Hierfür muss die Poli-

tik weiterhin die Rahmenbedingungen bereitstellen. 

Der Wissenschaftsrat begrüßt in diesem Zusammenhang den Pakt für Forschung und 

Innovation zur mittelfristigen Sicherung der Haushaltsentwicklung bei den Trägern von 
                                            
232 An dieser Stelle sei an die beiden sehr prominenten Beispiele der Entwicklung des Lasers und die Rolle von Einsteins Theorien  
       zur allgemeinen und speziellen Relativität für die Satellitennavigation erinnert. 
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Wissenschaft, Forschung und Forschungsförderung sowie die im Dezember 2006 ver-

abschiedeten Eckpunkte des Hochschulpakts als wichtige Elemente der aktuellen Be-

mühungen von Bund und Ländern zur Stärkung des Wissenschafts- und Innovations-

standorts Deutschland nachdrücklich.  

Wie in der Bestandsaufnahme dargelegt, ist eine klare Grenzziehung zwischen reiner 

Grundlagenforschung und angewandter Forschung durch die komplexen Strukturen der 

Wissensgenerierung schwierig, wenn nicht unmöglich. Neue Formen der partnerschaft-

lichen Zusammenarbeit von Hochschulen/Forschungseinrichtungen und Unternehmen 

(vgl. Kapitel B.III.), die in der jüngeren Vergangenheit an Zahl und Bedeutung gewon-

nen haben, verstärken den Trend eines fließenden Übergangs zwischen diesen „For-

schungsarten“. Dies tangiert auch die Förderverfahren der DFG, insofern sie sich auf 

die zunehmenden Kooperationen zwischen wissenschaftlichen Institutionen und Unter-

nehmen einstellen müssen.  

Empfehlungen 

• Selbstbestimmte grundlagenorientierte Forschung ist eine konstitutive Aufgabe ins-

besondere der Universitäten und Forschungseinrichtungen und eine ihrer bedeuten-

den gesellschaftlichen Funktionen. Um diese aufrechterhalten zu können, bedarf es 

auch zukünftig einer Unabhängigkeit von extern eingeworbenen Mitteln, die durch ein 

angemessenes Maß an Grundmitteln sicherzustellen ist. Die institutionelle und die 

Projektförderung sind komplementäre, nicht alternative Instrumente.233 Die institutio-

nelle Förderung von Hochschulen und Forschungseinrichtungen darf auch nicht auf-

grund von Erwartungen hoher Rückflüsse für wissenschaftliche Institutionen aus ih-

ren Transferaktivitäten reduziert werden. 

• Der Wissenschaftsrat begrüßt die Programme und Programmmodifikationen der 

DFG (vgl. Kapitel A.V.4.), durch die der Erkenntnisaustausch zwischen Wissenschaft 

und Wirtschaft verstärkt gefördert wird. Er begrüßt in diesem Zusammenhang aus-

drücklich auch Überlegungen von DFG und AiF, bei der Förderung von Kooperatio-

nen zwischen Hochschulen/Forschungseinrichtungen und KMU zusammenzuarbei-

ten. Der Wissenschaftsrat ermutigt die DFG, den eingeschlagenen Weg systema-

tisch weiterzuverfolgen. Die Forschungsförderung der DFG muss sich aber auch zu-

künftig hinsichtlich der Produkt-/Anwendungsnähe der geförderten Projekte deutlich 

von der Förderung durch die Bundes- und Landesministerien unterscheiden.  
                                            
233 Zur Bedeutung von Grundmitteln vgl. Wissenschaftsrat (2003b) S. 3 ff.; Wissenschaftsrat (2006d) S. 53 ff. 
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II.2. Förderung von Funktions- und Machbarkeitsnachweisen 

Wissenschaftliche Forschungsergebnisse mit Anwendungspotential müssen in der Re-

gel in weiteren Entwicklungsschritten näher an ein vermarktbares Stadium (Prototyp) 

herangebracht werden. Diese Entwicklungsphase, in der die technische Machbarkeit 

und die Wirtschaftlichkeit einer akademischen Erfindung zu demonstrieren sind (proof-

of-concept oder Validierungsphase) variiert für unterschiedliche Forschungsergebnisse 

hinsichtlich ihrer Dauer und ihrer Kostenintensität. Beispielsweise kann diese Phase im 

Bereich rote Biotechnologie/Pharma viele Jahre in Anspruch nehmen und sehr kost-

spielig sein. Dies liegt in nicht unerheblichem Maße auch an den regulativen Auflagen in 

diesem Bereich, die in langwierigen vorklinischen und klinischen Tests erfüllt werden 

müssen. Unternehmen scheuen sich, in akademische Ergebnisse in Phasen vor der 

Demonstration ihres grundsätzlichen wirtschaftlichen Potentials zu investieren, da aus 

ihrer Sicht das betriebswirtschaftliche Risiko zu hoch ist. Mit diesem „Marktversagen“ 

wird die öffentliche Förderung dieser wichtigen Phase auf dem Weg der Kommerziali-

sierung wissenschaftlicher Erfindungen begründet. Ein erfolgreicher Funktions- und 

Machbarkeitsnachweis ist Vorbedingung für zwei Formen der Verwertung akademischer 

Erfindungen: Sowohl die Lizenzierung von Patenten auf wissenschaftliche Erfindungen 

an bereits bestehende Unternehmen als auch die Gründung eines Spin-off-

Unternehmens zur Weiterentwicklung und Verwertung einer Erfindung können nicht 

ohne diesen Nachweis stattfinden. 

In Deutschland existieren insgesamt zu wenig Mittel zur Förderung der Validie-

rungsphase. Die vorhandenen Instrumente bestehen insbesondere im Rahmen der Pro-

grammförderung des BMBF. Beispielhaft sei hier auf die Aktivitäten des BMBF in der 

Förderung der Medizintechnik oder auf den GO-Bio-Wettbewerb hingewiesen. Die Bun-

desregierung hat im Rahmen der „Hightech-Strategie Deutschland“ ein neues Pro-

gramm zur Validierungsförderung angekündigt.234 Die Weiterentwicklung wissenschaft-

licher Erfindungen bis zu einem Prototypen in Zusammenarbeit zwischen einer wissen-

schaftlichen Institution und einem KMU kann durch Programme des BMWi – wie bei-

spielsweise PRO INNO – gefördert werden, wenn hierdurch die Innovationskompetenz 

des kooperierenden Unternehmens gestärkt wird. 

Auch in anderen Nationen wurde die Validierungsphase als Ziel einer verstärkten För-

derung identifiziert. So wurden beispielsweise in Schottland und in Österreich proof-of-

                                            
234 BMBF (2006b) S. 13. 
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concept Programme aufgelegt, die vollständig von der öffentlichen Hand finanziert wer-

den.235 Im Rahmen des österreichischen Programms können für maximal drei Jahre bis 

zu € 76.000 pro Jahr und Projekt bewilligt werden.236 In Großbritannien wurde der 

durchschnittliche Finanzbedarf pro Erfindung für den Funktions- und Machbarkeits-

nachweis mit ₤ 50.000 beziffert.237  

In engem Zusammenhang mit dieser kritischen Phase auf dem Weg zum einem wis-

senschaftsbasierten Produkt stehen Aspekte der Normierung und Standardisierung so-

wie der Organisation von Zulassungsverfahren. Normen und Standards sind strategi-

sche Instrumente für die Etablierung von Innovationen am Markt. Eine frühzeitige Stan-

dardisierung neuer Technologien/Verfahren kann dabei eine notwendige Bedingung für 

deren Wettbewerbsfähigkeit sein. Gleiches gilt für die Organisation von Zulassungsver-

fahren. Beispielsweise könnte die oben angesprochene langwierige Validierungsphase 

im Arzneimittelbereich durch eine planvolle Zusammenarbeit mit Zulassungsbehörden – 

etwa bei der Planung eines klinischen Studienprogramms für ein spezifisches Arznei-

mittel – die hohen Kosten in der Medikamentenentwicklung sowie die Zeitspanne bis 

zur Zulassung reduzieren.  

Empfehlungen 

• Der Wissenschaftsrat sieht einen grundsätzlichen Bedarf für eine verstärkte Förde-

rung von Projekten in der Validierungsphase. Er begrüßt die einschlägigen beste-

henden und geplanten Maßnahmen auf Seiten der öffentlichen Hand. Die Förderung 

des Funktions- und Machbarkeitsnachweises sollte aber keine exklusive Aufgabe der 

öffentlichen Hand sein, da diese Phase letztlich auch der Risikominimierung für die 

gewerbliche Wirtschaft dient. Daher sollte verstärkt versucht werden, private Investi-

tionen für diese Phase zu mobilisieren. Hier ist insbesondere an die Schaffung von 

Anreizen für Risikokapitalgeber und die Einrichtung eines Gemeinschaftsfonds (s.u.) 

zu denken. Eine moderate Steigerung des Interesses an der Investition in wissen-

schaftliche Ergebnisse zeichnet sich z.B. im Pharmabereich ab. Der Wissenschafts-

rat begrüßt diese Entwicklung nachdrücklich und ermutigt die Unternehmen, den ein-

geschlagenen Weg konsequent weiter zu verfolgen. 

                                            
235 In Schottland ist dies das proof-of-concept programme von Scottish Enterprise, einer Wirtschaftsförderungsagentur der schotti- 
       schen Regierung. In Österreich wird die Förderung von der zentralen Einrichtung für Forschungsförderung, dem Fonds zur  
       Förderung der öffentlichen Forschung, angeboten. 
236 http://www.fwf.ac.at/de/projects/translational_research.html (Stand 02/07). 
237 Lambert (2003). 

http://www.fwf.ac.at/de/projects/translational_research.html
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• Neben den bestehenden Förderinstrumenten für die proof-of-concept Phase in 

Fachprogrammen sollte die öffentliche Hand im Rahmen der verfügbaren Mittel und 

unter Beteiligung privater Investoren ein themenoffenes Förderinstrument – z.B. in 

Form eines Gemeinschaftsfonds – schaffen. Die beantragten Projekte müssen so-

wohl nach wissenschaftlichen Kriterien als auch nach ihrem potentiellen wirtschaftli-

chen Nutzen begutachtet und die Fördermittel in einem wettbewerblichen Verfahren 

vergeben werden. Mit diesen Mitteln sollten Brückenprojekte, die eine hohe Signal-

wirkung versprechen und somit das Potential besitzen, eine verstärkte Motivation der 

Wirtschaft für Investitionen in die Weiterentwicklung wissenschaftlicher Forschungs-

ergebnisse zu erzeugen, mit Priorität gefördert werden. Auch solche Projekte, für die 

eine Absichtserklärung eines Unternehmens zur Lizenznahme oder anderweitigen 

Verwertung der Erfindung nach erfolgreichem Durchlaufen der Validierungsphase 

vorliegt, sollten besondere Berücksichtigung erhalten. Die Effektivität des Förderin-

struments sollte durch eine Evaluation überprüft werden, die insbesondere auch eine 

Nachverfolgung der Projekte nach dem Auslaufen ihrer Förderung einschließt, um 

festzustellen zu können, ob durch das Förderinstrument die Wahrscheinlichkeit der 

Verwertung von Erfindungen aus der Wissenschaft erhöht werden kann. 

• Standardisierungs- und Normierungsinstanzen sollten frühzeitig in Innovationspro-

zesse eingebunden werden. Dies eröffnet die Möglichkeit, Unsicherheiten, die mit 

der Entwicklung und Einführung von Innovationen verbunden sind, zu reduzieren und 

den Innovationsprozess deutlich zu beschleunigen. Daher sollten Bemühungen in-

tensiviert werden, eine intensive Kommunikation zwischen Normierungs-, Standardi-

sierungs- und Zulassungsinstanzen und den forschungs-, entwicklungs- und innova-

tionsaktiven Akteuren aufzubauen. Die Politik sollte hierbei als Initiator und Modera-

tor für neue Formen der Zusammenarbeit eine wichtige Funktion übernehmen. Ein 

internationales Beispiel für die Effektivität solcher Kooperationen besteht in der Zu-

sammenarbeit der Food and Drug Administration (FDA) und dem National Cancer 

Institute (NCI) bei der Medikamentenzulassung in den USA.238 In diesem Zusam-

menhang regt der Wissenschaftsrat eine engere Vernetzung zwischen Hochschu-

len/Forschungseinrichtungen und standardisierungs- und normierungsaktiven Res-

sortforschungseinrichtungen an. Die Etablierung formaler Treffen oder Informations-

veranstaltungen kann dabei ein wichtiges Instrument zur Sensibilisierung der Wis-

                                            
238 http://www.fda.gov/ola/2003/nih0710.html (Stand 02/07). 

http://www.fda.gov/ola/2003/nih0710.html
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senschaftler für diesen Themenkomplex und die frühzeitige Weichenstellung zur ef-

fektiven Verwertung einer wissenschaftlichen Erfindung sein. 

B.III. Formen nachhaltiger Kooperationsbeziehungen zwischen Wissenschaft 
und Wirtschaft 

III.1. Strategische Partnerschaften 

Interaktionen zwischen wissenschaftlichen Institutionen und Unternehmen finden nicht 

mehr nur punktuell und kurzfristig im Rahmen einzelner Projekte, sondern in zuneh-

mendem Maße auch auf der Basis langfristig angelegter Partnerschaften statt.239 Der 

Wissenschaftsrat begrüßt diese Entwicklung ausdrücklich und hält eine weitere Ausbrei-

tung und Intensivierung solcher Kooperationsformen für wünschenswert.  

Solche Partnerschaften leisten einen wichtigen Beitrag zum langfristigen Kompetenz-

aufbau auf beiden Seiten und tragen zur Beschleunigung von Innovationsprozessen 

bei. Sie sind geeignete Strukturen zur Validierung der Marktfähigkeit wissenschaftlicher 

Ergebnisse (vgl. Kapitel B.II.2.) und bieten beste Voraussetzungen für einen personel-

len Austausch (vgl. Kapitel A.III.9. und B.III.5.). Für die wissenschaftlichen Institutionen 

bestehen die Anreize insbesondere in Impulsen für die eigenen Forschungsagenden 

durch praxisrelevante Forschungsthemen, dem Zugang zu Daten und Forschungsinfra-

strukturen der Unternehmen, welcher neue Möglichkeiten für die wissenschaftliche For-

schung eröffnen kann, und einer erhöhten Wahrscheinlichkeit der Umsetzung von For-

schungsergebnissen in die Anwendung. Auch von Seiten der Wirtschaft besteht ein zu-

nehmendes Interesse – mitunter gar eine erwachsende Notwendigkeit – an solchen 

Kooperationsformen. Dies liegt zum einen am steigenden Druck auf die Innovationsfä-

higkeit der Unternehmen zur Aufrechterhaltung und Steigerung ihrer Wettbewerbsfähig-

keit. Zum anderen ist zu beobachten, dass sich die Forschung in der Wirtschaft immer 

mehr als „Vorentwicklung“ darstellt, da die Kapazitäten für grundlagenorientierte For-

schung – insbesondere wegen der hohen Kosten und des hohen betriebswirtschaftli-

chen Risikos – insgesamt abgebaut werden. Expertise in der grundlagenorientierten 

Forschung – die von essentieller Bedeutung für die Generierung radikaler Innovationen 

ist – muss somit zunehmend durch Kooperationen mit wissenschaftlichen Institutionen 

gewonnen werden. Eines der Hauptmotive für strategische Partnerschaften liegt somit 

                                            
239 Eine Reihe aktueller Beispiele für strategische Allianzen zwischen wissenschaftlichen Institutionen und Unternehmen sind im  
       Bericht „Innovationsfaktor Kooperation“ des Stifterverbandes für die deutsche Wissenschaft zusammengestellt. Vgl. Stifterver- 
       band (2007) S. 36 ff. 



 - 93 - 

in der Komplementarität der Forschungsansätze in den Hochschulen/Forschungs-

einrichtungen und Unternehmen. 

Eine Ausprägungsform strategischer Allianzen, die deren Relevanz für beide Seiten 

besonders deutlich markiert, sind in gemeinsamer Trägerschaft errichtete Forschungs-

zentren.240

Die bestehenden Beispiele strategischer Allianzen zeigen, dass diese Kooperationsform 

hauptsächlich für Großunternehmen geeignet ist, da es sich hierbei – sowohl hinsicht-

lich der finanziellen Mittel als auch des personellen und andere Ressourcen betreffen-

den Engagements – um eine sehr umfangreiche und aufwändige Aktivität handelt.  

Empfehlungen 

• Folgende Voraussetzungen sollten als Grundlage für erfolgreiche strategische Part-

nerschaften erfüllt sein: 

o Die komplexen Forschungsthemen müssen von wechselseitigem Respekt für 

die jeweiligen Grundaufträge geprägt, für beide Seiten von genuinem Interesse 

und von hoher Bedeutung sein.  

o Die jeweiligen Leitungen müssen die Partnerschaft unterstützen. 

o Auf beiden Seiten sollten verantwortliche Personen mit klar definierten Zustän-

digkeiten hinsichtlich der Zusammenarbeit vorhanden sein, die jeweils ein brei-

tes Kompetenzfeld überblicken.  

o Eine kontinuierliche Finanzierung muss gewährleistet sein. 

o Es sollte größtmögliche Kontinuität der Mitarbeiter gewährleistet sein. 

o Vorab müssen klare vertragliche Regelungen insbesondere auch hinsichtlich 

der Schutz- und Verwertungsrechte bestehen. 

o Für gemeinsame Forschungseinrichtungen sollte eine partnerschaftliche Lei-

tungsstruktur implementiert werden, die strategische Entscheidungen gemein-

sam trifft. 

• Die Unternehmen sollten sich im Rahmen einer strategischen Partnerschaft auch 

verstärkt in der Lehre und in der Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses 

engagieren. Hierzu stehen verschiedene geeignete Instrumente zur Verfügung, wie 

z.B. Stiftungsprofessuren (vgl. Kapitel B.III.4.), Vorlesungen oder Seminare von Un-

ternehmensmitarbeiten oder die Mitwirkung bei der Entwicklung von Aus- und Wei-

                                            
240 Vgl. Kapitel A.III.4. und vorige Fußnote. 
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terbildungsmaßnahmen. Die Unternehmen sollten diese Instrumente systematisch 

und nicht ausschließlich vor dem Hintergrund ihres Rekrutierungsbedarfs unterstüt-

zen, um die Qualität der Ausbildung nachhaltig zu erhöhen. Ein solches Engagement 

ist mit verschiedenen Anforderungen im Hinblick auf Studienplanung und Qualitätssi-

cherung verbunden.241  

• Hochschulen und Forschungseinrichtungen sollten im Rahmen ihrer institutionellen 

Strategien vermehrt Maßnahmen zur Initiierung langfristiger Partnerschaften mit Un-

ternehmen ergreifen. Ein Instrument hierzu ist beispielsweise die gezielte Ansiedlung 

von Forschungslabors der Unternehmen in Gebäuden der wissenschaftlichen Institu-

tionen. Vertragliche Vereinbarungen sollten die Beachtung wissenschaftlicher Stan-

dards beinhalten und in solchen Fällen außerdem die Zugänglichkeit der jeweils an-

deren Labors für Hochschul- und Industrieforscher regeln. Zudem sollten Kommuni-

kationsflächen etabliert werden, um informelle Kontaktmöglichkeiten zu schaffen und 

den Informationsaustausch zu erleichtern.  

• Der Bund und die Länder sollten sich gemeinsam verstärkt darum bemühen, auch 

KMU für strategische Allianzen mit wissenschaftlichen Institutionen zu gewinnen. 

Bund und Länder sollten daher die Einrichtung eines Förderinstruments zum Aufbau 

solcher Partnerschaften prüfen. Ein solches Förderinstrument könnte die Etablierung 

von Forschungszentren an Hochschulen und Forschungseinrichtungen unterstützen, 

in denen in Kooperation zwischen Forschungseinheiten der wissenschaftlichen Insti-

tutionen und mehreren KMU langfristige, international konkurrenzfähige vorwettbe-

werbliche Forschung und Entwicklung durchgeführt werden, die sowohl akademisch 

als auch ökonomisch von hoher Relevanz sind. Dies verlangt auch ein hohes Enga-

gement der beteiligten Unternehmen. Diese müssen für ihre Mitgliedschaft in solchen 

Forschungszentren finanzielle Beiträge leisten. Die direkte finanzielle Unterstützung 

solcher Strukturen durch Bund und Länder sollte den Charakter einer Anschubfinan-

zierung haben. In die Prüfung der Machbarkeit eines solchen Förderinstruments soll-

ten die Erfahrungen ähnlich gelagerter internationaler Maßnahmen wie die von der 

National Science Foundation in den USA geförderten university-industry research 

centers oder die in Österreich etablierten Kompetenzzentren einbezogen werden.  

                                            
241 Vgl. Wissenschaftsrat (2007b). 
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III.2. Cluster  

Der Wissenschaftsrat begrüßt Kooperationen zwischen wissenschaftlichen Institutionen 

und Wirtschaftsunternehmen in Clustern, da es sich hierbei um eine langfristig angeleg-

te nachhaltige Form der Interaktion zum gegenseitigen Vorteil handelt. Cluster bieten 

dabei nicht nur Möglichkeiten zur verstärkten Zusammenarbeit zwischen Wissenschaft 

und Wirtschaft, sondern sind auch Strukturen, die sich häufig durch eine starke Vernet-

zung zwischen Hochschulen und außeruniversitären Forschungseinrichtungen aus-

zeichnen. 

Der Wissenschaftsrat begrüßt, dass die Förderung von Clustern integraler Bestandteil 

der Innovationsstrategien aller Bundesländer und auch des Bundes ist. Anstöße zur 

Aktivierung von Cluster-Initiativen aus der Politik – etwa durch wettbewerbliche Verfah-

ren wie im Falle des BioRegio-Wettbewerbs – sind von großer Bedeutung.242 Neben der 

Initiierung kommt der Politik eine wichtige Rolle bei der Moderation von Cluster-

Initiativen und der Schaffung geeigneter Rahmenbedingungen zu. 

a) Auswahl zu fördernder Cluster 

Die planvolle Unterstützung von Clustern bedeutet für den Anbieter von Fördermaß-

nahmen stets, eine Auswahl aus verschiedenen erfolgversprechenden Initiativen zu 

treffen. Hierfür müssen verschiedene Kriterien herangezogen werden, zu denen die 

Wettbewerbsfähigkeit des Clusters sowie der Abgleich der Interessen und Kompeten-

zen von Wissenschaft und Wirtschaft gehören. Die Entwicklung tragfähiger Cluster 

zeigt, dass sich deren Kristallisationspunkte nicht einseitig aus der Wirtschaftsstruktur 

einer Region ergeben, sondern die vorhandene spezifische Kompetenz der Wissen-

schaftslandschaft ein ebensolcher Impuls zur Clusterbildung sein kann. 

Empfehlungen 

• Bei der Einrichtung von Fördermaßnahmen für Cluster sollte geprüft werden, ob 

Zentren wissenschaftlicher Exzellenz durch gezielte wirtschaftspolitische Maßnah-

men – zu denen beispielsweise die Schaffung von Rahmenbedingungen zählt, wel-

che einen Anreiz zur Ansiedlung einer Vielfalt von Akteuren aus dem gewerblichen 

Bereich bieten – in ihrer Entwicklung zu Clustern unterstützt werden können. Dies 

bedeutet auch, dass die Wissenschaft sich ihrerseits dieser Herausforderung stellen 

                                            
242 Etwa die Hälfte der weltweit identifizierten Cluster-Initiativen geht auf Impulse aus der jeweiligen regionalen oder nationalen  
       Regierung zurück, vgl. Sölvell et al. (2003). 
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und – beispielsweise durch die Einrichtung spezifischer Institute oder Lehrstühle – 

entscheidende regionalökonomische Impulse zur Entstehung oder Verstetigung von 

Clustern setzen sollte. Solche Zentren entstehen seitens der Wissenschaft insbe-

sondere auch durch die in der jüngeren Vergangenheit vermehrt geförderte Konzent-

ration wissenschaftlicher Kompetenz an Standorten, an denen aufgrund neuer Ko-

operationsformen eine enge Vernetzung zwischen Hochschulen und außeruniversitä-

ren Forschungseinrichtungen gegeben ist.243 Der Wissenschaftsrat begrüßt diese 

Entwicklung nachdrücklich. 

• Die Zahl der von der öffentlichen Hand unterstützten Cluster sollte im Anschluss an 

ein strenges Auswahlverfahren gering gehalten werden. Cluster-Förderung ist am ef-

fektivsten, wenn sie im Rahmen einer koordinierten technologie- und innovationspoli-

tischen Schwerpunktsetzung erfolgt. Der Wissenschaftsrat empfiehlt den Mittelge-

bern der öffentlichen Hand, bei der Einschätzung der Leistungsfähigkeit potentiell un-

terstützenswerter Cluster auch deren Konkurrenzfähigkeit gegenüber vielfach in an-

deren Regionen bestehenden vergleichbaren Clustern in den Blick zu nehmen. 

b) Förderung des Clustermanagements 

Ein effektives Clustermanagement ist gerade für die frühe Phase einer Cluster-Initiative 

von essentieller Bedeutung, wenn es darum geht, einen gemeinsamen Aktionsplan für 

die Entwicklung des Clusters zu implementieren. In mangelnden Ressourcen einer sol-

chen Organisationseinheit liegt häufig ein Grund für das Scheitern einer Cluster-

Initiative. 

Empfehlungen 

• Cluster-Förderung ist nicht primär Wissenschafts- oder Forschungsförderung. Viel-

mehr erfolgt sie vornehmlich unter wirtschaftspolitischen Gesichtspunkten. Die För-

derung von Clustern wäre aber verfehlt, wenn sie nicht allen beteiligten Mitgliedern 

zugute käme. Daher sollte sich die direkte finanzielle Förderung von Clustern durch 

die öffentliche Hand auf die Schaffung eines organisatorischen Kerns, der die Aktivi-

täten der Mitglieder koordiniert und Kompetenzen bündelt, beschränken. Die direkte 

Förderung sollte grundsätzlich von einer Optimierung der lokalen Rahmenbedingun-

                                            
243 Beispiele für intensivere Kooperationen zwischen Hochschulen und außeruniversitären Forschungseinrichtungen sind die  
       Zusammenarbeit von TH Karlsruhe und Forschungszentrum Karlsruhe im KIT, das „Innovationscluster nano for production“ in  
       Dresden, das Aktivitäten der TU Dresden, der FhG und der WGL bündelt sowie die Rahmenvereinbarungen zwischen MPG  
       und der Universität Heidelberg (vgl. Pressemitteilung der Universität Heidelberg vom 12.02.2007: 
       http://www.uni-heidelberg.de/presse/news07/2702mpg.html, Stand 04/07).  

http://www.uni-heidelberg.de/presse/news07/2702mpg.html
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gen (z.B. Infrastruktur, Investitionsanreize) begleitet werden, so dass ein organisches 

Wachstum bzw. zunächst die Entstehung eines Clusters in einem sich selbst organi-

sierenden Prozess erleichtert wird. 

• Der Wissenschaftsrat empfiehlt, die direkte finanzielle Förderung auf die frühe 

Wachstumsphase des Clusters zu beschränken. Eine langfristige direkte Förderung 

kann zu Wettbewerbsverzerrungen führen und erscheint schon aus ordnungspoliti-

schen Gründen problematisch. Die Förderung sollte deshalb von vornherein degres-

siv angelegt sein. So wird von Beginn an ein Anreiz geschaffen, das Cluster in einer 

Weise zu entwickeln, die auf frühzeitige Unabhängigkeit von öffentlichen Geldern 

ausgerichtet ist. Einem Cluster muss allerdings ausreichend Zeit eingeräumt werden, 

sich zu einem erfolgreichen und selbst tragenden Verbund zu entwickeln. Dies be-

deutet nach aller Erfahrung, dass – abhängig vom Tätigkeitsfeld des Clusters – eine 

Zeitspanne von fünf bis zehn Jahren bis zur vollständigen Unabhängigkeit von direk-

ten öffentlichen Fördermitteln zu veranschlagen ist.  

• Für die Entwicklung eines Clusters sollten Meilensteine definiert und externe Evalua-

tionen durchgeführt werden, von deren Ergebnis die Höhe der Förderung und die 

konkret einzuleitenden Maßnahmen in der nächsten Förderphase abhängig gemacht 

werden sollten. Die unterschiedlichen Dimensionen eines Clusters wie Forschungs- 

und Entwicklungskapazität und Innovationsfähigkeit, die Verfügbarkeit und Qualifika-

tion der Arbeitnehmer, Beschäftigung und Wettbewerbsfähigkeit, Grad der Vernet-

zung etc. sollten ebenso wie die Effizienz der bisher ergriffenen Fördermaßnahmen 

in die Evaluation einbezogen werden. Aufgrund der Langfristigkeit des Entwicklungs-

prozesses eines Clusters gilt es, Indikatoren einzusetzen, die es erlauben, den Erfolg 

auf der Grundlage einer zum jeweiligen Entwicklungsstadium des Clusters informati-

ven Datenbasis einzuschätzen.  

III.3. Spin-offs  

a) Erfolgshemmnisse und Förderung 

Der Wissenschaftsrat hält die in Kapitel A.III.8. dargestellten möglichen unintendierten 

Effekte von Spin-offs zwar für grundsätzlich bedenkenswert, sieht aber in der gegen-

wärtigen Situation keine negativen Auswirkungen von Spin-offs auf die Hochschulen 

und Forschungseinrichtungen, die den potentiellen Nutzen der Ausgründungen relativie-

ren würden und bewertet daher Spin-offs insgesamt positiv. 
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Spin-offs (v.a. Forschung und Entwicklung betreibende Verwertungs-Spin-offs) stellen 

nach Auffassung des Wissenschaftsrates insbesondere durch die folgenden Merkmale 

einen Anreiz für die ausgründende Hochschule/Forschungseinrichtung dar: 

• Sie besetzen einen Bereich, in dem weder die akademischen Institutionen noch etab-

lierte Unternehmen in ausreichendem Maße tätig sind, da sie nicht selten Technolo-

gien eines jungen Entwicklungsstadiums zur Marktreife weiterentwickeln. Sie sind 

somit ein wertvolles Instrument, um akademische Forschungsergebnisse in Produk-

te/Verfahren zu übersetzen und am Markt zu platzieren. 

• Spin-offs können für Hochschulprofessoren bzw. Gruppenleiter eine Möglichkeit zur 

Weiterbeschäftigung hoch qualifizierter wissenschaftlicher Mitarbeiter darstellen, die 

anderweitig nur schwer oder gar nicht an der Hochschule bzw. Forschungseinrich-

tung zu halten sein würden. 

• Durch eine intensive Vernetzung mit der ausgründenden Hochschule/Forschungs-

einrichtung, die auch den Personalaustausch beinhalten kann, können die Ausgrün-

dungen zur Sicherung der Kontinuität eines Forschungsfeldes an der wissenschaftli-

chen Institution beitragen. 

Grundvoraussetzung für diese positiven Wirkungen ist der wirtschaftliche Erfolg des 

Spin-offs. Nur wenn sich die Ausgründungen am Markt behaupten können, können 

auch positive Rückwirkungen auf die ausgründende wissenschaftliche Institution ent-

stehen. Ein Hemmfaktor für den wirtschaftlichen Erfolg, der akademische Spin-offs (ins-

besondere Verwertungs-Spin-offs) stärker betrifft als andere Gründungen, ist deren 

schlechtere Bonitätseinschätzung. Diese begründet sich aus dem tendenziell stark risi-

kobehafteten Geschäftsmodell der Verwertungs-Spin-offs, dessen Basis die Nutzung 

von Forschungsergebnissen zur Erzeugung grundlegender Innovationen ist. Dieser ne-

gative Effekt ist so stark, dass er andere als positiv bewertete Eigenschaften von Ver-

wertungs-Spin-offs (wie den hohen Akademiker-Anteil bei den Beschäftigten und die 

kontinuierliche Forschungs- und Entwicklungstätigkeit) überkompensiert.244

Zusätzlich leiden viele Verwertungs-Spin-offs in den ersten Jahren unter einer niedrigen 

Umsatzproduktivität, was ihre Eigenfinanzierungskraft stark einschränkt. Dies – wie 

auch die schlechte Bonitätseinschätzung – hemmt die Teilnahme junger Spin-offs an 

der Projektförderung des Bundes erheblich, da sie nicht dazu in der Lage sind, die not-

wendige Gegenfinanzierung der öffentlichen Fördermittel zu erbringen. 

                                            
244 Vgl. hierzu auch Egeln et al. (2003a) S. 55 ff. 



 - 99 - 

Mit den gegenwärtig bestehenden Möglichkeiten ist die Förderung von Spin-offs, die 

sehr anspruchsvolle Technologien mit vergleichsweise langen Entwicklungszeiten be-

arbeiten (z.B. in der Medizintechnik oder den optischen Technologien) schwierig. Auf-

grund des hohen Finanzbedarfs über einen relativ langen Zeitraum, können solche 

Gründungen bisher nicht ausreichend unterstützt werden.  

Empfehlungen 

• Bund und Länder sollten ihre Unterstützung der Unternehmensfinanzierung von 

Spin-offs auf Maßnahmen zur Stärkung ihrer Eigenkapitalbasis – wie Eigenkapital 

ersetzende Darlehen in Form rückzahlbarer Zuschüsse und insbesondere stille Be-

teiligungen – fokussieren. Zur Bereitstellung eigenkapitalähnlicher Mittel durch eine 

stille Beteiligung sind nach Auffassung des Wissenschaftsrates Gemeinschaftsfonds 

der öffentlichen Hand und privater Mittelgeber besonders geeignet. Der Wissen-

schaftsrat begrüßt entsprechende jüngste Entwicklungen beim Bund und in manchen 

Ländern und empfiehlt die weitere finanzielle Aufstockung dieser Maßnahmen. Priva-

te Mittelgeber sollten sich stärker als bisher an solchen Fonds beteiligen. Bund und 

Länder sollten dies durch gezielte Anreize unterstützen. Die Bereitstellung von Betei-

ligungskapital verbessert die Bonitätseinschätzung der Spin-offs und deren Zu-

gangsmöglichkeiten zu Forschungsförderprogrammen der öffentlichen Hand und 

Krediten. Der Wissenschaftsrat sieht dies als einen entscheidenden Faktor zur Un-

terstützung des Wachstums von Spin-offs an. Bund und Länder sollten in diesem Zu-

sammenhang systematisch von den neuen Möglichkeiten im Rahmen der EU-

Beihilfe-Regelungen Gebrauch machen, welche ein umfangreicheres Finanzvolumen 

zur Unterstützung junger innovativer Unternehmen zulassen.245 

• Die finanzielle Unterstützung von Spin-offs durch die öffentliche Hand sollte auf die 

Seed- und Startup-Phase beschränkt sein. Die öffentliche Unterstützung darf nicht zu 

Wettbewerbsverzerrungen oder einer abnehmenden Bereitschaft zur Beteiligung sei-

tens privater Investoren führen. Der Wissenschaftsrat empfiehlt, bei der Dauer der 

Unterstützung nach service- und produktorientierten Spin-offs zu unterscheiden. Ser-

viceorientierte Spin-offs sollten nach Auffassung des Wissenschaftsrates deutlich 

schneller unabhängig von öffentlicher Unterstützung sein. 

                                            
245 Bis zu € 1 Mio. für Unternehmen, die weniger als sechs Jahre bestehen; vgl.   
       http://ec.europa.eu/comm/competition/state_aid/reform/rdi_de.pdf (Stand 02/07). 

http://ec.europa.eu/comm/competition/state_aid/reform/rdi_de.pdf
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b) Hochschulen und Forschungseinrichtungen als Anteilseigner von Spin-offs 

Die Handlungsfreiheit von Hochschulen hinsichtlich einer Beteiligung an Spin-offs ist in 

vielen Bundesländern durch gesetzliche Regelungen (Landeshochschulgesetze und 

Landeshaushaltsordnungen) eingeschränkt. Gleiches gilt für die meisten Forschungs-

einrichtungen. Der Großteil der Länder ermöglicht den Hochschulen zwar eine Beteili-

gung, allerdings liegt die Entscheidung darüber häufig beim Land. Mitunter ist ein an-

gemessener Einfluss des Landes, v.a. im Aufsichtsrat des Spin-offs, Voraussetzung für 

eine Beteiligung der Hochschule an einem Unternehmen. Forschungseinrichtungen be-

nötigen mitunter eine Sondergenehmigung, um sich an einem Spin-off beteiligen zu 

können. 

Empfehlung 

• In den Landesgesetzen und Verordnungen, die den Hochschulen und Forschungs-

einrichtungen bisher keine weitreichenden Freiheiten hinsichtlich der Beteiligung an 

Spin-offs ermöglichen, sollten kurz- bis mittelfristig flexiblere Regelungen eingeführt 

werden. Insbesondere sollte die Entscheidungsbefugnis zur Beteiligung an einem 

Spin-off bei den Hochschulleitungen bzw. Vorständen der Forschungseinrichtungen 

liegen. Eine Beteiligung durch die wissenschaftliche Institution erleichtert die Etablie-

rung eines Spin-offs und stellt auch einen Anreiz für die ausgründende Institution dar. 

Für die Hochschulen und Forschungseinrichtungen bedeutet dies gleichzeitig die 

Notwendigkeit einer Professionalisierung des Patent- und Beteiligungsmanagements 

(vgl. Kapitel B.I.2. und B.I.3.). 

III.4. Stiftungsprofessuren 

Der Wissenschaftsrat begrüßt das Engagement privater Mittelgeber für die Einrichtung 

von Stiftungsprofessuren. Stiftungsprofessuren ermöglichen es Hochschulen, ihre For-

schungs- und Lehrkapazitäten in ausgewählten Feldern vergleichsweise schnell auszu-

bauen, und unterstützen hierdurch Profilbildungsprozesse der Hochschulen. Stiftungs-

professuren spielen insbesondere auch in solchen Feldern eine große Rolle, in denen 

transferorientierte Forschung durchgeführt wird bzw. in denen Interaktionen zwischen 

Wissenschaft und Wirtschaft erforscht werden. Stiftungsprofessuren werden allerdings 

meistens nicht auf Dauer von den Stiftern finanziert, sondern nach mehreren – in der 

Regel fünf – Jahren von der Hochschule fortgeführt. Die langfristige Sicherung von Stif-
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tungsprofessuren durch Erträge aus einem ausreichenden Stiftungskapital ist im Ge-

gensatz zu den angelsächsischen Ländern in Deutschland wenig verbreitet. 

Empfehlung 

• Sofern sich mit der Annahme einer Stiftungsprofessur die Erwartung ihrer unbefriste-

ten Fortführung durch die Hochschule nach Ablauf der Anfinanzierung durch den Stif-

ter verbindet, sollte es intensive Beratungen zwischen der Hochschule und dem Stif-

ter hinsichtlich des konkreten Arbeitsgebietes geben, damit eine Integration dieser 

Professur in die strategische Strukturentwicklungsplanung der Hochschule gewähr-

leistet ist. Dies ist vor allem dann möglich, wenn eine Stiftungsprofessur als vorgezo-

gene Neubesetzung eines freiwerdenden Lehrstuhls eingesetzt wird. Dies erfordert, 

dass die Länder in den Staatshaushalten „Stellenhülsen“ für solche Professuren be-

reitstellen. Vom Stifter verlangt die Einrichtung einer solchen Stiftungsprofessur Re-

spekt vor den langfristigen Festlegungen, die eine Hochschule hiermit trifft. Der Wis-

senschaftsrat hält eine über die üblichen fünf Jahre hinausgehende Finanzierung von 

Stiftungsprofessuren durch den Stifter für sehr wünschenswert und fordert die Politik 

auf, geeignete Rahmenbedingungen zur Erhöhung der Attraktivität dieser Möglichkeit 

zu schaffen. Hierzu könnte eine Stiftungsprofessur als zusätzliche Stelle einer Hoch-

schule durch das Land fortgeführt werden, wenn sich der Stifter zu einer Finanzie-

rungsdauer, die deutlich über den üblichen fünf Jahren liegt, verpflichtet.246 Darüber 

hinaus sollten die Anreize im Spenden- und Gemeinnützigkeitsrecht für eine dauer-

hafte Finanzierung der Professur aus den Erträgen eines ausreichenden Stiftungs-

vermögens erhöht werden. Durch diese Maßnahmen würde das Instrument der Stif-

tungsprofessur noch weiter an Attraktivität gewinnen. Nimmt eine Hochschule eine 

Stiftungsprofessur an, muss sie die Personalentscheidung zu deren Besetzung un-

abhängig und nach den für andere Berufungen geltenden Prinzipien treffen.  

III.5. Gemeinsam betreute Abschlussarbeiten 

Bei gemeinsam von Hochschulen und Unternehmen organisierten Abschlussarbeiten 

bestehen mitunter Defizite in der wissenschaftlichen Betreuung von Studierenden und 

Promovierenden in Unternehmen. Wo dies der Fall ist, wird der spezifische Vorteil einer 

Diplom-/Master-Arbeit oder Promotion im Unternehmenskontext, der in der Praxisein-

bindung der wissenschaftlichen Arbeit liegt, deutlich abgeschwächt. 
                                            
246 Beispielsweise hat Baden-Württemberg mit dem Kabinettsbeschluss vom 03.05.1999 grundsätzlich seine Bereitschaft hierzu 
       signalisiert, wenn der Stifter die Stiftungsprofessur für zehn Jahre finanziert. 
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Empfehlungen 

• Folgende Faktoren sollten bei der Durchführung einer Abschlussarbeit in einem Un-

ternehmen erfüllt sein: 

o Eine enge Kooperation zwischen Hochschule und Unternehmen bei der 

Betreuung des wissenschaftlichen Nachwuchses ist sicherzustellen. Hierzu ge-

hört neben regelmäßigen Konsultationen des betreuenden Hochschullehrers 

auch die Teilnahme an Seminaren und anderen Veranstaltungen strukturierter 

Promotionsprogramme. In deren Planung und Qualitätssicherung sollten auch 

Wissenschaftler aus Unternehmen einbezogen werden.  

o Der freie Informationsaustausch zwischen dem im Unternehmen tätigen wis-

senschaftlichen Nachwuchs und seinem akademischen Betreuer muss gewähr-

leistet sein.  

o Der Betreuer der Arbeit seitens des Unternehmens muss ausreichend wissen-

schaftlich qualifiziert sein und ausreichend Zeit für seine Betreuungsfunktion zur 

Verfügung stellen. Eine enge Kooperation des Betreuers mit der Hochschule ist 

notwendig.  

o Die Absolventen müssen die Möglichkeit haben, die Ergebnisse ihrer Arbeit in-

nerhalb eines angemessenen Zeitrahmens zu publizieren. Dabei sollte der Zeit-

punkt der Publikation (abgesehen vom Zeitpunkt der Abgabe/Publikation der 

Abschlussarbeit) verhandelbar sein, um möglichen Geheimhaltungs- oder Pa-

tentierungsabsichten des Unternehmens Rechnung zu tragen (vgl. hierzu auch 

Kapitel B.IV.).  

o Der Zugang des wissenschaftlichen Nachwuchses zu Daten und Ressourcen 

des Unternehmens muss sichergestellt sein. 

o Mit der hier vom Wissenschaftsrat vorgeschlagenen Verbesserung der Betreu-

ung von Abschlussarbeiten in Unternehmen geht die Erwartung einher, dass 

dem wissenschaftlichen Nachwuchs, der seine Abschlussarbeit in einem Unter-

nehmen durchgeführt hat, hieraus keine Nachteile für seinen weiteren Qualifika-

tionsweg in der Wissenschaft entstehen. 

• Die Verstärkung von Wirtschaftskooperationen als Teil einer institutionellen Strategie 

von Hochschulen und Forschungseinrichtungen verlangt nach neuen Kompetenzen 

und bedingt, auch die Rekrutierung des wissenschaftlichen Personals in den betref-

fenden Forschungseinheiten auf dieses strategische Ziel auszurichten. Wissen-

schaftler, die eine wissenschaftlich geprägte Tätigkeit in der Wirtschaft wahrgenom-
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men haben, sind hierdurch in besonderem Maße qualifiziert, zu einer Intensivierung 

der Kooperationen zwischen Hochschulen/Forschungseinrichtungen und Unterneh-

men beizutragen. Bei einem Wechsel solcher Personen aus der Wirtschaft an eine 

akademische Institution muss also die vorherige Tätigkeit in der Wirtschaft zwingend 

als Qualifizierungsphase anerkannt und honoriert werden. Die Politik sollte die Mög-

lichkeit dafür schaffen, dass wissenschaftlich geprägte Tätigkeiten in der Wirtschaft 

als Erfahrungszeit im Rahmen der neuen Tarifverträge für den öffentlichen Dienst 

(TVöD, TV-L) anerkannt werden.  

B.IV. Schutzrechte 

Die schutzrechtliche Sicherung wissenschaftlicher Erfindungen ist häufig eine Grundbe-

dingung für deren wirtschaftliche Verwertung. Einer noch effektiveren Sicherung geisti-

gen Eigentums steht ein grundsätzlicher Zielkonflikt für Wissenschaftler an öffentlich 

geförderten Institutionen entgegen, der sich aus dem eigenen und institutionellen Inte-

resse an ungehinderter Publikation der wissenschaftlichen Arbeiten einerseits und dem 

patentrechtlichen Erfordernis der Geheimhaltung von Ergebnissen vor der Anmeldung 

eines Patents andererseits ergibt.  

Mitunter kann es erhebliche Schwierigkeiten bei der verbindlichen Verständigung über 

Schutz- und Nutzungsrechte an patentierbaren Ergebnissen geben, die aus gemein-

schaftlichen Projekten von wissenschaftlichen Institutionen und Unternehmen hervor-

gehen. Dies gilt insbesondere für Kooperationsprojekte, in die beide Partner erhebliche 

Ressourcen einbringen. Die Schwierigkeiten bei den Verhandlungen über Nutzungs-

rechte können soweit gehen, dass sie das Zustandekommen einer Kooperation zwi-

schen einer wissenschaftlichen Institution und einem Unternehmen verhindern. 

a) Neuheitsschonfrist 

In Deutschland ist für die Erteilung eines Patents die absolute Neuheit der betreffenden 

Erfindung erforderlich. Das bedeutet, dass die Erfindung signifikant über den Stand der 

Technik hinausgehen muss, also zum Zeitpunkt der Patentanmeldung noch nicht der 

Öffentlichkeit zugänglich gemacht wurde. Diese Regelung führt dazu, dass in Deutsch-

land eine nicht geringe Zahl von potentiellen Patenten aus Hochschulen und For-

schungseinrichtungen und damit auch Rückflüsse aus diesen Patenten verloren geht, 

da die zwingende Geheimhaltung der für eine Patentanmeldung relevanten Informatio-
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nen dem Grundauftrag dieser Einrichtungen und dem Selbstverständnis der Wissen-

schaftler widerspricht.  

Eine Lösung für diesen Zielkonflikt zwischen Publikation und Patentierung bietet die 

sogenannte Neuheitsschonfrist. Dieses in vielen Nationen genutzte Instrument erlaubt 

die Anmeldung einer Erfindung zu einem Patent innerhalb einer bestimmten Frist auch 

noch nach ihrer initialen Offenlegung beispielsweise durch eine Publikation oder einen 

wissenschaftlichen Vortrag.247 In Deutschland bestand eine solche Neuheitsschonfrist 

bis sie 1980 im Zuge der Harmonisierung des europäischen Patentrechts abgeschafft 

wurde.248 Von der Neuheitsschonfrist wird in den Ländern, deren Patentgesetze diese 

Regelung kennen, hauptsächlich in solchen Fällen Gebrauch gemacht, bei denen sich 

das wirtschaftliche Potential eines Forschungsergebnisses erst nach dessen Veröffent-

lichung ergibt.249 Die Neuheitsschonfrist erlaubt auch die Publikation eines Ergebnisses 

während der Phase, in der die Prüfung der Wirtschaftlichkeit dieser Erfindung erfolgt 

(Validierungsphase, vgl. Kapitel B.II.2.). Die Neuheitsschonfrist löst den Zielkonflikt zwi-

schen Publikation und Patentierung somit auch für solche Forschungsergebnisse, deren 

Validierung mehrere Monate in Anspruch nimmt oder deren Offenlegung eine notwen-

dige oder förderliche Bedingung zur Prüfung ihrer Wirtschaftlichkeit ist. Durch die Mög-

lichkeit, die Erfindung während einer eingehenden Wirtschaftlichkeitsprüfung vor der 

Anmeldung eines Patents offenzulegen, hat die Neuheitsschonfrist in diesen Fällen 

auch das Potential, die Qualität der Patentanmeldungen zu steigern. Ohne diese Rege-

lung besteht die Gefahr, dass entweder eine unreife Erfindung zum Patent angemeldet 

wird – deren Verwertbarkeit und Potential für die Generierung von Lizenzeinnahmen 

damit auch entsprechend gering ist – oder eine Anmeldung gänzlich unterbleibt. Nach 

Auffassung des Wissenschaftsrates ist eine hohe Patentqualität vor dem Hintergrund 

einer Kosten-Nutzen-Abwägung für die Hochschulen und öffentlich geförderten For-

schungseinrichtungen von großer Bedeutung, da mit der Aufrechterhaltung von Schutz-

rechten hohe Kosten verbunden sind.  

Die Neuheitsschonfrist ist allerdings nicht unumstritten. Das wesentliche Gegenargu-

ment besteht darin, dass sie unter Umständen eine Unsicherheit für Dritte schaffen 

kann, da unklar ist, inwieweit publiziertes Wissen frei zur Verwertung verfügbar ist oder 

der Autor hierfür nachträglich ein Patent beantragen wird. Kritiker fürchten außerdem, 

dass die Einführung einer Neuheitsschonfrist dazu führen könnte, dass die Unsicherhei-

                                            
247 Eine Neuheitsschonfrist von sechs oder zwölf Monaten besteht in den Patentgesetzen von rund 40 Staaten, vgl. Straus (2000). 
248 Für Gebrauchsmuster besteht hingegen nach wie vor eine Neuheitsschonfrist in Deutschland. 
249 Vgl. BMBF (2002). 
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ten des US-amerikanischen Patentrechts (hier gilt das Ersterfinderprinzip im Gegensatz 

zum Erstanmelderprinzip in Europa) Eingang ins europäische Patentrecht finden und 

hiermit in der Folge über die Unsicherheit für Dritte hinsichtlich der Erteilung eines Pa-

tents hinaus komplizierte Rechtsstreitigkeiten bei der Durchsetzung eines Patents ent-

stehen könnten. Die Kritiker sind daher der Ansicht, dass eine Neuheitsschonfrist in 

Deutschland und Europa nur dann eingeführt werden sollte, wenn gleichzeitig eine 

weltweite Harmonisierung des Patentrechts erreicht werden kann. 

Empfehlung 

• Der Wissenschaftsrat hält eine Neuheitsschonfrist aus wissenschaftssystematischer 

Sicht für richtig und spricht sich nachdrücklich für die Einführung einer Neuheits-

schonfrist unter Beibehaltung des Erstanmelderprinzips im Europäischen Patent-

übereinkommen aus.250 Der Nutzen einer solchen Regelung überwiegt nach Auffas-

sung des Wissenschaftsrates deren potentielle Risiken, welche durch geeignete 

Maßnahmen (z.B. das Anzeigen eines möglichen späteren Patents für einen Publika-

tionsgegenstand) reduziert werden sollten. Die Inanspruchnahme der Neuheits-

schonfrist sollte außerdem nicht zum Regelfall bei Patentanmeldungen werden. 

Durch eine Neuheitsschonfrist lässt sich hinsichtlich des Patentrechts ein Ausgleich 

der unterschiedlichen Erwartungen an die Wissenschaft (Mehrung des öffentlich ver-

fügbaren Wissens versus Steigerung der ökonomischen Wirkungskraft) herstellen. 

Ein umfassenderes Wissen der Wissenschaftler über Patentrechtsfragen ist wün-

schenswert, verringert aber nicht ihren Publikationsdruck oder die Notwendigkeit, In-

formationen über patentierbare Erfindungen im Zuge von Machbarkeitsstudien preis-

zugeben. Dies kann durch eine Neuheitsschonfrist erreicht werden. Ein nationaler Al-

leingang in dieser Frage wäre nur von begrenzter Wirksamkeit, da eine Erfindung, 

die in einer Nation unter Inanspruchnahme der Neuheitsschonfrist patentiert wurde, 

nicht in einer anderen Nation, in der dieses Instrument nicht existiert, zum Patent an-

gemeldet werden kann. Daher sollte die Verankerung einer Neuheitsschonfrist im 

Europäischen Patentübereinkommen angestrebt werden. Das langfristige Ziel muss 

eine weltweite Harmonisierung des Patentrechts hinsichtlich dieser Frage sein. Der 

Wissenschaftsrat empfiehlt der Bundesregierung, diesbezügliche Anstrengungen auf 

internationaler Ebene zu intensivieren.  

                                            
250 Der Wissenschaftsrat bekräftigt hiermit seine Empfehlung von 1996, vgl. Wissenschaftsrat (1996b) S. 102. 
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b) Verhandlungen über Schutzrechte 

Wissenschaftliche Institutionen und Unternehmen verfolgen mit Schutzrechten unter-

schiedliche Interessen. Für Unternehmen sind Patente sowohl „Verbietungsrechte“, die 

Mitbewerber von der Nutzung der patentierten Erfindung ausschließen als auch ein Mit-

tel zur Sicherung der getätigten Investitionen, während Patente auf Seiten der Wissen-

schaft in erster Linie zur Generierung von Rückflüssen dienen sollen. So kann es für 

eine Firma interessant sein, ein eigenes Schutzrecht anzumelden, aber nicht, eine Li-

zenz zu erwerben. Für die Hochschulen und Forschungseinrichtungen sind hingegen 

„Verbietungsrechte“ primär nicht relevant. In dieser Situation kommt es mitunter zu di-

vergierenden Einschätzungen des Marktwertes wissenschaftlicher Forschungsergeb-

nisse. Der Marktwert einer wissenschaftlichen Erfindung lässt sich unter Umständen nur 

sehr schwierig beziffern, beispielsweise wenn es sich bei dieser Erfindung um ein Bau-

teil eines neuen Großgerätes handelt.  

Ausgelöst durch die Schwierigkeiten bei Vertragsverhandlungen wurden im Dialog zwi-

schen Wissenschaft und Wirtschaft eine Reihe von Modellen für die Gestaltung von 

Forschungs- und Entwicklungsverträgen entwickelt.251 Bis heute existieren allerdings 

keine auf breiter Basis in Wissenschaft und Wirtschaft anerkannte Musterverträge.   

Der Wissenschaftsrat begrüßt die Initiative der Bundesregierung zur Entwicklung von 

Richtlinien im Rahmen einer IPR-Charter und Code of Conduct auf europäischer Ebene 

als wichtige Grundlage für die Verständigung über Grundprinzipien und -werte im Um-

gang mit geistigem Eigentum innerhalb der EU. Hierdurch entsteht ein Mehrwert insbe-

sondere auch bei transnationalen Kooperationen mit Partnern in Drittstaaten.  

Empfehlung 

• Der Wissenschaftsrat begrüßt die einschlägigen Initiativen zur Gestaltung von Ver-

tragsbausteinen für Interaktionen zwischen Wissenschaft und Wirtschaft. Im Sinne 

einer Vereinfachung der Vertragsgestaltung – insbesondere auch bei Verbundprojek-

ten zwischen mehreren Partnern aus Wissenschaft und Wirtschaft – wäre eine auf 

beiden Seiten verbreitet anerkannte Sammlung von Vertragsbausteinen hilfreich. Der 

Wissenschaftsrat begrüßt, dass dieses Thema durch die Befassung einer Arbeits-

gruppe des Rats für Innovation und Wachstum der Bundeskanzlerin einen hohen po-

litischen Stellenwert genießt. Der Wissenschaftsrat regt an, zu prüfen, ob die Ent-
                                            
251 z.B. Peter, Runge, Wille (2006), die eine Reihe verbreiteter Vertragsmodelle diskutieren und eigene Vertragsbausteine entwi- 
       ckelt haben. 



 - 107 - 

wicklung einer frei verfügbaren Software, die auf der Basis der spezifischen Voraus-

setzungen eines Kooperationsprojektes individuelle Lösungen für die Vertragsgestal-

tung anbietet und über die Implikationen der angebotenen Lösungen informiert, wei-

ter zur Verkürzung und Kostensenkung von Schutzrechtsverhandlungen beitragen 

kann.252 Für den Wissenschaftsrat ist entscheidend, dass alle Verträge zur Nutzung 

von Schutzrechten einen fairen Interessenausgleich zwischen wissenschaftlichen In-

stitutionen und Unternehmen beinhalten und gewährleisten, dass die wissenschaftli-

chen Institutionen Forschungsergebnisse ungehindert für akademische Fragestellun-

gen nutzen können. Die Verfügbarkeit solcher Verträge entbindet die Hochschulen 

und Forschungseinrichtungen jedoch nicht davon, jeweils eigene institutionelle Stra-

tegien zum Umgang mit geistigem Eigentum zu entwickeln (vgl. Kapitel B.I.2.). 

                                            
252 Vgl. die Software „TurboNegotiator“ in den USA, http://www7.nationalacademies.org/guirr/Susan_Butts.pdf (Stand 02/07); Die  
       Entwicklung der Software erfolgt in Zusammenarbeit von Technologietransfer-Experten aus Wissenschaft und Wirtschaft und  
       wird durch mehrere Großunternehmen und Stiftungen finanziert. Das Ziel ist ein Programm, das maßgeschneiderte Lösungen  
       für unterschiedliche Anforderungen verschiedener Wirtschaftssektoren und Projekttypen anbieten kann, vgl. Gewin (2005). 

http://www7.nationalacademies.org/guirr/Susan_Butts.pdf
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Abbildung A.1: Nutzung von externen Innovationsquellen in Deutschland im 

 Zeitraum 2000-2002 nach Hauptsektoren (in %). 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Anteil der Unternehmen, die im Zeitraum 2000-2002 Produkt- und/oder Prozessinnovationen eingeführt haben, die auf Impulse aus 
der jeweiligen Quelle zurückgehen, in % aller Innovatoren. 
Mehrfachnennungen möglich. 
Quelle: Quelle: ZEW (2004), Mannheimer Innovationspanel, Befragung 2003. – Berechnungen des ZEW. 
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Abbildung A.2: Bedeutung unterschiedlicher Formen der Zusammenarbeit mit 
   der Wissenschaft in Unternehmen (ab 5 Beschäftigte) in  
   Deutschland differenziert nach Beschäftigtengrößenklassen  
   (Unternehmen, die eine hohe Bedeutung angaben, in % aller  
   Unternehmen mit einer Wissenschaftskooperation im Zeitraum 
   2000-2002). 
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Hohe Bedeutung: Die jeweilige Kooperationsform hat für den Zugang des Unternehmens zum Know-how der wissenschaftlichen 
Einrichtungen im Zeitraum 2000-2002 ein große Bedeutung gehabt. 
Mehrfachnennungen möglich. Alle Angaben sind hochgerechnet auf die Grundgesamtheit der Unternehmen ab 5 Beschäftigte in 
Deutschland (gewerbliche Wirtschaft, WZ 10-52, 60-74, 90). 
Quelle: Quelle: ZEW (2004), Mannheimer Innovationspanel, Befragung 2003. – Berechnungen des ZEW. 

 
Abbildung A.3: Spin-off-Intensitäten nach Inkubatoreinrichtungen: Spin-offs 

 unter Wissenschaftlerbeteiligung pro Jahr (im Zeitraum 1996-
 2000) je 100 Wissenschaftler an der Einrichtung. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Egeln et al. (2003), ZEW – Spin-off Befragung 2001, hochgerechnete Werte. 
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Abbildung A.4: Innovationsförderungsmaßnahmen des Bundes. 
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Modifiziert nach Lo et al. (2006). 
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Abbildung A.5:  Absolventen der naturwissenschaftlich-technischen 
1)

00 eschäftigte im Alter von 25 bis 34 Jahren im Jahr 2003. Eingeschloss

 Disziplinen im internationalen Vergleich.
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Unternehmen in Deutschland 1995-2003. 

Quelle: Belitz (2006). 
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Tabelle A.2: FuE-Aufwendungen deutscher Unternehmen mit FuE im Ausland 
1995-2003. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Belitz (2006). 
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Tabelle A.3: Verbreitung von Kooperationen mit der Wissenschaft in 
innovativen KMU in Deutschland 2000-2002. 

Branche WZ 1 2
Bergbau 10-14 0,3 51
Ernährung/Tabak 15-16 3,2 59
Textil/Bekleidung/Leder 17-19 1,7 42
Holz/Papier/Druck/Verlag 20-22 4,3 43
Chemie/Pharma/Mineralöl 23-24 2,3 68
Gummi-/Kunststoffverarbeitung 25 2,3 45
Glas/Keramik/Steinwaren 26 1,2 52
Metallerzeugung/-bearbeitung 27-28 5,8 45
Maschinenbau 29 7,1 62
Elektroindustrie 30-32 4,3 70
Instrumententechnik 33 2,5 60
Fahrzeugbau 34-35 1,2 62
Möbel/Sport-/Spielw./Recycling 36-37 1,6 45
Energie-/Wasserversorgung 40-41 0,7 78
Banken/Versicherungen 65-67 1,7 39
EDV/Telekommunikation 64.3, 72 8,9 55
Technische/FuE-Dienstleistungen 73, 74.2, 74.3 29,2 71
Unternehmensberatung/Werbung 74.1, 74.4 21,6 63

Wissenschaftszusam-
menarbeit insgesamt

 
1: Anteil einer Branche (in %) an allen innovativen KMU mit Wissenschaftskooperationen 2000-2002. 
2: Innovative KMU mit Wissenschaftskooperationen 2000-2002 in % aller KMU mit Innovationsaktivitäten. 
Alle Angaben sind hochgerechnet auf die Grundgesamtheit der Unternehmen ab 5 Beschäftigte in Deutschland. 
KMU: Unternehmen mit 5 bis 499 Beschäftigte. 
Quelle: ZEW (2004): Mannheimer Innovationspanel, Befragung 2003. – Berechnungen des ZEW. 

 
Tabelle A.4: Gründe für den Verzicht auf eine Zusammenarbeit mit der 

Wissenschaft in Unternehmen (ab 5 Beschäftigte) in Deutschland 
(in % aller Unternehmen ohne Zusammenarbeit mit der 
Wissenschaft im Zeitraum 2000-20002). 

häftigte in 
Deutschland (gewerblic
Quelle: ZEW (2004), M

 

5-49 50-99 100-499 ab 500
Geheimhaltung der Ergebnisse aus Zusammenarbeit wäre nicht gewährleistet 3 5 6 3
Unterschiedliche Zeitvorstellung von Unternehmen und wissenschaftlichen Einr. 3 10 5 3
Unterschiedl. Herangehensweise von Wissenschaft & Wirtschaft an Problemstellungen 4 8 9 3
Mangelnde Praxisorientierung der Wissenschaft 10 12 17 14
Kein Interesse auf Seiten der Wissenschaft 11 10 12 2
Kein geeigneter Ansprechpartner in der wissenschaftlichen Einrichtung 16 9 12 8
Zu hohe Managementkosten einer Zusammenarbeit mit der Wissenschaft 23 16 19 11
Fehlende Informationen über das Angebot der Wissenschaft 25 19 31 19
Zu hohe Finanzierungskosten einer Zusammenarbeit mit der Wissenschaft 30 17 15 10
Keine Personalkapazitäten für eine Zusammenarbeit mit der Wissenschaft 28 27 23 21
Kein relevantes Angebot vorhanden 31 42 37 37
Kein Bedarf 68 64 62 65

verarbeitendes Gewerbe

Mehrfachnennungen möglich. Alle Angaben sind hochgerechnet auf die Grundgesamtheit der Unternehmen ab 5 Besc
he Wirtschaft, WZ 10-52, 60-70, 90). 
annheimer Innovationspanel, Befragung 2003. – Berechnungen des ZEW. 
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Tabelle A.5: Bedeutung unterschiedlicher Personengruppen für die Herstellung 
von Kontakten zwischen Unternehmen und Wissenschaft in 
Unternehmen (ab 5 Beschäftigte) in Deutschland, differenziert 
nach Beschäftigtengrößenklassen (in % aller Unternehmen mit 

 

00
Mitarbeiter mit Hoch
Mitarbeiter ohne Ho 15
Wissenschaftliche M 24
Technologietransferstellen der wissenschaftlichen Einrichtungen 3 2 6 14
Technologietransferstellen der Verbände und Kammern 7 11 9 14
Konferenzen, Tagungen 21 21 30 50
Messen, Ausstellungen 26 27 31 49

einer Wissenschaftszusammenarbeit im Zeitraum 2000-2002. 
 

5-49 50-99 100-499 ab 5
schulabschluss 35 31 45 60
chschulabschluss 9 9 14
itarbeiter an wissenschaftlichen Einrichtungen 16 11 15

Verarbeitendes Gewerbe

Mehrfachnennungen möglich. Alle Angaben sind hochgerechnet auf die Grundgesamtheit der Unternehmen ab 5 Beschäftigte in 
Deutschland (gewerbliche Wirtschaft, WZ 10-52, 60-70, 90). 
Quelle: ZEW (2004), Mannheimer Innovationspanel, Befragung 2003. – Berechnungen des ZEW. 
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